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VERLAGSANGABEN

WOCHENZEITUNG DIE WOCH  ››› Seite 34/35

TAGESZEITUNG TRIERISCHER VOLKSFREUND

ERSCHEINUNGSWEISE Mo-Sa, frühmorgens

Anzeigen- und Druckunterlagenschluss
Motor-, Immo-Journal: gest. Anz. und Fließsätze 
Für die Wochenendausgabe:  Do., 12 Uhr
Für die Mittwochsausgabe:  Mo., 16 Uhr
Stellen-Journal: gest. Anz. und Fließsätze 
Für die Wochenendausgabe:  Do., 10 Uhr
Für die Mittwochsausgabe:  Mo., 16 Uhr
gestaltete Anzeigen, Textanzeigen und Fließsätze 
Für Montag:  Fr., 10 Uhr
Für Dienstag:  Fr., 14 Uhr
Für Mi.–Sa.:  2 Arbeitstage vor Erscheinung, 14 Uhr
Marktplatz regional 
Di.-Sa.:  2 Arbeitstage vor Erscheinung, 14 Uhr
Montag:  Fr., 10 Uhr
Dienstleistungen, Internetanzeigen:  Do., 10 Uhr
Gestaltete Anzeigen im Textteil: 
  2 Arbeitstage vor Erscheinung, 14 Uhr
Gestaltete Anzeigen + Fließsätze im Anzeigenteil 
(außer Immo, Motor, Stellen):  
  2 Arbeitstage vor Erscheinung, 16 Uhr
Sonderpublikationen:  auf Anfrage
Rücktrittstermine, Stornos und Änderungen: 
  siehe Schlusstermine
Sondernachlass in Fortführung über 100.000 mm = 
Einzelkalkulation möglich. Höchstnachlass: 30%. 

Der Sondernachlass wird auf den Nettobetrag der Umsätze 
berechnet. 
Der Anspruch entsteht und die Vergütung erfolgt erst nach Ablauf 
des Insertionsjahres. Rabattgutschrift erst nach Beendigung des 
Insertionsjahres möglich.

Nachlässe bei Anzeigenstrecken
2 Seiten: 20 % I 3 Seiten: 25 % I 4 Seiten: 30 % I 5 Seiten: 40 %

Mehrwertsteuer
Preise in Euro zzgl. gültiger MwSt.

Platzierungen:
Platzierungen werden, soweit technisch möglich eingehalten. 
Mindestgröße für Platzierungen im redaktionellen Teil: 
500-mm-Anzeigen

VERLAGSANGABEN IM DETAIL

KONTAKT TELEFON E-MAIL

 Leitung Media Sales (06 51) 71 99-511 anzeigenleitung@
volksfreund.de

 Verkaufsleitung Media Sales (06 51) 71 99-530 AnzeigenVerkaufslei-
tung@volksfreund.de

 Anzeigen (06 51) 71 99-545 anzeigen@volks-
freund.de

 Beilagen (06 51) 71 99-527 beilagendisposition@
volksfreund.de

 Fax für Anzeigenaufträge (06 51) 71 99-599

TRIERISCHER VOLKSFREUND 
MEDIENHAUS GMBH
Haus- und Lieferadresse: Hanns-Martin-Schleyer-Str. 8, 54294 Trier
Internet:  www.volksfreund.de
Konto:    
Commerzbank | IBAN: DE96 5858 0074 0513 4201 00 | BIC: DRESDEFFXXX
Sparkasse Trier | IBAN: DE11 5855 0130 0000 0995 07 | BIC: TRISDE55XXX
Volksbank Trier Eifel eG | IBAN: DE82 5866 0101 0002 8500 84 | BIC: GENODED1BIT

Chiffregebühren
Zusendung je Veröffentlichung 12 Euro zzgl. MwSt. werden als Verwal-
tungspauschale auch erhoben, wenn keine Offerten eingehen.

Umrechnung
1 Textspalte = 1,17 Anzeigenspalten

Satzkosten/-Änderungen
Für Anzeigen mit Neusatz oder Anzeigen mit Satzänderungen 
werden 12 Euro zzgl. MwSt. in Rechnung gestellt.

Geschäftsbedingungen
Aufträge werden zu den Allgemeinen Geschäftsbedingungen für 
Anzeigen und Beilagen in Tageszeitungen und zu den zusätzlichen 
Geschäftsbedingungen des Verlages ausgeführt.

Zahlungsbedingungen
Zahlbar sofort nach Rechnungserhalt ohne Skontoabzug. 
Bei Zahlungsverzug oder Stundung werden Zinsen in Höhe 
von 5 %-Punkten über dem jeweils gültigen Basiszinssatz der 
Europäischen Zentralbank sowie die Einziehungskosten berechnet.

Provisionen
Über eine Werbeagentur in Auftrag gegebene Anzeigen bzw. Beilagen 
werden zum Grundpreis abgerechnet. Eingetragene Werbeagenturen 
erhalten auf den Grundpreis eine 15-prozentige AE-Provision. 
Bei direkter Abrechnung eines Anzeigen- bzw. Beilagen auftrages mit 
dem Verlag wird der Direktpreis abgerechnet.

Nachhaltigkeit
Das Trierischer Volksfreund Medienhaus ist Teil der Rheinische 
Post Mediengruppe; diese entwickelte 2022 eine gruppenweite 
Nachhaltigkeitsstrategie für alle Standorte und setzt diese seit 
Anfang 2023 konsequent um. 

Alle Details finden Sie hier: 
https://www.medienhaus-sz-tv.de/nachhaltigkeit
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ZIELE / DIGITALE REICHWEITEN

WIR BIETEN  MASSGESCHNEIDERTE 
LÖSUNGEN FÜR  MAXIMALE 
WERBE WIRKUNG

HÖCHSTE DIGITALE REICHWEITEN IN DER REGION

TAGES-
ZEITUNG

KUNDE

THEMEN-
BEILAGEN

PORTALE

GOOGLE 
ADWORDS 

ePAPER

MAGAZINE

NATIVE
ADVERTISING

SOCIAL
MEDIA

PODCAST
AUDIO

NEWS-
LETTER

B E R AT U N G

M
ED
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M

PA
G

N
EN

KO
N

ZEPZT

M E D I A-A N A LY S E

Sie kennen Ihr Unternehmen – 
wir kennen die Region und ihre Menschen. 
Zusammen entwickeln wir kreative Werbe konzepte, 
die Ihre Marke erlebbar machen: 
ob in Zeitung und ePaper, auf unseren 
Online-Kanälen, im Podcast oder 
mit individuellen Sonderformaten. 

Unser Ziel: Ihre Botschaft kommt genau 
dort an, wo sie die größte Wirkung entfaltet.

Seiten-
aufrufe

8.321.233

Seiten-
aufrufe

8.844.625

Seiten-
aufrufe

8.650.747

Seiten-
aufrufe

1.969.379

Nutzer

1.123.987
Nutzer

1.437.921
Nutzer

80.377
Nutzer

99.198

volksfreund.de sol.de fupa.net/rheinland stellenanzeigen.devolksfreund.
trauer.de

Sitzungen

3.500.00

Bewerbungs-
Interaktionen mtl.

180.000

SOL DE

Definition Nutzer: Die Gesamtzahl der einzelnen Personen, die eine Website besuchen. 
Definition Seitenaufrufe: Die Anzahl, wie oft einzelne Seiten einer Website geladen werden 

(Anzahl der Seiten, die der Nutzer besucht hat). 

Quellen: Google Analytics 09/2025 und stellenanzeigen.de GmbH & Co. KG (monatliche Durchschnittszahlen)

Seiten-
aufrufe

8.395.313

Nutzer

1.610.130

saarbruecker-
zeitung.de
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PRODUKTÜBERSICHT

AUSWAHL PRINT-PRODUKTE

AUSWAHL ONLINE-PRODUKTE

ZUSATZPRODUKTE

Tageszeitungen Themenbeilagen & Magazine

>  Sie blicken positiv in die Zukunft

  Junge Menschen erzählen, warum 

sie ihren Beruf gewählt haben

  „Wer etwas gerne macht, kommt 

mit allen Veränderungen zurecht“

Reinhilde Willems, Chefin der 

Arbeitsagentur Trier, im Interview 

>  Sehen und gesehen werden

  Unterwegs bei Messen, einem 

Jubiläum und einer Preisverleihung 

schon in unserem Alltag?

Regionale Experten über Künstliche Intelligenz  

in Beruf und Ausbildung

MENSCHEN + MÄRKTE Das regionale Wirtschaftsmagazin

DEZEMBER 2025

bauen
und wohnen

12. September 2025

mit

Garten-Special
im Innenteil
ab Seite 19

 

Öffnungszeiten: Mo. – Fr.: 09.00 – 18.00 Uhr · Sa.: 09.00 – 16.00 Uhr

SANIERUNGS•SAMSTAG
20. SEPTEMBER•10–15 UHR

BESUCHEN SIE UNS AM
20.
54294

Freuen Sie s
Unsere E
(Dämmung)
ihre neuest
Projekt.

Unsere fach

Ab dem 20
Sichern Sie e S
nur solange der Vorrat reich

Display Ads

ePaper-Werbung

Recruiting-Lösungen

Native Advertising ePaper- & News-Apps

Digitale BeilagePodcasts

Facebook   +   Instagram

Social 
Media

Google-Ads

Google 
AdWords

M O N T A G ,  3 .  N O V E M B E R  2 0 2 5

3 1 2  J A H R E  U N A B H Ä N G I G E  T A G E S Z E I T U N G F Ü R  D I E  S A A R P F A L Z  V O N  1 7 1 3  B I S  2 0 2 5

Amazon darf Riesenhalle 
auf dem Steitzhof umbauen Bosch-Beschäftigte

KONTAKT

GESTERN ABEND

Pflegekräfte verdienen 
in Rheinland-Pfalz mehr

GETRÜBTER URLAUBSSPASS

 Seite 5

M O N T A G ,  3 .  N O V E M B E R  2 0 2 5M O N T A G ,  3 .  N O V E M B E R  2 0 2 5

Wie geht es weiter mit Wie geht es weiter mit Wie geht es weiter mit 
Ex-Prinz Andrew?

Panorama > Seite 24Panorama > Seite 24

 Seite 19

Tickets
im

Vorverkauf

06332 8 70 01

Geldsegen: Anrufen und kassierenGeldsegen: Anrufen und kassieren
Ihr TraumvomGeldsegen

Jetzt täglich mitspielen und
mit ein wenig Glück bis
zu 10.000 € gewinnen.
Mehr Infos im Innenteil!

AMBITIOUS

RENA ARMANI

ETTY BARCLAY

PARIS BOLTZE

ALO BUGATTI

LINA HERRERA

RKS CLINIQUE

OURS & SONS

UMLING DAVID

DPI DRYKORN

GETICS EQUA

MANN FEETJE

SEN FUCHS &

INI GIL BRET

HAPPY GIRLS

HR IKOS INGES

CHOO JJXX

A KENNEL &

STE LADELLE

LERROS LES

O LUHTA LUISA

O MARGITTES

G1 MICHAEL

GLER MUNICH

ELANI NOISY

GN PANIER

PILGRIM PME

PURSCHOEN

COSTA RIEDEL

ROSS S.OLIVER

HÖFFEL SCS-

SLOWROOM

ANN STEIFF

TAUBERT THE

TONY PEROTTI

NS VANZETTI

WATERCULT

ER SAARLOUIS

0 4 5

G E G R Ü N D E T  1 7 1 3

Amazon darf Riesenhalle 
auf dem Steitzhof umbauen

Zweibrücker Zeitung > Seite 7

Pflegekräfte verdienen 
in Rheinland-Pfalz mehr

Medikamente: Im 
Land hohe Zahl an 
Verschreibungen

GETRÜBTER URLAUBSSPASS

Bild von Mallorca 
verliert an Glanz

 stehen diese Ur-
lauber auf Palma. Der vergangene 
Monat bot reichlich Niederschläge 
auf Mallorca, der Lieblingsinsel 
vieler Deutscher. Doch diese 
Liebe ist getrübt. Die anhaltenden 
Proteste der Mallorquiner gegen 
den Massentourismus und ein 
enormer Preisanstieg bei Hotels 
und Gastronomie verleiden nicht 
wenigen den Urlaub auf „Malle“.

U N A B H Ä N G I G  •  Ü B E R P A R T E I L I C H  •  G E G R Ü N D E T  1 8 7 5

DONNERSTAG, 6. NOVEMBER 2025

ZEITUNG FÜR TRIER, SCHWEICH, TRIERER LAND 

Einzelpreis 2,50 €, NR. 257

ZITAT
„Es waren schon einige 

Mannschaften im No-

vember in sehr guter 

Form. Aber am Ende ist 

entscheidend, wie man 

im März, April, Mai in 

Form ist. Momentan sind 

wir natürlich ein europäi-

Der Bayern-Spieler nach dem 2:1-Sieg 

ÜBERBLICK

FOTO OBEN LINS: ISTOCK/DEAGREEZ

Neues Gesetz für 
Bildungsurlaub

MAINZ (red) Ehrenamt für den 

Fußballverein oder den Um-

weltschutzverband? Das soll 

künftig auch bezahlt während 

der Arbeitszeit funktionieren. 

Unternehmer können die ge-

plante Regelung kaum glauben 

und laufen Sturm dagegen.

Seite 2 

Wie Wale auf uns 
Menschen schauen

DÜSSELDORF (red) Menschen fin-

den Meeressäuger faszinierend: 

Doch wie ist der Blick der Tiere 

auf ihre Beobachter? Autor Fa-

bian Ritten hat in seinem Buch 

„Wir Wale“ das hinterfragt.

Seite 21

 Verkommt Belgien 

zum Narco-Staat?

BRÜSSEL (RP) Drogenland Bel-

gien: Sind die Kartelle bereits in 

alle staatlichen Ebenen eingesi-

ckert? Eine Antwerpener Unter-

suchungsrichterin hat Alarm 

geschlagen. Der Rechtsstaat sei 

aufgrund von Korruption und 

Gewalt in Gefahr. 

Seite 27

RUBRIKEN

KONTAKT

WER SPIELT GEGEN LUXEMBURG?

National-Trainer Nagelsmann 

gibt heute den Kader für das 

WM-Qualifikationsspiel 

bekannt. Seite 16

SÜSSER DIE KASSEN NIE KLINGELN?

Oh! In diesem Jahr fallen die

Geschenke wohl kleiner aus. Seite 6

99-999

99-998

99-0

Trierer Corona-Impfopfer will 

Schmerzensgeld von AstraZeneca

VON CHRISTIANE WOLFF

TRIER Als Mandy Klöckner am 5. 
TRIER Als Mandy Klöckner am 5. 
TRIER
März 2021 im Impfzentrum in den 

Trierer Moselauen gegen Corona ge-

impft wird, sind in Großbritannien 

– wo das von AstraZeneca entwickel-

te Serum schon länger verabreicht 

wird – bereits die ersten Hirnvenen-

thrombosen bekannt. Am 15. März 

berichtet das in Deutschland für die 

Dokumentation von Impfschäden 

zuständige Paul-Ehrlich-Institut von 

einer „auffälligen Häufung einer spe-

ziellen Form von sehr seltenen Hirn-

venenthrombosen (...) in zeitlicher 

Nähe zu Impfungen mit dem Covid-

19-Impfstoff von AstraZeneca“. Über 

13 Hirnvenenthrombose-Fälle sind 

da bereits nachgewiesen.

Schwere Nebenwirkungen schon frü-

her bekannt Die schwere Nebenwir-

kung tritt nahezu ausschließlich bei 

Frauen zwischen 20 und 60 Jahren 

auf. Trotzdem wird das Vakzin weiter 

verimpft – auch an junge Frauen. Erst 

am 18. März werden in den Impfzen-

tren die Aufklärungsbogen um den 

Zusatz ergänzt, dass das sehr seltene 

Risiko einer Gehirnblutung besteht. 

Nur wenige Tage später, am 1. April 

2021, empfiehlt die Ständige Impf-
2021, empfiehlt die Ständige Impf-
2021, empfiehlt die Ständige Impf

kommission, Frauen unter 60 Jahren 

nicht mehr mit dem AstraZeneca-

Wirkstoff zu impfen.

Zu spät für die Triererin Mandy 

Klöckner: Nur eine Woche nach dem 

Piks kommt die damals 46-Jähri-

ge mit starken Kopfschmerzen und 

Übelkeit ins Trierer Brüderkranken-

haus. Alle Sofortmaßnahmen kön-

nen nicht mehr verhindern, dass die 

von einem Eiweißgerinnsel verstopf-
von einem Eiweißgerinnsel verstopf-
von einem Eiweißgerinnsel verstopf

te Vene im Kopf der Erzieherin platzt. 

Erst muss die rechte Schädeldecke 

geöffnet werden, um den Druck des 

aus der Vene fließenden Bluts auf das 

Gehirn zu mindern, dann die linke. 

Das Gehirn der Mutter eines damals 

21-jährigen Sohns wird schwer und 

irreparabel geschädigt. Bis heute be-

nötigt Mandy Klöckner rund um die 

Uhr Betreuung.

Dass die Impfung die Ursache 

war für die verstopfte Vene, ist von 

den Behörden anerkannt: Klöckners 

Blut reagiert auf das AstraZeneca-Se-

rum mit Verklumpungen, das haben 

Labortests gezeigt. Ihre schwere Er-

krankung ist auch als Berufsunfall 

anerkannt. Denn als Erzieherin war 

Mandy Klöckner seitens des Staats 

zur Impfung aufgerufen – ungeimpft 

drohte ein Berufsverbot.

Über die Rente wegen Berufsun-

fähigkeit und Zuschüssen für den 

behindertengerechten Umbau des 

Wohnhauses hinaus hat Mandy 

Klöckner bisher allerdings weder 

Schmerzensgeld noch eine Entschä-

digung erhalten. Denn das deutsche 

Arzneimittelgesetz schützt die Her-

steller von Medikamenten, die vom 

Gesundheitsministerium zugelassen 

wurden, vor solchen Forderungen. 

Auch wenn doch noch schwere Ne-

benwirkungen auftreten.

„Dieses Gesetz macht einerseits 

auch Sinn, weil die Hersteller sonst 

einem unkalkulierbaren finanziel-

len Risiko ausgesetzt wären“, sagt 

Dr. Christoph Pitsch, Trierer Anwalt 

für Medizinrecht. Entscheidend sei 

allerdings, ob die Risiken nicht doch 

schon bei der Zulassung des Medi-

kaments bekannt waren und ob die 

Patienten ausreichend darüber in-

formiert wurden.

Zivilprozesse gegen den Phar-

mariesen im Zusammenhang mit 

dem Vaxzevria-Impfstoff hat es in 

Deutschland bereits Dutzende gege-

ben. „Bislang wurden diese alle verlo-

ren“, berichtet Rechtsanwalt Pitsch. 

„Wir haben die vergangenen Jahre 

allerdings für intensive Recherchen 

genutzt und werden dem Gericht 

Auszüge aus nicht veröffentlichten 

Unterlagen vorlegen – zum Beispiel 

aus einem Untersuchungsausschuss, 

der sich in Brandenburg unter ande-

rem mit dem Zulassungsprozess des 

Impfstoffs beschäftigt hat.“ Man wer-

de dem Gericht auch Akten aus dem 

Zulassungsprozess in der Schweiz 

vorlegen – wo der Impfstoff gar nicht 

erst auf den Markt kam. 

„Wir haben Indizien gesammelt, 

die uns an den Erfolg unserer Klage 

glauben lassen und hoffen nun, dass 

das Gericht sich auf eine umfangrei-

che Beweisaufnahme einlässt“, sagt 

Pitsch.
Als seiner Mutter damals per Brief 

des Trierer Impfzentrums mitgeteilt 

worden sei, dass für sie der Impf

stoff von AstraZeneca vorgesehen 

sei, habe sie Zweifel gehabt, berich

tet Sohn Jan Klöckner. „Getragen 

von tiefem Pflichtgefühl und dem 

Wunsch, zum Schutz anderer beizu

tragen“, habe Mandy Klöckner diese 

Zweifel allerdings zurückgestellt. Die 

schrecklichen Folgen der Impfung 

Im März 2021 lässt sich die Erzieherin Mandy Klöckner gegen Corona impfen — mit dem schon damals 

viel diskutierten AstraZeneca-Wirkstoff. Nur eine Woche später erleidet sie eine schwere Gehirnblutung.

 Seite 8

A1-Lückenschluss:

Bundesgericht ist 

jetzt am Zug

LEIPZIG/KELBERG (dpa) Der seit Jah-

ren viel diskutierte Lückenschluss der 

 Seite 2

 Seite 7

Im März 2021 wird eine Triererin mit dem Impfstoff von AstraZeneca geimpft. 

Kurz darauf beginnt ihr Leidensweg. 

Demokraten gewinnen wichtige 

Wahlen von New York bis Virginia

WASHINGTON (AP) Ein Muslim ge-

winnt die Wahl in der größten Stadt 

der USA. Zwei Frauen erobern die 

Gouverneursämter in New Jersey 

und Virginia: Die US-Demokraten 

haben die ersten wichtigen Wahlen 

nach ihrer Niederlage gegen den 

Republikaner Donald Trump für 

sich entschieden. Während bei den 

Bürgermeisterwahlen am Dienstag 

(Ortszeit) in New York der Parteilin-

ke Zohran Mamdani triumphierte, 

entschieden die gemäßigten Demo-

kratinnen Abigail Spanberger und 

Mikie Sherrill die Gouverneurs-

wahlen in Virginia und New Jersey 

für sich. In Kalifornien stimmten 

die Wähler für eine Wahlkreisre-

form, die den Demokraten Vorteile 

bei den Kongresswahlen in einem 

Jahr bringen könnte, und in Penn-

sylvania bestätigten sie die liberale 

Richtermehrheit im Obersten Ge-

richt des sogenannten Swingstates.

Der 34-jährige Mamdani besieg-

te in der demokratischen Hochburg 

New York den früheren Gouverneur 

Andrew Cuomo und den Republika-

ner Curtis Sliwa.

Der in Uganda geborene Mam-

dani wird der erste muslimische 

Bürgermeister der größten Stadt 

der Vereinigten Staaten und der 

jüngste seit mehr als 100 Jahren 

sein. Er stellte seinen Erfolg als Sieg 

für die Arbeiterklasse dar, die ums 

Überleben kämpfe. Der selbst er-

nannte demokratische Sozialist hat 

kostenlose Stadtbusse, kostenlose 

Kinderbetreuung, eine Mietpreis

bremse für Sozialwohnungen und 

staatlich betriebene Supermärkte 

versprochen.

Er wird Bürgermeister Eric Adams 

ersetzen, der im September seine 

Kandidatur zurückgezogen hatte, 

aber noch auf den Stimmzetteln 

stand. Cuomo hatte die Vorwahlen 

der Demokraten gegen Mamdani 

verloren und trat als unabhängiger 

Kandidat an. Der Republikaner Sli

wa galt als chancenlos, zumal der 

gebürtige New Yorker Trump zur 

Wahl Cuomos aufgerufen hatte – um 

Mamdani zu verhindern, den er als 

Kommunisten bezeichnete.

Themen des Tages Seite 7

AUF
ALLES
6.11 - 15.11

Anzeige

Besuchen Sie uns!

Hausbesichtigung
Sonntag, 09.11. von 10.0

0 - 15.00 Uhr

OPEN HOUSE - Maximinstr. 13, Trier

keine Anmeldung erforderlich, Info
s auf der Homepage

Anfragen gerne unter inf
o@liewer-bau.de

4 194971 102507 4 0 1 4 5

Top-Themen 
am Morgen

Nachschuss

Moien!

Lokale 
Newsletter

Sauwer Leben

Top-Newsletter
am Abend

Kinderleicht!?

Der Volksfreund 
bewegt

News-
Letter

>  Sie blicken positiv in die Zukunft

  Junge Menschen erzählen, warum 

sie ihren Beruf gewählt haben

schon in unserem Alltag?

Regionale Experten über Künstliche Intelligenz 

in Beruf und Ausbildung

Das Tor
zu Kultur,
Genuss &
Shopping
in Trier

Das Tor

Porta
Sonderveröffentlichun

g

9. April 2025

e S
der Vorrat reich

www.zukunftausbildung.com

Qual der Wahl
Was soll ich später machen und welcher Beruf passt zu mir?
Seite 4 – 5

Ratgeber Eltern
Wie Sie Ihrem Kind mit Rat und Tat zur Seite stehen

Seite 12 – 13

ZukunftAusbildung
Ausgabe 03 / 2025

W W W. P F A E L Z I S C H E R - M E R K U R . D E

Homburger Stadtrat stellt sich 
hinter 

Homburger Nachrichten > Seite 13

in Rheinland-Pfalz mehr

„Halloween“ bleibt 
in Rheinland-Pfalz 
meist friedlich

D O N N E R S T A G ,  6 .  N O V E M B E R  2 0 2 5
W W W. S A A R B R U E C K E R - Z E I T U N G . D E

G E G R Ü N D E T  1 7 6 1
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Tagsüber scheint teilweise die Son-ne. Der Himmel ist wolkig bis stark bewölkt. Die Temperaturen machen bei 13 Grad halt und der Wind weht nur leicht aus Südost.

Werden Sie 
unser Leser-Reporter 
und schicken Sie uns

 Ihre Tipps 
als Sprachnachricht an:

(0681) 5959800 
aus dem Ausland: 

(0049681) 5959800 

per E-Mail:
leser-reporter@sz-sb.de 

www.saarbruecker-zeitung.de/abo

Abo-Service: (06 81) 502 502E-Mail: abo-service@sz-sb.de
Fax: (06 81) 502 55 05 

Privatanzeigen: (06 81) 502 503E-Mail: privatanzeige@sz-sb.de
Fax: (06 81) 502 509 

Redaktion:  (06 81) 502 504

Flippermuseum Wiebelskirchen bereitet sich auf Groß-Turnier vor
Lokales > Seite C 5

SCHNELLE SZ

POLITIK
Regierung legt Plan zum Bürokratieabbau vor
Am Mittwoch kam in Berlin das so-genannte Entlastungskabinett zu-sammen und beschloss acht Maß-nahmen zum Bürokratieabbau. Ein Ökonom bezweifelte deren Durch-schlagskraft. > Seite A 5

WIRTSCHAFT
Einzelhandel skeptisch 
vor Weihnachtsgeschäft
Laut einer Umfrage wollen die Men-schen weniger Geld für Geschenke ausgeben als im Vorjahr. Der Han-delsverband hingegen geht beim sta-tionären Handel von stabilen Einnah-men aus – Online-Händler dürfen mit einem Plus rechnen. > Seite A 6

SAARLAND/REGION
Brandstifter von 
St. Wendel schuldunfähig
Ein 65-Jähriger hat gestanden, Mitte April in St. Wendel einen Brandan-schlag auf einen arabischen Lebens-mittelladen verübt zu haben. Das Landgericht Saarbrücken sprach ihn wegen Schuldunfähigkeit frei und ordnete seine Unterbringung in einer Entzugsklinik an. > Seite B 2

PANORAMA
Anklage nach tödlichen 
Polizeischüssen erhoben
Durch mehrere Polizeischüsse wur-de der 21-jährige Lorenz in der Nacht zum Ostersonntag getötet. Nun hat die Staatsanwaltschaft Oldenburg Anklage wegen fahrlässiger Tötung gegen einen 27-jährigen Polizisten erhoben. > Seite D 6

SPORT
Bayern-Sieg beeindruckt ganz Europa
Der FC Bayern München hat seine beeindruckende Siegesserie auch gegen den Champions-League-Ti-telverteidiger Paris Saint-Germain fortgesetzt. Beim 2:1-Sieg in Paris gelang den Bayern der 14. Sieg im 14. Pflichtspiel. > Seite D 2

Nagelsmann benennt 
Team für Quali-Finale  

Sport > Seite D 1

IKK-Südwest-Chef warnt vor Kostensteigerungen
Der Chef der in Saarbrücken ansässi-gen Krankenkasse IKK Südwest, Prof. Jörg Loth, geht davon aus, dass die Krankenkassenbeiträge im kommen-den Jahr stärker steigen als offiziell prognostiziert. Eine aktuelle Schät-zung hält er für geschönt. > Seite B 2

Ein Stück Europa 
im Klassenzimmer
Das Theaterkollektiv „Rimini Proto-koll“ zeigt im Rahmen des deutsch-französischen Festivals Loostik das Stück „Schulbesuch Europa“. In einer Art Planspiel diskutieren Jugendliche über Demokratie, Solidarität und eu-ropäische Werte. > Seite B 5
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20 JAHRE HÖCHSTE MICHELIN-WERTUNG
Drei-Sterne-Koch Bau 
verrät sein Erfolgsrezept
Er ist einer der besten Köche Deutschlands und behauptet seit fast 20 Jahren mit seinem Restaurant Victor’s Fine Dining auf Schloss Berg in Perl-Nennig drei Michelin-Sterne. In der SZ verrät Christian Bau jetzt sein Erfolgsrezept. > Seite B 4  FOTO: DIETZE/DPA

Grafik des Tages: Chefinnen in Europa 
So hoch war der Frauenanteil in Führungspositionen 

*EU Höchst- bzw. Tiefstwert

Schweden* ��������������������������������������������������������������������������������������������  44,4 %Polen  �����������������������������������������������������������������������������������������������������  41,8 %Frankreich ����������������������������������������������������������������������������������������������  39,5 %Österreich ����������������������������������������������������������������������������������������������  36,2 %EU-27 �����������������������������������������������������������������������������������������������������  35,2 %Spanien  ������������������������������������������������������������������������������������������������� 34,4 % Niederlande  ������������������������������������������������������������������������������������������  30,2 % Deutschland ��������������������������������������������������������������������������������������������  29,1 % Italien ������������������������������������������������������������������������������������������������������ 27,9 % Zypern* ��������������������������������������������������������������������������������������������������  25,3 % 
GRAFIK: TypoServ/QUELLE: Destatis

Innenministerium 
verbietet Verein 
„Muslim Interaktiv“
BERLIN (Reuters) Die islamistische Vereinigung „Muslim Interaktiv“ ist ab sofort in Deutschland verboten. Der Verein richte sich gegen die ver-fassungsmäßige Ordnung und die Völkerverständigung, teilte das Bun-desinnenministerium am Mittwoch mit. „Muslim Interaktiv“ lehne das Demokratie- und Rechtsstaatsprin-zip ab, bestreite das Existenzrecht Is-raels und missachte Menschenrech-te, was sich in der Forderung nach der Errichtung eines Kalifats zeige.Themen des Tages Seite A 2

Standpunkt Seite A 4

Erstmals zwei Glücksfeen bei Ziehung der Lottozahlen
SAARBRÜCKEN (dpa) Bei der Live-Zie-hung der Zahlen zum Mittwochs-lotto haben am Mittwochabend in Saarbrücken zum ersten Mal in der 70-jährigen Lotto-Geschichte zwei Glücksbringerinnen eine solche Zie-hung gemeinsam moderiert. Neben der Radiomoderatorin Miriam Au-drey Hannah war auch Franziska Reichenbacher dabei.
Reichenbacher, die seit 1998 als Lottofee bekannt ist, sagte: „Zwei Glücksbringerinnen bei einer Zie-hung – das gab es noch nie!“ Anlass der Moderation im Doppelpack sei 

das Jubiläum 70 Jahre Lotto 6 aus 49, teilte Saartoto mit. Für sie sei es „ein echter Gänsehautmoment“, sagte Hannah vor dem Auftritt.

OVG Saarlouis stellt
hohe Hürden für
Uni-Erweiterung auf
SAARLOUIS (cis) Das saarländische Oberverwaltungsgericht (OVG) hat den Bebauungsplan für die Cam-pus-Erweiterung der Saar-Univer-sität für unwirksam erklärt. Dieser weist nach dem am Mittwoch ver-öffentlichten, 129-seitigen Beschluss der Saarlouiser Richter „mehrere schwerwiegende Mängel“ auf. Die OVG-Entscheidung hatte sich nach dessen Ende Januar ergangener Eil-entscheidung abgezeichnet, mit der der 2. Senat seinerzeit einer Klage der Umweltschutzorganisation BUND Saar gegen die Rodungspläne statt-gegeben hatte. In seiner schriftlichen Urteilsbegründung geht das OVG nun allerdings noch einmal sehr viel weiter: Bemängelt werden nicht nur natur- und artenschutzrechtliche Ver-stöße, sondern auch die fehlende Prü-fung alternativer Standorte auf ausge-wiesenen Bauflächen. Uni-Präsident Ludger Santen schlussfolgert, „dass wir nun ein Verfahren brauchen, das von vorne bis hinten den rechtlichen Ansprüchen genügen muss“.Saarland Seite B 1

Mittwochslotto:
8 – 20 – 28 – 33 – 37 – 49 

Superzahl: 6
Super 6: 4 9 4 1 3 2

Spiel 77: 6 5 4 0 3 6 6

(ohne Gewähr)

Die Lottofeen Franziska Reichenba-cher und Miriam Audrey Hannah (v.l.) 
FOTO: PETER SEYDEL/LOTTO RHEINLAND-PFALZ

Politik und Wirtschaft für Zölle zum Schutz der Saar-StahlindustrieDie Forderung nach Zöllen hat zahl-reiche Unterstützer im Land: Das for-dern auch Saar-Ministerpräsidentin Anke Rehlinger (SPD), die IG Metall und die saarländische Industrie- und Handelskammer (IHK). Bundeskanz-ler Friedrich Merz (CDU) berät heute mit Vertretern der Branche und aus Bundesländern, wie die kriselnde Stahlindustrie gestützt werden kann.„Wenn die Spielregeln für alle gleich wären, hätten unsere Unter-nehmen keinerlei Probleme, im welt-weiten Wettbewerb mitzuhalten“, sagte Antje Otto, Geschäftsführerin des Stahl-Verbands-Saar. Durch die klimaneutrale Transformation der gesamten Volkswirtschaft, durch Massen-Importe von subventionier-ten Stählen aus Asien, durch interna-tional nicht wettbewerbsfähige Ener-giekosten, überbordende Bürokratie und sehr hohe Arbeitskosten sei ein Standortnachteil entstanden, „der die Stahlunternehmen in Deutsch-

land im Moment vor existenzielle He-rausforderungen stellt“, sagte Otto.Rehlinger forderte ihrerseits im Ge-spräch mit der SZ Zölle auf Stahl aus Asien zum Schutz der heimischen Stahl-Industrie. „Das ist nicht meine liebste aller Maßnahmen, ich sehe aber die Notwendigkeit, handelspo-litische Schutzmechanismen gegen Dumping-Preise und staatlich sub-

ventionierte Überkapazitäten ein-zurichten“, sagte Rehlinger. 
IG-Metall-Bezirksleiter Jörg Köh-linger verlangte, dass die Bundesre-gierung „sich in Europa ernsthaft für wirksamen Handelsschutz“ einsetzt. „Handelsschutz ist die unabdingbare Voraussetzung, ohne geht nichts. Bei uns stecken Unternehmen in der Kri-se, weil die Tonne Stahl in China zu Dumping-Preisen angeboten wird“, sagte Köhlinger. Zudem habe China enorme Überkapazitäten.

Die Saar-IHK schloss sich den For-derungen an. „Damit diese Transfor-mation wirtschaftlich tragfähig bleibt, braucht es endlich fairen Wettbewerb auf Energie-, Handels- und Beschaf-
auf Energie-, Handels- und Beschaf-
auf Energie-, Handels- und Beschaffungsmärkten. Berlin und Brüssel müssen jetzt liefern und ihrer Verant-wortung gerecht werden“, sagte IHK-Hauptgeschäftsführer Frank Thomé. Die Saar-Stahl-Industrie beschäftigt derzeit rund 14 000 Mitarbeiter.Saarland Seiten B 1 und B 3

Die Deutsche Bahn will erstmals in ihrem Schienennetz klima-
freundlich erzeugten Stahl verbau-en. Der Konzern hat nach eigenen Angaben für ein Pilotprojekt einen Liefervertrag für rund 1000 Ton-nen Schienen aus grünem Stahl mit Saarstahl abgeschlossen.

Bahn kauft grünen Stahl bei Saarstahl

INFO

saarbruecker-zeitung.de/abo

SZ-DIREKTKONTAKT
FÜR IHRE ANLIEGEN:

und vielesmehr direktonline und ohneWartezeit:

• Zustellung
• Lieferanschrift
• Rechnungsanschrift
• Bankverbindung

Saarbrücker Rat beschließt
umstrittene Bettensteuer

Lokalteil Regionalverband > Seite C 1

Nummer 257 / G 6024
Ausgabe Regionalverband

Einzelpreis Deutschland 2,50 €

numéro de CPPAP: 0326 U 87718

Frankreich 2,65 € / Luxemburg 2,65 €

4 194976 002505

4 0 1 4 5

Lecker!
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DISPLAY ADS

DISPLAYWERBUNG MOBILE

MOBILE SONDERFORMATE

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. und Gestaltungspauschale in Höhe von 35,00 € netto pro Werbemittel (Mindestbuchung: 30.000 Ad Impression). 
Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.volksfreund.de/services/technische-angaben und auf den Seiten 39 und 40. * Quelle: Google Analytics 09/2025 

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Ihre Vorteile auf den ersten Blick

Warum Display-Werbung auf 
unseren Nachrichtenportalen?

•  Hohe Reichweite: 
Über 2,5 Mio. Nutzer im Monat besuchen unsere 
 Nachrichtenportale volksfreund.de 
und SOL.DE. 

•  Maximale Aufmerksamkeit: 
Mobile Werbe formate erscheinen 
im unmittelbaren Sichtfeld der Nutzer und 
erzielen dadurch eine besonders hohe 
Wahrnehmung und Klickrate.

•  Gezielte Ansprache: 
Mobile Kampagnen 
ermöglichen eine 
präzise Zielgruppenansprache

MOBILE 
FIRST

82 % der Nutzer lesen die Nachrichten mobil. Erreichen Sie Ihre Zielgruppe, wo sie wirklich ist – auf dem Smartphone

•  Format: 300 x 250 Pixel

20,40 € | 24,00 €
pro 1.000 Einblendungen

•  Format: 300 x 250 Pixel

20,40 € | 24,00 €
pro 1.000 Einblendungen

•  Format: 300 x 150 Pixel

10,20 € | 12,00 €
pro 1.000 Einblendungen

•  Format: 320 x 100 Pixel

10,20 € | 12,00 €
pro 1.000 Einblendungen

•  Format: 300 x 480 Pixel

15,30 € | 18,00 €
pro 1.000 Einblendungen

Understitial Ad
Das Understitial Ad wird 
mittels Scrollen freigelegt. 

Halfpage Ad 

•  Mobile: 
300 x 600 Pixel

15,30 € | 18,00 €
pro 1.000 Einblendungen

Medium Rectangle 

•  Mobile: 
300 x 250 Pixel

10,20 € | 12,00 €
pro 1.000 Einblendungen

Sticky Ad
Fest am unteren Bildschirm 
verankert. 

Cube Ad
Interagiert mit dem User 
durch die „Wisch-Geste“ 
nach links und rechts. 

Slider
Das interaktive Schieben 
sorgt für eine spielerische 
Beschäftigung mit Ihrem 
Unternehmen oder Angebot. 

Rubbel Ad
Die Werbefläche muss 
durch den User freigelegt 
werden. 

SOL DE
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DISPLAY ADS

Fireplace Ad

Medium Rectangle Premium Billboard

•  Desktop: 
Volksfreund-Portal: 1182 x 250 + 
200 x 600 + 200 x 600 Pixel
SOL-Portal: 1000 x 250 + 
200 x 600 + 200 x 600 Pixel

•  Desktop: 
300 x 250 Pixel

•  Desktop:
970 x 250 Pixel 
oder 800 x 250 Pixel

29,60 € | 34,82 €
pro 1.000 Einblendungen

10,20 € | 12,00 €
pro 1.000 Einblendungen

20,40 € | 24,00 €
pro 1.000 Einblendungen

DISPLAYWERBUNG DESKTOP

Halfpage AdSkyscraper

•  Desktop: 
300 x 600 Pixel

•   Desktop:
200 x 600 oder 120 x 600 
oder 160 x 600 
oder 300 x 600 
oder 300 x 1050 Pixel

15,30 € | 18,00 €
pro 1.000 Einblendungen

15,30 € | 18,00 €
pro 1.000 Einblendungen

Wallpaper

Billboard

•  Desktop: 
970 x 250 Pixel +
200 x 600 Pixel

•  Desktop 
970 x 90 Pixel

25,50 € | 30,00 €
pro 1.000 Einblendungen

15,30 € | 18,00 €
pro 1.000 Einblendungen

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. und Gestaltungspauschale in Höhe von 35,00 € netto pro Werbemittel (Mindestbuchung: 30.000 Ad Impression). 
Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.volksfreund.de/services/technische-angaben und auf den Seiten 39 und 40. * Quelle: Google Analytics 09/2025 

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Ihre Kombi-Vorteile auf den ersten Blick

•  Hohe Sichtbarkeit: 
Größere Bildschirmflächen erlauben auffällige 
und informative Display-Formate.

•  Gezielte Ansprache: 
Desktop-Nutzer verweilen länger auf Nachrichtenportalen 
und schenken Anzeigen mehr Aufmerksamkeit.

•  Aktivierende Kampagnen: 
Käufe, Buchungen und Anfragen finden überdurch-
schnittlich oft über Desktop statt

Profitieren Sie von 18 % wertvollen Desktop-Nutzern

SOL DE
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VOLKSFREUND+ UND NEWS-APP

Mehr Wirkung, weniger Ablenkung – genau Ihr Umfeld.

•  Exklusive Sichtbarkeit
•  Geringe Werbedichte und somit eine hohe Aufmerksamkeit
•  Hohe Verweildauer und Interaktion mit den Inhalten
•   Volksfreund+ mindestens 38.522 zahlende User 

im September 2025

WAS IST   ?
Mit Volksfreund+ werben Sie dort, wo Inhalte geschätzt und bewusst konsumiert werden – bei den Digital-Abonnent*innen 
des Trierischen Volksfreund. Ihre Botschaft steht in einem exklusiven, werbereduzierten Umfeld und trifft auf eine 
aufmerksame, digital affine Zielgruppe mit starkem Interesse an lokalen Themen.

MOBILE HOMEPAGE

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. und Gestaltungspauschale in Höhe von 35,00 € netto pro Werbemittel (Mindestbuchung: 30.000 Ad Impression). 
Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.volksfreund.de/services/technische-angaben und auf den Seiten 39 und 40. 

Auch als Vermarktungseinheit Rheinische Post Mediengruppe buchbar:
RP+ (Rheinische Post), GA+ (General-Anzeiger Bonn), 
SZ+ (Saarbrücker Zeitung) und volksfreund+ (Trierischer Volksfreund).
Bitte kontaktieren Sie digitalvermarktung@rheinische-post.de für ein Angebot.

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

VOLKSFREUND-NEWS-APP

MOBIL PLATZIERT 
IN DER NEWS-APP
IHRE PREMIUMWERBUNG: 
JEDERZEIT UND AN JEDEM ORT

Die verschiedenen Werbemöglichkeiten in unserer 
Nach richten-App werden in einem stark reduzierten 
Werbeumfeld platziert. Somit erhöhen wir die Aufmerk samkeit 
auf Ihr Unternehmen und Ihre Dienstleistungen. 
Das ist Premium werbung inmitten unseres Qualitätsjournalismus.

13.755NUTZER

1.148.134SEITENAUFRUFE
Quelle: Google Analytics 09/2025

Mobile Banner
•  Mobile: 320 x 150 Pixel

15,00 € | 17,65 €
pro 1.000 Einblendungen

DESKTOP HOMEPAGE

Skyscraper
•  Desktop: 200 x 600 Pixel (oder 120 x 600 oder 

160 x 600 oder 300 x 600 oder 300 x 1050 Pixel)
•  Mobile: 300 x 250 Pixel

Halfpage Ad
•  Desktop: 300 x 600 Pixel
•  Mobile: 300 x 600 Pixel

21,42 € | 25,20 €
pro 1.000 Einblendungen

Skyscraper

Halfpage
Ad

Medium Rectangle

Platzierung:
•  Homepage, Ressortseiten oder im Artikel
•  Umgeben von Artikeln und somit im 

Lesefluss des Nutzers

Format: 300 x 250 Pixel

Laufzeit: 
1 Woche (bis zu 3 Kunden in Rotation)

132,00 € | 155,00 €

Sticky-Ad

Platzierung:
• Homepage
•  „Verankerung“ am unteren Bildschirm-

rand

Format: 320 x 50 Pixel

Laufzeit: 
1 Woche (bis zu 3 Kunden in Rotation)

110,00 € | 129,00 €
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Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.volksfreund.de/services/technische-angaben und auf den Seiten 39 und 40. 

NATIVE ADVERTISING

Im Gegensatz zu klassischen Anzeigen fügt sich Native Advertising harmonisch in die Medienumgebung ein, sodass Nutzer mehr relevante 
Informationen erhalten und das Unternehmen die Aufmerksamkeit potenzieller Kunden effektiv gewinnt.

Artikel-Teaser
Der Teaser wird auf der Startseite und den Übersichtsseiten, sowohl 
am Desktop als auch mobil zwischen den Artikeln dargestellt. 
Der Teaser ist mit „Anzeige“ gekennzeichnet. Verlinkung des Teasers 
auf PR-Artikel oder Homepage des Kunden. 
Ein Artikel-Teaser besteht aus:
•  Kicker „Unser Angebot für Sie“ mit 25 Zeichen
•  Große Überschrift mit circa 100 Zeichen
•  Foto:  Format 16:9 (z.B. 900x506 Pixel) bei 72 dpi für SOL

Format 300x188 Pixel bei 72 dpi für SZ-Portal

FORMAT DIREKTPREISE GRUNDPREISE

Teaser-Rotation 16,00 € (TKP) 19,00 € (TKP)

Bereitstellungsseite 199,00 € 234,00 €

Texterstellung 140,00 € 165,00 €

Preise – volksfreund.de oder SOL.DE

PAKETE BAUSTEINE EINBLENDUNGEN DIREKT-
PREISE

GRUND-
PREISE

Content S, 
1 Woche

Teaser 50.000 Kontakte 640,00 € 753,00 €

Content S, 
2 Wochen

Teaser 100.000 Kontakte 1.120,00 € 1.318,00 €

Content M, 
1 Woche

Teaser 
+ PR-Artikel

50.000 Kontakte 800,00 € 941,00 €

Content M, 
2 Wochen

Teaser 
+ PR-Artikel

100.000 Kontakte 1.250,00 € 1.471,00 €

Content L, 
2 Wochen

Teaser 
+ PR-Artikel 
+ Social Media 
(Meta-Budget: 
300,00 €) + 
Rectangle 
(30.000 
Kontakte)

100.000 Kontakte 1.930,00 € 2.271,00 €

Content L, 
4 Wochen

Teaser 
+ PR-Artikel 
+ Social Media 
(Meta-Budget: 
600,00 €) + 
Rectangle 
(60.000 
Kontakte)

200.000 Kontakte 3.360,00 € 3.953,00 €

Paketpreise – volksfreund.de oder SOL.DE

PR-Artikel
•  Ihr Artikel stellt Ihr Produkt/Ihr Unternehmen im Detail vor – 

glaubwürdig und authentisch in einem hochwertigen 
redaktionellen Umfeld

•  Eine redaktionelle Gestaltung erzielt eine hohe Glaubwürdigkeit 
Ihrer Botschaft bei den Nutzern. Der PR-Artikel ist mit Anzeige 
gekennzeichnet.

•  Ihr Artikel erscheint sowohl auf Desktop- als auch Mobilgeräten
•  Zusätzliche Einbindung einer Vielzahl von Elementen im PR-Artikel 

auf Anfrage möglich (gegebenenfalls gegen Aufpreis)

NATIVE AD

SOL DE
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JOB NATIVE AD 

Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.volksfreund.de/services/technische-angabenund auf den Seiten 39 und 40.

SOL-NATIVE-STELLENPAKETE
STORYTELLING BEI DER BEWERBERSUCHE

•  Stellen Sie durch Ihr Native Ad eine emotionale Bindung 
zu den potenziellen Bewerbern her.

•  Betonen Sie Ihre Unternehmenskultur durch 
eine authentische Präsentation des Unternehmens. 

DAS JOB-NATIVE

ATTRAKTIVE OPTIK:
Aufmachung im gelernten 
redaktionellen Look & Feel.

INHALTSVERZEICHNIS:
Suchmaschinenoptimiert 
und gut strukturiert.

TESTIMONIALS:
Überzeugen Sie potentielle Bewerberinnen 
und Bewerber mit Mitarbeiter-Testimonials – 
in attraktiver Aufmachung.

DIREKTE FORMULAR-EINBINDUNG:
Technische 1:1-Integration in das Stellenprofil – 
im gewohnten redaktionellen Look & Feel. 
Potentielle Bewerberinnen und Bewerber können 
ohne Medienbruch reagieren.

ALTERNATIVE BEWERBUNGSWEGE:
Selbstverständlich sind auch z.B. Links auf Ihr 
Karriereportal o.ä. möglich.

UNTERNEHMENSINFOS:
Als Info-Element erscheint die Information über Ihr 
Unternehmen/Ihre Institution. Auch dies ist ein 
gelerntes, redaktionelles Element. Fotos, Videos, 
Karteneinbindung etc. sind ebenfalls möglich.

KEY FACTS:
Die wichtigsten Infos zur Stelle 
sind einfach zu erfassen.

AUFWERTUNG DURCH ICONS:
Ihre Benefits auf einen Blick.

•  Heben Sie Ihre Einzigartigkeit als Arbeitsgeber hervor. 
•  Steigern Sie Ihre Attraktivität 

Storytelling in Stellenanzeigen ist eine ansprechende und authentische 
Art der Kommunikation, die über bloße Fakten hinausgeht und eine tie-
fere Verbindung zwischen Unternehmen und Bewerbern schafft.

JOB PAKET M

Native Teaser, Job-Native
und Social Media 
(Meta-Budget: 200,00 €)

Einblendungen Teaser:
70.000

Laufzeit-Empfehlung: 
2 Wochen

1.100,00 € | 1.294,00 €

JOB PAKET L

Native Teaser, 
Job-Native, Display 
und Social Media
(Meta-Budget: 300,00 €)

Einblendungen Teaser: 
100.000
Einblendungen Rectangle: 
40.000

Laufzeit-Empfehlung: 
4 Wochen

1.550,00 € | 1.824,00 €

Paketpreise:

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

SOL DE
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EPAPER-WERBUNG – VORSCHALTSCREEN / INTERSTITIAL

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Bei Buchung ab 2 Ausgaben erhalten Sie auf jede Belegung 10% Rabatt.
* Quelle: Google Analytics 09/2025

INTERSTITIAL IM E-PAPER
Ihre „Fullscreen-Werbung” 
in unseren ePaper-Ausgaben:
•  Werbeform mit hoher Wirkung auf die Leserinnen und Leser
•  Seitengroßes, interaktives Banner mit Verlinkung im ePaper
•  Per Klick zu Ihrer Webseite: beim Antippen gelangt 

der Leser auf eine von Ihnen gewünschte Zielseite
• Optimiert für alle Endgeräte: Desktop und Mobile

Preise
ePaper-Ausgabe Direktpreise Grundpreise

Gesamtausgabe  705,00 € 829,00 €
Trier und das Trierer Land  312,00 € 367,00 €
Konz, Saarburg und Hochwald  223,00 € 262,00 €
Bitburg-Prüm   253,00 € 298,00 €
Bernkastel-Wittlich  253,00 € 298,00 €
Vulkaneifel 187,00 € 220,00 €

ePaper-Ausgabe Direktpreise Grundpreise

Gesamtausgabe  1.000,00 € 1.176,00 €
Trier und das Trierer Land  500,00 € 588,00 €
Konz, Saarburg und Hochwald  500,00 € 588,00 €
Bitburg-Prüm 500,00 € 588,00 €
Bernkastel-Wittlich  500,00 € 588,00 €
Vulkaneifel 500,00 € 588,00 €

Muster
Intersitial

•  Reichweite: 
26.054 
ePaper-
Nutzer 
im Monat

VORSCHALTSCREEN IN DER EPAPER-APP
IHRE 
WERBUNG

GANZ 
 VORNE

Exklusiv
Ihre Werbung

ePaper 
Volksfreund
Titelseite

10 Sekunden
25.964

tägliche Öffnungen

Quelle: 
Google Analytics 

09/2025

GANZ 
 VORNE

Ihre Vorteile auf den ersten Blick

•  Maximale Sichtbarkeit: 
Ihre Anzeige erscheint exklusiv beim Öffnen der App

•  Garantierte Aufmerksamkeit: 
Der Vorschaltscreen ist 10 Sekunden sichtbar inklusive Verlinkung 

•  Unübersehbare Platzierung 
Kein Scrollen, kein Überblättern – Ihre Werbung steht ganz vorne

•  Hochwertiges Umfeld:  
Profitieren Sie vom vertrauensvollen Umfeld 
des Trierischen Volksfreund

•  TECHNISCHE ANGABEN / WERBEFORMATE
Dateiformate: JPG, PNG, Maximale Dateigröße: 300 KB

•  Es werden vier Werbeformate benötigt:
Tablet Hochformat: 768 x 1024 Pixel Handy Hochformat: 320 x 480 Pixel
Tablet Querformat:  1024 x 768 Pixel Handy Querformat: 480 x 320 Pixel

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. und Gestaltungspauschale in Höhe von 35,00 € netto pro Werbemittel. 
Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.volksfreund.de/services/technische-angaben und auf den Seiten 39 und 40. 
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EPAPER-WERBUNG - KLICKBARE ANZEIGEN / DIGITALE BEILAGE

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. und Gestaltungspauschale in Höhe von 35,00 € netto pro Werbemittel Techn. 
Online-Angaben unterhttps://leserservice.volksfreund.de/services/technische-angaben und auf den Seiten 39 und 40.

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

KLICKBARE ANZEIGEN

•  Bereits mit einer Anzeigengröße von 100 mm 
wird Ihre Werbebotschaft klickbar gemacht

•  Die Leserinnen und Leser interagieren mit Ihrer Anzeige 
und gelangen so auf eine definierte Zielseite 
(z.B. Ihre Homepage)

•  Ein klarer visueller Hinweis („Mouse-over“) 
sorgt dafür, dass die Anzeige nicht übersehen wird.

Klickbare Anzeigen 
in unseren ePaper-Ausgaben

Direktpreis

19,00 €
pro ET/Anzeige und für alle Ausgaben

Grundpreis 

22,00 €
pro ET/Anzeige und für alle Ausgaben

38.522
Komplettpaket 

Abonnenten
(Quelle: Verlagsangabe 09/2025)

26.054
ePaper-Nutzer 

im Monat 
(Quelle: Google Analytics 09/2025)

DIGITALE BEILAGE

Ihre Print-Beilage wird immer zusätzlich ausgespielt:
•  Volksfreund-ePaper, Volksfreund-ePaper-App und 

digitale Beilage auf volksfreund.de

•  Laufzeit: 7 Tage

Volksfreund-
ePaper-App

volksfreund.de

Volksfreund-ePaper

Preise
ePaper-Ausgabe Direkt-

preise
Grund-
preise

Gesamtausgabe 726,00 € 854,00 €
Trier und 
das Trierer Land

321,00 € 378,00 €

Konz, Saarburg 
und Hochwald

230,00 € 271,00 €

Bitburg-Prüm 261,00 € 307,00 €
Bernkastel-Wittlich 261,00 € 307,00 €
Vulkaneifel 193,00 € 227,00 €

Reichweite:  26.054 ePaper-Nutzer im Monat 
(Quelle: Google Analytics 09/2025)

Volksfreund-
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NEWSLETTER

NEWSLETTER – NEUES FORMAT 
FÜR IHRE WERBEBOTSCHAFT

PLATZ FÜR IHRE BOTSCHAFT

Unsere Newsletter sind ein kostenloser Service für unsere Abonnenten. 
Als informative Infopakete verschnürt, fassen sie zusammen, 
geben Überblick und machen Lust aufs Weiterlesen. 

Drei wirkungsvolle Werbeplatzierungen:

A =  Sponsoring in Form eines Logos; Größe: 300 x 70 Pixel 
(Platzierung direkt am Anfang des Newsletters)

B =  Platzierung Ihrer Werbung bzw. Unternehmenspräsentation 
direkt unterhalb der Newsletter-Einleitung oder einmal im weiteren 
Newsletter-Verlauf. Besteht aus einem großen Bild sowie Titel 
und Text. Die Verlinkung führt direkt zu Ihrer Homepage, 
dem Social-Media-Auftritt oder einer anderen Landingpage

•  Die Werbeplatzierung A (Sponsoring) ist ausschließlich 
in Verbindung mit der Werbeplatzierung B buchbar

•  Kein Motivwechsel während einer monatlichen Laufzeit möglich.
•  Es kann nur themenspezifische Werbung gebucht werden.

ca. 40 Wörter/250 Zeichen (inkl. Überschrift und Link-Text),  Bildgröße 460 x 258 Pixel.

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.volksfreund.de/services/technische-angaben und auf den Seiten 39 und 40. 
* Durchschnittliche Tagesreichweiten Stand 09/2025 laut Verlagsangaben, keine verbindlichen Reichweiten und Öffnungsraten.

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Newsletter Inhalt Frequenz Empfänger/NL Öffnungen Öffnungsrate Direktpreis/ET Grundpreis/ET

Direktpreis 
Sponsoring 
(Monatspreis)

Grundpreis 
Sponsoring 
(Monatspreis)

Top-Themen 
am Morgen 

Top-Informiert in den Tag 
starten – 7 Uhr erhalten Sie die 
aktuellen Nachrichten aus der 
Region und der ganzen Welt 
direkt in Ihr Postfach.

täglich 43.145 5.523 Ø 12,8% 375,00 €
(pro Woche)

441,00 €
(pro Woche)

1.750,00 € 2.059,00 €

Top-Newsletter 
am Abend 

Bleiben Sie mit Topmeldungen 
immer auf dem Laufenden. 
Über die aktuellen Nachrichten 
aus der Region und der ganzen 
Welt informieren wir Sie 
täglich um 17.30 Uhr.

täglich 31.897 4.306 Ø 13,5% 375,00 €
(pro Woche)

441,00 €
(pro Woche)

1.750,00 € 2.059,00 €

Lecker! Erhalten Sie jede Woche 
exklusive Tipps und 
Informationen rund um das 
Thema Essen und Trinken in 
der Region Trier.

1x/Woche 2.904 758 Ø 26,1% 99,00 €
(pro Aussendung)

116,00 €
(pro Aussendung)

500,00 €
(für 3 Monate)

588,00 €
(für 3 Monate)

Moien! Hier bekommen Sie 
regelmäßig aktuelle 
Informationen, Nachrichten 
und alles Wissenswerte rund 
um Ihren Arbeitsort 
Luxemburg.

21-tägig 3.095 1.096 Ø 35,4% 99,00 €
(pro Aussendung)

116,00 €
(pro Aussendung)

500,00 €
(für 3 Monate)

588,00 €
(für 3 Monate)

Sauwer Leben Unser Newsletter rund um 
Klima, Umwelt und 
Nachhaltigkeit!

2x/Monat 1.328 353 Ø 26,6% 99,00 €
(pro Aussendung)

116,00 €
(pro Aussendung)

900,00 €
(für 3 Monate)

1.059,00 €
(für 3 Monate)

Der Volks-
freund bewegt

Erhalten Sie alle zwei Wochen 
exklusive Tipps und 
Informationen rund um das 
Thema Laufen!

2x/Monat 1.148 293 Ø 25,5% 99,00 €
(pro Aussendung)

116,00 €
(pro Aussendung)

900,00 €
(für 3 Monate)

1.059,00 €
(für 3 Monate)

Nachschuss Der Volksfreund Newsletter 
rund um das Thema 
Amateurfußball.

1x/Woche 907 292 Ø 32,2% 99,00 €
(pro Aussendung)

116,00 €
(pro Aussendung)

900,00 €
(für 3 Monate)

1.059,00 €
(für 3 Monate)

Kinderleicht!? Der Volksfreund-Newsletter 
für Familien.

1x/Monat 633 210 Ø 33,2% 99,00 €
(pro Aussendung)

116,00 €
(pro Aussendung)

500,00 €
(für 6 Monate)

588,00 €
(für 6 Monate)

Lokale 
Newsletter

Alle wichtigen Nachrichten aus 
den Regionen - morgens um 8 
Uhr top informiert werden!

täglich 4.872 1.150 Ø 23,6% ab 150,00 €
(pro Woche)

ab 176,00 €
(pro Woche)
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PODCAST

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.volksfreund.de/services/technische-angaben und auf den Seiten 39 und 40.

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

VOLKSFREUND-PODCAST
„Spurensuche“  
Echte Kriminalfälle aus Trier, Eifel, Mosel, Saar und 
Hunsrück – spannend erzählt und reichweitenstark. 
Nutzen Sie die hohe Aufmerksamkeit unseres 
True-Crime-Publikums und platzieren Sie Ihre Botschaft 
in einem Umfeld, das fesselt und gehört wird.

•  Zielgruppe: True-Crime-affine Hörer*innen, 
regional verwurzelt, gut informiert, 
überdurchschnittlich aufmerksamkeitsstark, 
jüngere, eher weibliche Zielgruppe 

„Porta“  
Faszinierende Einblicke in die Vergangenheit der Region 
Trier – von historischen Funden bis zu den Menschen 
dahinter. Erreichen Sie ein wissbegieriges, kulturinteres-
siertes Publikum und platzieren Sie Ihre Botschaft in 
einem hochwertigen, aufmerksamkeitsstarken Umfeld.

•  Zielgruppe: 
Geschichts- und Kulturinteressierte 
aus der Region und darüber hinaus, 
bildungsaffin, neugierig

Kombi-Paket 
aus Pre-Roll & Mid-Roll Spots 
•  Erstellung Ihrer Spot-Texte ( je 200 – 400 Zeichen) 

auf Grundlage der von Ihnen gelieferten Informationen 
inkl. 1 Korrekturschleife

•  Professionelle Produktion der Audiospots inkl. einer Korrekturschleife 
•  14 Tage Ausspielung im ausgewählten regionalen Podcast. 
•  Starke Platzierung an zwei High-Performance-Podcast-Positionen 

(Pre-Roll Spot (30 Sek.), Mid-Roll Spot (30 Sek.)
•  Reporting / Leistungsnachweis (optional integrierbar)

Starke Markenwirkung in kurzer Zeit
•  Storytelling & Audioemotion
•  Wiedererkennung durch Doppelplatzierung
•  deal für Kampagnenstart, Markteinführung oder regionale Aktionen

Vorgaben zum Podcast:
•  Die Wahl der Stimme, die den Podcast einspricht, ist vom jeweiligen 

Podcast abhängig und wird von der Redaktion vorgegeben.
•  Der Spot sollte sich nahtlos in das Podcast-Umfeld einfügen und thema-

tisch eine passende Verbindung herstellen. Die Podcast-Redaktion ent-
wickelt einen individuellen Vorschlag für Ihr Thema auf Grundlage Ihres 
Textes/zu bewerbenden Themas.

•  Alle Spots werden klar als Anzeige gekennzeichnet.
•  Jeder Spot wird pro Podcast-Folge nur einmal ausgespielt – 

eine Wiederholung innerhalb derselben Episode ist nicht gestattet.
•  Anlieferung Thema/Textgrundlage: 10 Tage vor Veröffentlichung. 

(Textlänge: ca. 200-400 Zeichen.) 

14 Tage (Innerhalb der aktuellen Folge) Verlängerung um 14 Tage (innerhalb der gebuchten Folge) 

Porta Direktpreis 590,00 € | Grundpreis 694,00 €  Direktpreis 740,00 € | Grundpreis 871,00 € 

Spurensuche Direktpreis 990,00 € | Grundpreis 1.165,00 € Direktpreis 1.490,00 € | Grundpreis 1.753,00 € 

Warum 
regionale Podcasts 
perfekt sind! 
•  Hören dort, wo sie leben:   

Regionale Podcasts erreichen Menschen 
aus der direkten Zielregion.

•  Hohe Relevanz:   
Hörer identifizieren sich mit regionalen Themen
  Werbebotschaften wirken persönlicher.

•  Weniger Streuverluste:   
Perfekt für lokale Händler, Dienstleister, 
Tourismus, Events oder Handwerksbetriebe.

•  Lokale Marken stärken Vertrauen

Darum ist der Podcast 
der richtige Ort 
für Ihre Werbung: 
•  Hohe Aufmerksamkeit:   

Podcast-Hörer sind konzentrierter und 
weniger abgelenkt als bei anderen Medien.

•  Sehr geringe Werbeabstumpfung:   
Spots werden selten geskippt 

 hohe Durchhörquote.
•  Konsumentenvertrauen:   

Podcast-Hosts genießen hohe Glaubwürdigkeit – 
Werbebotschaften wirken authentischer.

•  Premium-Zielgruppe:   
Podcast-Hörer sind oft jung, digital, 
einkommensstark und meinungsbildend.

•  Ideale Ergänzung zu Social & Display:   
stärkt Markenbildung + Abverkauf gleichzeitig.

Beispiele 
Podcast-

Sponsoring

Ideal für regionale Marken, die hörbar präsent sein wollen.

„Kunst, Theater, Musik – 
unsere Region ist kreativ.
 Aber hinter jeder Bühne 

gibt’s auch Schatten.
 Auf Kunst und Kultur im Saarland 
findest du, was das Land bewegt –
 und in unserem Podcast hörst du, 

was es erschüttert.“

„Im Leben passiert 
oft Unerwartetes. 

Unfälle, Schäden, Risiken… 
manchmal tritt das Dunkle plötzlich ein.

 Die Versicherung sorgt dafür, 
dass Sie vorbereitet sind – damit Sie im

 Ernstfall nicht allein dastehen.
 Ob Auto, Haus oder Gesundheit: 

Wir sichern, was Ihnen wichtig ist.“
 „Und während wir jetzt wieder den Spuren 

des Verbrechens folgen… 
wissen Sie: Mit der Versicherung 
können Sie ruhig durchatmen.“

Beispiele regionaler Spot-Texte

• 9.500 Downloads pro Folge  • 3.500 Downloads pro Folge  
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TRAUER-PORTAL

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. und Gestaltungspauschale in Höhe von 35,00 € netto pro Werbemittel (Mindestbuchung: 30.000 Ad Impression).
Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.volksfreund.de/services/technische-angaben und auf den Seiten 39 und 40. 

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Wallpaper

•  Desktop: 
970 x 250 + 200 x 600 Pixel

•  Mobile: 300 x 250 Pixel
80.000 Einblendungen: 720,00 €

9,00 € | 10,60 €
pro 1.000 Einblendungen
•  Platzierungen:

Startseite, Ratgeber-Seite

Billboard

•  Desktop: 940 x 120 Pixel
•  Mobile: 300 x 250 Pixel
80.000 Einblendungen: 480,00 €

6,00 € | 7,10 €
pro 1.000 Einblendungen
•  Platzierungen:

Startseite

Modulkachel

•  Desktop: 
266 x 300 Pixel

•  Mobile: 300 x 250 Pixel
80.000 Einblendungen: 160,00 €

2,00 € | 2,40 €
pro 1.000 Einblendungen
•  Platzierungen:

Startseite

Content Ad

•  Desktop: 300 x 250 Pixel
•  Mobile: 300 x 250 Pixel
80.000 Einblendungen: 240,00 €

3,00 € | 3,50 €
pro 1.000 Einblendungen
•  Platzierungen:

Startseite

Buttons

•  Desktop: 300 x 100 Pixel
•  Mobile: 300 x 250 Pixel
80.000 Einblendungen: 160,00 €

2,00 € | 2,40 €
pro 1.000 Einblendungen
•  Platzierungen:

Startseite, Ratgeber-Seite

Skyscraper

TRAUER DISPLAY-WERBEMITTEL: 
DESKTOP UND MOBILE

Traueranzeigen, Todesanzeigen und Beileidsbekundungen 
aus dem Trierischen Volksfreund auch online auf 
volksfreund.trauer.de. Auf den Online-Seiten 
wird den Angehörigen und Freunden einer 
verstorbenen Person die Möglichkeit geboten, ihrer Trauer 
auf unterschiedliche Art und Weise Ausdruck zu verleihen. 
Für Sie als Dienstleister und Helfer in einem Trauerfall 
bieten sich passende Präsentationsmöglichkeiten.

Displaywerbung trauer.de

•  Desktop: 120 x 600 Pixel
oder 160 x 600, 200 x 600,
300 x 600, 300 x 1050

•  Mobile: 300 x 250 Pixel
80.000 Einblendungen: 320,00 €

4,00 € | 4,70 €
pro 1.000 Einblendungen
•  Platzierungen:

Branchenbuch-Seite

•  Texterstellung für ein Firmenprofil: 
290,00 € (Grundpreis: 341,81 €) 

•  Responsives Design 
für optimale Darstellung 
auf allen Endgeräten 

•  zusätzliche Inhalte wie 
Kerzen, Kondolenzen und Trauerhilfe-Artikel

• selbständige Anpassung an das Corporate Design des Bestatters.
Kerzen, Kondolenzen und Trauerhilfe-Artikel

TRAUER DISPLAY-WERBEMITTEL: 
Premium- Eintrag mit individuellen Inhalten und inkl. Firmenpräsentationnur 59,00 €/Monat(Grundpreis: 69,41 €)

(Mindestlaufzeit: 12 Monate)
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FUPA-PORTAL

FUPA RHEINLAND

Paket-Kombi 
„Nachschuss-
Newsletter“
•  Content-Banner 

(Ad Impression 
nach Wahl) +

•  Werbeplatzierung 
im Newsletter mit 
wöchentlicher Frequenz
(siehe auch Seite 13)

+

wöchentlicher Frequenz

10%
PAKET-RABATT 

www.fupa.net/rheinland

FuPa ist das professionelle Fußballportal für die Amateurfußballer. 
Die außergewöhnlichen Funk tionen, wie z. B. ein personalisiertes System 
oder der Live-Ticker machen das  Portal erfolgreich und einzigartig.

Content-Banner
•  300 x 250 Pixel

8,00 € | 9,40 €
pro 1.000 Einblendungen

•  z.B. 100.000 Einblendungen 
= 800,00 Euro Direktpreis

Spieltag-
Sponsoring
•  300 x 250 Pixel (Festplatzierung)
•  nur während der Fußballsaison 

möglich (August bis November 
und März bis Mai)

1 Monate

199,00 € | 234,00 €
4 Monate

699,00 € | 822,00 €
7 Monate

1.129,00 € | 1.328,00 €

PR-Angebot
•  PR-Teaser-Foto: 300 x 200 Pixel
•  PR-Seite: Text und Fotos
•  Laufzeit: 1 Woche (Festplatzierung)

499,00 € | 587,00 €
Texterstellung 
für eine PR-Seite:
140,00 € | 165,00 €

Werbemöglichkeiten – Mobile

Vereinspartnerschaft
•  300 x 250 Pixel (Festplatzierung)

6 Monate

654,00 € | 769,00 €
12 Monate

1.188,00 € | 1.398,00 €

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. und Gestaltungspauschale in Höhe von 35,00 € netto pro Werbemittel (Mindestbuchung: 30.000 Ad Impression).
Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.volksfreund.de/services/technische-angaben und auf den Seiten 39 und 40. 

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

PR-Teaser inkl.
PR-Seite

Content-
Banner

Vereins-
partner-
schaft

Spieltag-
Sponsoring

Content-
Banner
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STELLENANZEIGEN.DE

DIGITALE 
STELLENANZEIGEN

Mit uns, als qualifiziertem Partner von stellenanzeigen.de, profitieren Sie zusätzlich von einem nationalen 
Mediennetzwerk (mehr als 450 regionale und fachspezifische Partner) und neuesten Technologien 
wie Retargeting oder SmartReach 3.0 (misst und analysiert die Klickraten Ihrer Anzeige), 
um Vakanzen so schnell wie möglich zu besetzen.

Alle genannten Preise in Euro zzgl. MwSt. Korrekturen / Änderungen bei bereits veröffentlichten Online-Anzeigen: Kosten: 55,00 €.
Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.volksfreund.de/services/technische-angaben und auf den Seiten 39 und 40. 

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Visits
3,5 Mio Visits pro Monat
auf stellenanzeigen.de

Social Community
Mehr als 190.00 Fans 
in den sozialen Netzwerken

Bewerbungs-
interaktionen
Monatlich mehr als 180.00 
Bewerbungsinteraktionen

Leistungen
Regio 
Online-Only

Premium 
Online-Only

Online-Veröffentlichung Ihrer Anzeige (eine Position) auf saarbruecker-zeitung.stellenanzeigen.de  

Anzeige in Ihrem Unternehmensdesign  

Individuell und professionell gestaltete HTML-Anzeigen Im Responsive-Design (Anlieferung als PDF, Word-DOC oder HTML)  

Ihr Firmenlogo erscheint in der Ergebnisliste  

Kostenlose „Jobs per Mail“ an registrierte Bewerber von saarbruecker-zeitung.stellenanzeigen.de  

Zusätzliche Online-Veröffentlichung Ihrer Anzeige (eine Position) auf stellenanzeigen.de 

Jobs per Mail: stellenanzeigen.de sendet Ihre Anzeige kostenlos an passende und interessierte Kandidaten – 
zielgruppenspezifisch für alle Regionen und Branchen 

"Schaltung Ihrer Anzeige auf stellenanzeigen.de und einer optimalen Auswahl 
aus hochkarätigen fachspezifischen und regionalen Partnerwebsites" 

Ihre Anzeige profitiert zusätzlich von SmartReach 3.0, der intelligenten Reichweitentechnologie von stellenanzeigen.de 

Mit Retargeting-Maßnahmen auf den reichweitenstärksten AGOF-Partner-Websites 
(z. B. spiegel.de, gmx.de, sueddeutsche.de, u.v.m.) 

Online Only

Laufzeit 30 Tage 391,00 € | 460,00 € 1.146,00 € | 1.348,00 €

Laufzeit 60 Tage 421,00 € | 495,00 € 1.278,00 € | 1.504,00 €

Laufzeit 30 Tage, 
3er-Kontingent 984,00 € | 1.157,00 €

Preise je Buchung, weitere Kontingente auf Anfrage

Print-Online-Kombi

Leistungen
Regio Print-
Online-Kombi

Premium Print-
Online-Kombi

Ihre Stellenanzeige erscheint als gestaltete Print-Anzeige in der Tageszeitung (Kosten lt. aktueller Preisliste) 
und als Online-Anzeige (eine Position) auf saarbruecker-zeitung.stellenanzeigen.de  

Ihre Ausschreibung erhält je Position einen Eintrag in der Tabelle „Der Online-Stellenmarkt“ in der Saarbrücker Zeitung  

Weitere Online-Leistungen (siehe auch „Online Only“: html-Anzeigen, Firmenlogo, Jobs per E-Mail - saarbruecker-zeitung.de)  

Zusätzliche Online-Veröffentlichung Ihrer Anzeige (eine Position) auf stellenanzeigen.de 

Weitere Online-Leistungen (siehe auch „Online Only“: Jobs per E-Mail - stellenanzeigen.de, 
regionale und fachspezifische Partnerwebsites, SmartReach 3.0, Retargeting) 

Laufzeit 30 Tage 263,00 € | 309,00 € 533,00 € | 627,00€

Laufzeit 60 Tage 314,00 € | 369,00 € 650,00 € | 765,00 €
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STELLENANZEIGEN.DE

Alle genannten Preise in Euro zzgl. MwSt. Korrekturen / Änderungen bei bereits veröffentlichten Online-Anzeigen: Kosten: 55,00 €. 
Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.volksfreund.de/services/technische-angaben und auf den Seiten 39 und 40. 

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

REICHWEITEN UPGRADES

Zusatzfeatures
Produkte Laufzeit Direktpreis Grundpreis

Top-Job: 
Ihre Anzeige steht in der Ergebnisliste ganz oben 30 Tage 117,00 € 138,00 €
Jobblitz-Addon: 
Aktivieren Sie mit dem Add-On weitere Potenziale bei der 
digitalen Kandidatenansprache (z.B. in Social Media und Marktplätzen).

30 Tage
60 Tage

252,00 € 
495,00 €

296,00 €
582,00 €

Tabelleneintrag: Kombination: Online Only und Tabelleneintrag 
Ihre Stellenanzeige erhält je Position einen Eintrag in der Tabelle 
„Der Online-Stellenmarkt“ in der Saarbrücker Zeitung. 

ET: 
Mittwoch (einmalig), 
Gesamtausgabe 157,00 € 185,00 €

Refresh / Datumsaktualisierung: 
Durch den Refresh erhält Ihre Anzeige eine Datumsaktualisierung 
und steht wieder oben in der Ergebnisliste.

Regio-Refresh: 

41,00 €
Premium-Refresh: 

56,00€

Regio-Refresh: 

48,00 €
Premium-Refresh: 

66,00€
Firmenprofil: 
Darstellung Ihres Unternehmens auf einer eigenen Seite inkl. 
Adresse, Logo, Karte, Videos, Fotos, etc. 12 Monate 799,00 € 940,00 €

•  Eines der führenden Stellenportale Deutschlands mit 
Positionen für alle Berufsgruppen und Branchen mit 
einem umfangreichen regionalen und überregionalen 
Kooperationsnetzwerk.

•  Top-Platzierung in den Ergebnislisten durch 
unsere Anzeigentechnologie SmartReach 3.0

•  über 400 Partner-Websites im Mediennetzwerk
•  3,5 Mio. Visits pro Monat

•  it-jobs.de ist eine Matching-Maschine speziell 
für den IT-Bereich.

•  Alle Anzeigen werden automatische 
ins Englische übersetzt. 

•  Mehr als 100 starke Reichweitenpartner in ganz Europa
•  PJA - Programmatic Job Advertising
•  Uniques Design: für die Zielgruppe

•  Jobbörse speziell mit Stellenangeboten 
von mittelständischen Unternehmen 
und Hidden Champions.

•  Über 1 Mio. qualifizierten Jobsuchenden pro Monat.
•  KI-gestützter Algorithmus entscheidet über 

Ausspielung abhängig von verfügbarem Budget
•  über 250 starken Partnern, darunter auch bis zu 

100 Job-und Karriereportale

•  Die Jobbörse für „Mehr Macher - weniger Akademiker“
•  Inklusive WhatsApp-Bewerbung inkl. CV-Generator: 

Reduzierung der Bewerbungshürden 
für Mobile-Nutzer.

•  Integration bei vielen Kleinanzeigen Portalen mit 
hohen Klickraten u.a.: Kleinanzeigen.de, markt.de.

•  Jobblitz Rayo Reichweiten-Technologie
•  Innovatives und echtes Pretargeting 

in exklusiver Kooperation mit WEB.DE + GMX

•  Deutschlands größtes Netzwerk regionaler Stellenmärkte. 
1 Partner - 75 Jobportale.

•  ROM-Technologie bietet effizientes 
Programmatic Advertising.

•  Platzierung bei bis zu 150 Jobbörsen 
und Fachstellenmärkten.

Erhöhen Sie mit der „Saarbrücker Zeitung“ die Reichweite Ihrer Stellenanzeigen über multiple Kanäle und 
nutzen Sie unsere performanten Leistungspaket-Services für anspruchsvolle Positionen.

Paket-
Preise 

auf Anfrage



19

SOCIAL MEDIA + GOOGLE

SOCIAL-MEDIA UND GOOGLE

Smarte Kampagnen dank KI

Digitale Werbekanäle sind auch im Marketing-Mix regionaler Unternehmen unverzichtbar, um 
neue Kunden zu erreichen und bestehende Zielgruppen gezielt anzusprechen. Unser Angebot 
für  Suchmaschinen und/oder soziale Netzwerke bringt Ihre Botschaft genau dorthin, wo sich 
potenzielle Kundinnen und Kunden aufhalten – messbar, effizient und ohne Streuverluste.

AdWords
•  Mit Google AdWords erreichen Sie Menschen genau 

in dem Moment, in dem sie nach Ihren Produkten oder 
Dienstleistungen suchen. Ihre Anzeige erscheint 
prominent in den Suchergebnissen und bietet damit 
eine hohe Sichtbarkeit. Dank präziser Keywords 
erreichen Sie Kunden in der Region und zahlen nur, 
wenn jemand tatsächlich klickt.

Empfohlenes Tagesbudget
schon ab 10,00 € pro Tag und Kanal
Bearbeitungsgebühr in Höhe von 34,00 Euro zzgl. MwSt. pro Kampagne

Persönliche und individuelle Beratung:
(06 51) 71 99 - 545
anzeigen@volksfreund.de

Künstliche Intelligenz zur Kampagnensteuerung
•  Die eingesetzte KI erspart Ihnen / Ihrer Agentur den hohen manuellen 

Aufwand zum Start Ihrer Online-Kampagne: Keyword-Recherche, Zielgruppen-
Definition, tägliche Optimierung der Kampagnen oder auch die Budget-Kontrolle. 

KI ist für Sie die beste Lösung

Die zeitaufwändigen Aufgaben übernimmt 
ab dem ersten Tag die Künstliche Intelligenz:

 •  permanente Optimierung der Kampagnen
 • sucht aktiv Ihre potentiellen Kunden
 • ermittelt die besten Interessenfelder und Keywords
 • 24/7 im Einsatz 

Facebook + Instagram
•  Facebook und Instagram ermöglichen es, Ihre Marke 

erlebbar zu machen. Visuelle Inhalte und Videos bieten 
die Chance, Emotionen zu transportieren und Zielgruppen 
ganz gezielt nach Interessen, Alter oder Standort 
anzusprechen. So steigern Sie Reichweite, Bekanntheit 
und Kundenbindung durch die direkte Ansprache der 
Zielgruppen.
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LESERPROFIL VOLKSFREUND

LESERPROFIL TRIERISCHER VOLKSFREUND 

Mit dem Trierischen Volksfreund erreichen Sie die Menschen in der Region. 
Die Tageszeitungen (Print und Digital) bieten Tag für Tag ein reichhaltiges redaktionelles 
Angebot und umfassende Werbe- und Online-Kombinationsmöglichkeiten. 
Gesamtbevölkerung im Verbreitungsgebiet, deutschsprachige Bevölkerung 14+: 
467.000 Personen (Quelle: MA TZ 2025)

DIE LESER DES 
TRIERISCHEN VOLKSFREUND

IM LOKALEN FÜHRT 
AN DER TAGESZEITUNG 
KEIN WEG VORBEI**

Gedruckt, online und mobil – Zeitungen informieren 
ihre Nutzer tagesaktuell auf allen Kanälen. 
Mit ihren Print- und Digitalausgaben erreichen sie 
93 Prozent halten den Lokal- und Regionaljournalismus für 
sehr wichtig für unsere Gesellschaft.

93 %  halten die lokale/regionale Tageszeitung 
für unverzichtbar und ist für sie die 
Informationsquelle Nr. 1.

79 %  der Onlineleser halten Geschäfte, 
die auf den Webseiten der Regionalzeitung 
werben, für seriös

* Reichweite (MA TZ 2025)
**  Quellen: ZMG Zeitungsqualitäten 2025, ZMG Bevölkerungsumfrage 2022, 

ZMG Onlineumfrage 2024

Gedruckt, online und mobil – Zeitungen informieren 

29,1 %*69.000 Frauen

33,3 %*77.000 Männer

146.000 
Leser pro Ausgabe 31,2 %*

39,5 %*
57.000 

Leser sind zwischen 
40 und 59 Jahren

32,2 %*

88.000 
Leser haben ein 
Haushalts netto-
einkommen von 

3.000 € und mehr

31,6 %*
127.000 
Leser besitzen 

einen Privat-PKW

35,1 %*
98.000 

Leser besitzen 
ein eigenes Haus

PRINT UND DIGITAL: 
Die lokale Tageszeitung erreicht alle 
Bevölkerungsgruppen. Besonders online 
werden die jungen Leser dazu gewonnen.

35 Minuten 
wird eine Zeitungsausgabe 
durchschnittlich gelesen
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VOLKSFREUND / VERKAUFTE AUFLAGE

* Quelle: IWV, 3. Quartal 2025 Sa.
** Quelle: Leser pro Exemplare (LpE), MA TZ 2025

Die regionale Tageszeitung, das Werbemedium 
Nr. 1 in der Region mit einer verkauften 
Auflage von 52.871 Exemplaren* (samstags); 
täglich greifen 146.000 Leser** 
zum Trierischen Volksfreund.

VERBREITUNGSGEBIET

O N L I N E

Verkaufte Auflage* (IVW, 3. Quartal 2025) Mo - Fr Sa

TV Gesamtausgabe* 50.606 52.871

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa

TAK14 Hauptausgabe 21.582 23.009

TA100 Trier-Stadt + Trier-Land 14.355 15.310

TA120 Konz-Saarburg + Hochwald 7.227 7.699

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa

TAK13 Eifel-Mosel-Ausgabe 20.200 21.039

TAK12 Eifelausgabe 11.490 11.920

TA130 Bitburg-Prüm 8.081 8.407

TA140 Vulkaneifel 3.409 3.513

TA150 Bernkastel-Wittlich 8.710 9.119

P R I N T

* inkl. ePaper

Online-Nutzer pro Monat (Google Analytics 09/2025)

Startseite Volksfreund 85.929

Online-Nutzer nach Region (Google Analytics 09/2025)

Haupt 265.316

Trier-Stadt + Trier-Land 193.142

Konz-Saarburg + Hochwald 72.174

Online-Nutzer nach Region (Google Analytics 09/2025)

Eifel-Mosel 513.816

Bitburg-Prüm 169.237

Vulkaneifel 75.886

Mosel-Wittlich-Hunsrück 268.693

** Quelle: Google Analytics, 09/2025
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KOMBI VOLKSFREUND UND SZ

Ihre hohe Reichweite im Südwesten, 
nahe der Grenze zu Frankreich und Luxemburg. 
Mit der Kombination der beiden auflagenstärks-
ten Tageszeitungen in der Region Saarland, 
Zweibrücken, Trier, Konz, Saarburg, Bernkastel, 
Bitburg und der Vulkaneifel erreichen Sie über 
472.000 Leser pro Ausgabe. 
(Quelle: Leser pro Exemplar, MA TZ 2025)

KOMBINATION TRIERISCHER VOLKSFREUND 
UND SAARBRÜCKER ZEITUNG

W W W. S A A R B R U E C K E R - Z E I T U N G . D E

G E G R Ü N D E T  1 7 6 1

WETTER

KONTAKT

LESER-REPORTER
GEWINNZAHLEN

Flippermuseum Wiebelskirchen 

bereitet sich auf Groß-Turnier vor
Lokales > Seite C 5

SCHNELLE SZ
POLITIK

Regierung legt Plan zum 
Bürokratieabbau vor

Am Mittwoch kam in Berlin das so-

genannte Entlastungskabinett zu-

sammen und beschloss acht Maß-

nahmen zum Bürokratieabbau. Ein 

Ökonom bezweifelte deren Durch-

schlagskraft. > Seite A 5WIRTSCHAFTEinzelhandel skeptisch 
vor Weihnachtsgeschäft

Laut einer Umfrage wollen die Men-

schen weniger Geld für Geschenke 

ausgeben als im Vorjahr. Der Han-

delsverband hingegen geht beim sta-

tionären Handel von stabilen Einnah-

men aus – Online-Händler dürfen mit 

einem Plus rechnen. > Seite A 6
SAARLAND/REGIONBrandstifter von Wendel schuldunfähig

Ein 65-Jähriger hat gestanden, Mitte 

April in St. Wendel einen Brandan-

schlag auf einen arabischen Lebens-

mittelladen verübt zu haben. Das 

Landgericht Saarbrücken sprach 

ihn wegen Schuldunfähigkeit frei 

und ordnete seine Unterbringung 

in einer Entzugsklinik an. > Seite B 2

PANORAMA

SPORT

Nagelsmann 

SZ-WHATSAPP-CHANNEL

20 JAHRE HÖCHSTE MICHELIN-WERTUNG

Drei-Sterne-Koch Bau 
verrät sein Erfolgsrezept

Er ist einer der besten Köche Deutschlands und 

behauptet seit fast 20 Jahren mit seinem Restaurant 

Victor’s Fine Dining auf Schloss Berg in Perl-Nennig 

drei Michelin-Sterne. In der SZ verrät Christian Bau 

jetzt sein Erfolgsrezept. > Seite B 4  
FOTO: DIETZE/DPA

Grafik des Tages: Chefinnen in Europa 

So hoch war der Frauenanteil in Führungspositionen 

*EU Höchst- bzw. Tiefstwert

Schweden* ��������������������������������������������������������������������������������������������  44,4 %

Polen  �����������������������������������������������������������������������������������������������������  41,8 %

Frankreich ����������������������������������������������������������������������������������������������  39,5 %

Österreich ����������������������������������������������������������������������������������������������  36,2 %

EU-27 �����������������������������������������������������������������������������������������������������  35,2 %

Spanien  ������������������������������������������������������������������������������������������������� 34,4 % 

Niederlande  ������������������������������������������������������������������������������������������  30,2 % 

Deutschland ��������������������������������������������������������������������������������������������  29,1 % 

Italien ������������������������������������������������������������������������������������������������������ 27,9 % 

Zypern* ��������������������������������������������������������������������������������������������������  25,3 % 

GRAFIK: TypoServ/QUELLE: Destatis

 Seite A 2 Seite A 4

 Seite B 1

 Seiten B 1 und B 3

INFO

saarbruecker-zeitung.de/abo

SZ-DIREKTKONTAKTFÜR IHRE ANLIEGEN:

und vielesmehr direktonline und ohneWartezeit:

• Zustellung• Lieferanschrift• Rechnungsanschrift• Bankverbindung

Saarbrücker Rat beschließt
umstrittene Bettensteuer

4 194976 002505

4 0 1 4 5

D O N N E R S T A G ,  6 .  N O V E M B E R  2 0 2 5

W W W. S A A R B R U E C K E R - Z E I T U N G . D E

Flippermuseumbereitet sich auf Groß-Turnier vor
Lokales > Seite C 5

Einzelhandel skeptisch 
vor Weihnachtsgeschäft

Laut einer Umfrage wollen die Men

schen weniger Geld für Geschenke 

ausgeben als im Vorjahr. Der Han

delsverband hingegen geht beim sta

tionären Handel von stabilen Einnah

men aus – Online-Händler dürfen mit 

einem Plus rechnen. SAARLAND/REGIONBrandstifter von 
St. Wendel schuldunfähig

Ein 65-Jähriger hat gestanden, Mitte 

April in St.schlag auf einen arabischen Lebens

mittelladen verübt zu haben. Das 

Landgericht Saarbrücken sprach 

ihn wegen Schuldunfähigkeit frei 

und ordnete seine Unterbringung 

in einer Entzugsklinik an. 

Nagelsmann 

OVG Saarlouis stelltUni-Erweiterung auf(cis) Das saarländische 

Saarbrücker Rat beschließt
umstrittene Bettensteuer

Lokalteil Regionalverband > Seite C 1

U N A B H Ä N G I G  •  Ü B E R P A R T E I L I C H  •  G E G R Ü N D E T  1 8 7 5

DONNERSTAG, 6. NOVEMBER 2025

ZEITUNG FÜR TRIER, SCHWEICH, TRIERER LAND 

ZITAT

WETTER

ÜBERBLICK

Neues Gesetz für Bildungsurlaub
MAINZ (red) Ehrenamt für den Fußballverein oder den Um-weltschutzverband? Das soll künftig auch bezahlt während der Arbeitszeit funktionieren. Unternehmer können die ge-plante Regelung kaum glauben und laufen Sturm dagegen.Seite 2 

Wie Wale auf uns Menschen schauen
DÜSSELDORF (red) Menschen fin-den Meeressäuger faszinierend: Doch wie ist der Blick der Tiere auf ihre Beobachter? Autor Fa-bian Ritten hat in seinem Buch „Wir Wale“ das hinterfragt.Seite 21

 Verkommt Belgien zum Narco-Staat?
BRÜSSEL (RP) Drogenland Bel-gien: Sind die Kartelle bereits in alle staatlichen Ebenen eingesi-ckert? Eine Antwerpener Unter-suchungsrichterin hat Alarm geschlagen. Der Rechtsstaat sei 

RUBRIKEN

KONTAKT

WER SPIELT GEGEN LUXEMBURG?National-Trainer Nagelsmann gibt heute den Kader für das WM-Qualifikationsspiel bekannt. Seite 16

SÜSSER DIE KASSEN NIE KLINGELN?Oh! In diesem Jahr fallen dieGeschenke wohl kleiner aus. Seite 6

Trierer Corona-Impfopfer will Schmerzensgeld von AstraZeneca
VON CHRISTIANE WOLFF

TRIER Als Mandy Klöckner am 5. 
TRIER Als Mandy Klöckner am 5. 
TRIER
März 2021 im Impfzentrum in den Trierer Moselauen gegen Corona ge-impft wird, sind in Großbritannien – wo das von AstraZeneca entwickel-te Serum schon länger verabreicht wird – bereits die ersten Hirnvenen-thrombosen bekannt. Am 15. März berichtet das in Deutschland für die Dokumentation von Impfschäden zuständige Paul-Ehrlich-Institut von einer „auffälligen Häufung einer spe-ziellen Form von sehr seltenen Hirn-venenthrombosen (...) in zeitlicher Nähe zu Impfungen mit dem Covid-19-Impfstoff von AstraZeneca“. Über 13 Hirnvenenthrombose-Fälle sind da bereits nachgewiesen.

Schwere Nebenwirkungen schon frü-her bekannt Die schwere Nebenwir-

den Behörden anerkannt: Klöckners Blut reagiert auf das AstraZeneca-Se-rum mit Verklumpungen, das haben Labortests gezeigt. Ihre schwere Er-krankung ist auch als Berufsunfall anerkannt. Denn als Erzieherin war Mandy Klöckner seitens des Staats zur Impfung aufgerufen – ungeimpft drohte ein Berufsverbot.Über die Rente wegen Berufsun-fähigkeit und Zuschüssen für den behindertengerechten Umbau des Wohnhauses hinaus hat Mandy Klöckner bisher allerdings weder Schmerzensgeld noch eine Entschä-digung erhalten. Denn das deutsche Arzneimittelgesetz schützt die Her-steller von Medikamenten, die vom Gesundheitsministerium zugelassen wurden, vor solchen Forderungen. Auch wenn doch noch schwere Ne-benwirkungen auftreten.„Dieses Gesetz macht einerseits 

Im März 2021 lässt sich die Erzieherin Mandy Klöckner gegen Corona impfen — mit dem schon damals 

viel diskutierten AstraZeneca-Wirkstoff. Nur eine Woche später erleidet sie eine schwere Gehirnblutung.

EU einigt sich auf abgeschwächte 
Klimaziele

 Seite 8

A1-Lückenschluss:Bundesgericht ist jetzt am Zug
LEIPZIG/KELBERG (dpa) Der seit Jah-ren viel diskutierte Lückenschluss der Autobahn 1 in der Eifel steht auf dem juristischen Prüfstand. Das Bundes-verwaltungsgericht Leipzig beschäf-

verwaltungsgericht Leipzig beschäf-
verwaltungsgericht Leipzig beschäftigte sich am Vormittag mit der Klage des rheinland-pfälzischen Landesver-bandes des Bundes für Umwelt und Naturschutz in Deutschland (BUND) gegen den Planfeststellungsbeschluss des Landesbetriebs Mobilität aus dem Jahr 2023 (Az.: BVerwG 9 A 17.25). Eine Entscheidung soll am 18. November verkündet werden.

Themen des Tages Seite 2

 Seite 7

 Seite 7

AUF
ALLES
6.11 - 15.11

AnzeigeBesuchen Sie uns!
HausbesichtigungSonntag, 09.11. von 10.00 - 15.00 UhrOPEN HOUSE - Maximinstr. 13, Trierkeine Anmeldung erforderlich, Infos auf der HomepageAnfragen gerne unter info@liewer-bau.de

4 194971 102507 4 0 1 4 5

Attraktive 
Kombinations-
möglichkeiten 

auf Anfrageauf Anfrage

MERZIG

METTLACH

SCHMELZ

ST. WENDEL

ST. INGBERT

SAARBRÜCKEN

 VÖLKLINGEN

SAARLOUIS

WADERN

LEBACH

OTTWEILER

FRIEDRICHSTHAL

ILLINGEN

RIEGELSBERG

PÜTTLINGEN

SAARWELLINGEN

NALBACH

DILLINGEN/SAAR     

REHLINGEN-

SIERSBURG

  WALLERFANGEN

ENSDORF
SCHWALBACH
        

BOUS

SULZBACH
     /SAAR

ÜBERHERRN

KLEINBLITTERSDORF

EPPELBORN

NOHFELDEN

NAMBORN

FREISEN

NONNWEILER

    GROSSROSSELN
 

  

MERCHWEILER

MARPINGEN

THOLEY

SPIESEN-
ELVERSBERG

QUIERSCHIED

BECKINGEN

LOSHEIM AM SEE 

WADGASSEN

SCHIFFWEILER

HEUSWEILER

MANDELBACHTHAL

OBERTHAL

WEISKIRCHEN

PERL

ZWEIBRÜCKEN

HOMBURG

GERSHEIM

HOMBURGHOMBURGHOMBURGHOMBURGHOMBURGHOMBURGHOMBURG

ZWEIBRÜCKENZWEIBRÜCKENZWEIBRÜCKENZWEIBRÜCKENZWEIBRÜCKENZWEIBRÜCKENZWEIBRÜCKENZWEIBRÜCKENZWEIBRÜCKENZWEIBRÜCKEN

SCHMELZ

BECKINGENBECKINGEN

K230
Saarland West

K100
Regionalverband

Saarbrücken

610
Homburg

400
St. Wendel

620
St. Ingbert

210
Saarlouis/ 
Dillingen 

800
Pfälzischer Merkur

300
Merzig-Wadern 

500
Neunkirchen

OTTWEILER

K850
Saarland Ost

Verkaufte Auflage* (IVW, 3. Quartal 2025) Mo - Fr Sa

TV Gesamtausgabe* 50.606 52.871

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa 

TAK14 Hauptausgabe 21.582 23.009

TA100 Trier-Stadt + Trier-Land 14.355 15.310

TA120 Konz-Saarburg + Hochwald 7.227 7.699

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa 

TAK13 Eifel-Mosel-Ausgabe 20.200 21.039

TAK12 Eifelausgabe 11.490 11.920

TA130 Bitburg-Prüm 8.081 8.407

TA140 Vulkaneifel 3.409 3.513

TA150 Bernkastel-Wittlich 8.710 9.119

P R I N T

* inkl. ePaper

P R I N T

* inkl. ePaper

Verkaufte Auflage (IVW, 3. Quartal 2025) Mo - Fr Sa

SZPM Gesamtausgabe* 80.345 85.325

SZ Saarlandausgabe* 76.752 81.660

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa

K100 Regionalverband Saarbrücken 20.040 21.870

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa

K230 Saarland West 19.993 21.430

210 Saarlouis / Dillingen 13.183 14.255

300 Merzig-Wadern 6.810 7.175

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa

K850 Saarland Ost (inkl. PM) 28.864 30.578

400 St. Wendel 6.716 7.054

500 Neunkirchen 8.473 9.093

610 Homburg 4.371 4.601

620 St. Ingbert 6.124 6.579

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa

800 Pfälzischer Merkur* 3.593 3.665
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Profitieren Sie auch von unseren 
„Klickbaren Anzeigen“ 

Weitere Infos auf den Seite 12.

SMART ADS

PRINT-ANZEIGEN SMART ONLINE VERLÄNGERN – 
OHNE MEHRAUFWAND FÜR SIE:

Wir erstellen für Sie eine eigene Online-
Kampagne analog zu Ihrer gebuchten 
Print-Anzeige auf volksfreund.de. 
Zielsicher, hochwertig und ohne jeglichen 
Aufwand für Sie. Dieser Service ist ab sofort 
standardmäßig bei Ihrer Anzeige inkludiert.

Printpreis 
zwischen

Smart Ad-
Direktpreise

Smart Ad-
Grundpreise

1 bis 300 € 85,00 € 100,00 €

301 bis 500 € 138,00 € 162,35 €

501 bis 700 € 160,00 € 188,24 €

701 bis 900 € 205,00 € 241,18 €

901 bis 1.500 € 290,00 € 341,18 €

über 1.500 € 376,00 € 442,35 €

Vorteilspakete:
•  Laufzeit: 2 Wochen

IHRE PRINTANZEIGE

Unsere Leistungen für Sie:
•  Professionelle Digitalisierung der Print-Anzeige
• Gestaltung eines animierten Online-Banners (Smart Ad)
•  Erstellung einer eigenen Zielseite (Landingpage) 

mit weiteren Informationen und Kontaktmöglichkeiten 
(E-Mail, Telefon, Link auf eigene Homepage, Google Maps)

•  Platzierung und Ausspielung auf volksfreund.de
•  Kein Mehraufwand für Sie
•  Wir gewähren bis zu 15 % Rabatt auf den Printpreis

IHRE EIGENE 
ZIELSEITE

SIE LIEFERN 
UNS NUR 

IHRE ANZEIGE –
DEN REST

ERLEDIGEN WIR.

(Bei Buchung wird Ihre Printanzeige 
bis zu 15% rabattiert)

IHRE 
ANIMIERTE 

ONLINE-
ANZEIGE
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PRINT-PREISE

Digitale Reichweite und 10 % Preisvorteil sichern. 
Weitere Infos auf den Seiten 12 und 25.

  GESAMTAUSGABE

Spaltenbreite: 
44 mm Anzeigenteil; 50 mm Textteil
1)  Platzierung nicht auf der Titelseite und Seite 2 möglich. 

HAUPTAUSGABE:
Ausgabe Trier u. Trier-Land
Ausgabe Konz-Saarburg-Hochwald

EIFEL-MOSEL-AUSGABE:
Ausgabe Bitburg-Prüm
Ausgabe Vulkaneifel
Ausgabe Bernkastel-Wittlich

VERKAUFTE AUFLAGE (IVW, 3. Quartal 2025)

Mo–Fr Sa

Gesamtausgabe 50.606* 52.871*

GRUND-
PREISE

DIREKT-
PREISE

mm-ANZEIGEN (Preise pro mm zzgl. MwSt.)

Anzeigenteil

Mo.–Sa. s/w 6,25 5,32

2c/4c 8,69 7,39

TEXTTEIL-ANZEIGEN  (Preise pro mm zzgl. MwSt.)

50 x 20 mm, 50 x 40 mm, 50 x 100 mm, 105 x 80 mm

Mo.–Sa. s/w 26,00 22,10

2c/4c 36,13 30,71

VERANSTALTUNGEN (Preise pro mm zzgl. MwSt.)

Nur Donnerstag s/w 3,38 2,88

2c/4c 4,70 4,00

GEW. FAMILIENANZ. (Preise pro mm zzgl. MwSt.)

Mo.–Sa. s/w 5,36 4,56

2c/4c 6,44 5,47

SONDERWERBEFORMEN (Preise zzgl. MwSt.)

Lokalaufmacher 53 x 26 mm

Mo.–Sa. 2c/4c 400,00 340,00

PROFIL GEZEIGT (Preise zzgl. MwSt.)

3T/285 mm

Mo.–Sa. s/w, 2c/4c 2.290,00 1.950,00

Z I S - N U M M E R
Gesamtausgabe: 101033

* inkl. ePaper

U N A B H Ä N G I G  •  Ü B E R P A R T E I L I C H  •  G E G R Ü N D E T  1 8 7 5

DONNERSTAG, 6. NOVEMBER 2025

ZEITUNG FÜR TRIER, SCHWEICH, TRIERER LAND 

Einzelpreis 2,50 €, NR. 257

ZITAT
„Es waren schon einige Mannschaften im No-vember in sehr guter Form. Aber am Ende ist entscheidend, wie man im März, April, Mai in Form ist. Momentan sind wir natürlich ein europäi-sches Topteam.“

Joshua KimmichDer Bayern-Spieler nach dem 2:1-Sieg 

WETTER

ÜBERBLICK

Produktion dieser Seite:Heribert Waschbüsch
FOTO OBEN LINS: ISTOCK/DEAGREEZ

Neues Gesetz für Bildungsurlaub
MAINZ (red) Ehrenamt für den Fußballverein oder den Um-weltschutzverband? Das soll künftig auch bezahlt während der Arbeitszeit funktionieren. Unternehmer können die ge-plante Regelung kaum glauben und laufen Sturm dagegen.Seite 2 

Wie Wale auf uns Menschen schauen
DÜSSELDORF (red) Menschen fin-den Meeressäuger faszinierend: Doch wie ist der Blick der Tiere auf ihre Beobachter? Autor Fa-bian Ritten hat in seinem Buch „Wir Wale“ das hinterfragt.Seite 21

 Verkommt Belgien zum Narco-Staat?
BRÜSSEL (RP) Drogenland Bel-gien: Sind die Kartelle bereits in alle staatlichen Ebenen eingesi-ckert? Eine Antwerpener Unter-suchungsrichterin hat Alarm geschlagen. Der Rechtsstaat sei aufgrund von Korruption und Gewalt in Gefahr. Seite 27

RUBRIKEN

KONTAKT

WER SPIELT GEGEN LUXEMBURG?National-Trainer Nagelsmann gibt heute den Kader für das WM-Qualifikationsspiel bekannt. Seite 16

SÜSSER DIE KASSEN NIE KLINGELN?Oh! In diesem Jahr fallen dieGeschenke wohl kleiner aus. Seite 6

Tiefsttemperatur der 
kommenden Nacht:

SEITE 25
SEITE 24
SEITE 24

99-999
99-998
99-0

kontakt@volksfreund.deInternet: www.volksfreund.de
www.facebook.com/
volksfreund
www.instagram.com/
trierischervolksfreund

Trierer Corona-Impfopfer will Schmerzensgeld von AstraZeneca
VON CHRISTIANE WOLFF

TRIER Als Mandy Klöckner am 5. 
TRIER Als Mandy Klöckner am 5. 
TRIER
März 2021 im Impfzentrum in den Trierer Moselauen gegen Corona ge-impft wird, sind in Großbritannien – wo das von AstraZeneca entwickel-te Serum schon länger verabreicht wird – bereits die ersten Hirnvenen-thrombosen bekannt. Am 15. März berichtet das in Deutschland für die Dokumentation von Impfschäden zuständige Paul-Ehrlich-Institut von einer „auffälligen Häufung einer spe-ziellen Form von sehr seltenen Hirn-venenthrombosen (...) in zeitlicher Nähe zu Impfungen mit dem Covid-19-Impfstoff von AstraZeneca“. Über 13 Hirnvenenthrombose-Fälle sind da bereits nachgewiesen.

Schwere Nebenwirkungen schon frü-her bekannt Die schwere Nebenwir-kung tritt nahezu ausschließlich bei Frauen zwischen 20 und 60 Jahren auf. Trotzdem wird das Vakzin weiter verimpft – auch an junge Frauen. Erst am 18. März werden in den Impfzen-tren die Aufklärungsbogen um den Zusatz ergänzt, dass das sehr seltene Risiko einer Gehirnblutung besteht. Nur wenige Tage später, am 1. April 2021, empfiehlt die Ständige Impf-
2021, empfiehlt die Ständige Impf-
2021, empfiehlt die Ständige Impfkommission, Frauen unter 60 Jahren nicht mehr mit dem AstraZeneca-Wirkstoff zu impfen.Zu spät für die Triererin Mandy Klöckner: Nur eine Woche nach dem Piks kommt die damals 46-Jähri-ge mit starken Kopfschmerzen und Übelkeit ins Trierer Brüderkranken-haus. Alle Sofortmaßnahmen kön-nen nicht mehr verhindern, dass die von einem Eiweißgerinnsel verstopf-

von einem Eiweißgerinnsel verstopf-
von einem Eiweißgerinnsel verstopfte Vene im Kopf der Erzieherin platzt. Erst muss die rechte Schädeldecke geöffnet werden, um den Druck des aus der Vene fließenden Bluts auf das Gehirn zu mindern, dann die linke. Das Gehirn der Mutter eines damals 21-jährigen Sohns wird schwer und irreparabel geschädigt. Bis heute be-nötigt Mandy Klöckner rund um die Uhr Betreuung.
Dass die Impfung die Ursache war für die verstopfte Vene, ist von 

den Behörden anerkannt: Klöckners Blut reagiert auf das AstraZeneca-Se-rum mit Verklumpungen, das haben Labortests gezeigt. Ihre schwere Er-krankung ist auch als Berufsunfall anerkannt. Denn als Erzieherin war Mandy Klöckner seitens des Staats zur Impfung aufgerufen – ungeimpft drohte ein Berufsverbot.Über die Rente wegen Berufsun-fähigkeit und Zuschüssen für den behindertengerechten Umbau des Wohnhauses hinaus hat Mandy Klöckner bisher allerdings weder Schmerzensgeld noch eine Entschä-digung erhalten. Denn das deutsche Arzneimittelgesetz schützt die Her-steller von Medikamenten, die vom Gesundheitsministerium zugelassen wurden, vor solchen Forderungen. Auch wenn doch noch schwere Ne-benwirkungen auftreten.„Dieses Gesetz macht einerseits auch Sinn, weil die Hersteller sonst einem unkalkulierbaren finanziel-len Risiko ausgesetzt wären“, sagt Dr. Christoph Pitsch, Trierer Anwalt für Medizinrecht. Entscheidend sei allerdings, ob die Risiken nicht doch schon bei der Zulassung des Medi-kaments bekannt waren und ob die Patienten ausreichend darüber in-formiert wurden.
Zivilprozesse gegen den Phar-mariesen im Zusammenhang mit dem Vaxzevria-Impfstoff hat es in Deutschland bereits Dutzende gege-ben. „Bislang wurden diese alle verlo-ren“, berichtet Rechtsanwalt Pitsch. „Wir haben die vergangenen Jahre allerdings für intensive Recherchen genutzt und werden dem Gericht Auszüge aus nicht veröffentlichten Unterlagen vorlegen – zum Beispiel aus einem Untersuchungsausschuss, der sich in Brandenburg unter ande-rem mit dem Zulassungsprozess des Impfstoffs beschäftigt hat.“ Man wer-de dem Gericht auch Akten aus dem Zulassungsprozess in der Schweiz vorlegen – wo der Impfstoff gar nicht erst auf den Markt kam. „Wir haben Indizien gesammelt, die uns an den Erfolg unserer Klage glauben lassen und hoffen nun, dass das Gericht sich auf eine umfangrei-

che Beweisaufnahme einlässt“, sagt Pitsch.
Als seiner Mutter damals per Brief des Trierer Impfzentrums mitgeteilt worden sei, dass für sie der Impf-

worden sei, dass für sie der Impf-
worden sei, dass für sie der Impfstoff von AstraZeneca vorgesehen sei, habe sie Zweifel gehabt, berich-tet Sohn Jan Klöckner. „Getragen von tiefem Pflichtgefühl und dem Wunsch, zum Schutz anderer beizu-tragen“, habe Mandy Klöckner diese Zweifel allerdings zurückgestellt. Die schrecklichen Folgen der Impfung 

hätten dann allerdings nicht nur das Leben seiner Mutter, sondern auch das ihrer Familie dauerhaft und un-widerruflich verändert. Bei der Klage gehe es daher nicht nur um eine ju-ristische Aufarbeitung des schwer-wiegenden Impfschadens. „Es geht auch um das persönliche Opfer, das meine Mutter aus Überzeugung und aus Loyalität gegenüber Staat und Gesellschaft erbracht hat – in einem Moment, als die Gemeinschaft auf Menschen wir sie zählte.“

Im März 2021 lässt sich die Erzieherin Mandy Klöckner gegen Corona impfen — mit dem schon damals 

viel diskutierten AstraZeneca-Wirkstoff. Nur eine Woche später erleidet sie eine schwere Gehirnblutung.

EU einigt sich auf abgeschwächte Klimaziele
BRÜSSEL (KNA) In der Nacht von Dienstag auf Mittwoch hatten sich die europäischen Umweltminister in letzter Minute auf EU-Klimaziele verständigt. Bis 2040 soll der Treib-hausgasausstoß um 90 Prozent im Vergleich zu 1990 sinken. Allerdings können die Mitgliedsländer fünf Pro-zent der Einsparungen durch Emis-sionszertifikate „einkaufen“.Themen des Tages Seite 8

A1-Lückenschluss:Bundesgericht ist jetzt am Zug
LEIPZIG/KELBERG (dpa) Der seit Jah-ren viel diskutierte Lückenschluss der Autobahn 1 in der Eifel steht auf dem juristischen Prüfstand. Das Bundes-verwaltungsgericht Leipzig beschäf-

verwaltungsgericht Leipzig beschäf-
verwaltungsgericht Leipzig beschäftigte sich am Vormittag mit der Klage des rheinland-pfälzischen Landesver-bandes des Bundes für Umwelt und Naturschutz in Deutschland (BUND) gegen den Planfeststellungsbeschluss des Landesbetriebs Mobilität aus dem Jahr 2023 (Az.: BVerwG 9 A 17.25). Eine Entscheidung soll am 18. November verkündet werden.Themen des Tages Seite 2

Schlag gegen „Tiktok-Islamisten“ von Muslim Interaktiv
BERLIN (dpa)  Bundesinnenminister Alexander Dobrindt hat den isla-mistischen Verein Muslim Interaktiv verboten. Der Verein spreche Israel das Existenzrecht ab, fordere die Einführung eines Kalifats und wolle die Gesellschaft spalten, erklärte der CSU-Politiker in Berlin. Damit ver-stoße er gegen die verfassungsmäßi-ge Ordnung und gegen die Völkerver-ständigung.

Themen des Tages Seite 7

Im März 2021 wird eine Triererin mit dem Impfstoff von AstraZeneca geimpft. 

Kurz darauf beginnt ihr Leidensweg. 
  FOTO: LISA LEUTNER/AP

Demokraten gewinnen wichtige Wahlen von New York bis VirginiaWASHINGTON (AP) Ein Muslim ge-winnt die Wahl in der größten Stadt der USA. Zwei Frauen erobern die Gouverneursämter in New Jersey und Virginia: Die US-Demokraten haben die ersten wichtigen Wahlen nach ihrer Niederlage gegen den Republikaner Donald Trump für sich entschieden. Während bei den Bürgermeisterwahlen am Dienstag (Ortszeit) in New York der Parteilin-ke Zohran Mamdani triumphierte, entschieden die gemäßigten Demo-kratinnen Abigail Spanberger und Mikie Sherrill die Gouverneurs-wahlen in Virginia und New Jersey für sich. In Kalifornien stimmten die Wähler für eine Wahlkreisre-form, die den Demokraten Vorteile 

bei den Kongresswahlen in einem Jahr bringen könnte, und in Penn-sylvania bestätigten sie die liberale Richtermehrheit im Obersten Ge-richt des sogenannten Swingstates.Der 34-jährige Mamdani besieg-te in der demokratischen Hochburg New York den früheren Gouverneur Andrew Cuomo und den Republika-ner Curtis Sliwa.
Der in Uganda geborene Mam-dani wird der erste muslimische Bürgermeister der größten Stadt der Vereinigten Staaten und der jüngste seit mehr als 100 Jahren sein. Er stellte seinen Erfolg als Sieg für die Arbeiterklasse dar, die ums Überleben kämpfe. Der selbst er-nannte demokratische Sozialist hat 

kostenlose Stadtbusse, kostenlose Kinderbetreuung, eine Mietpreis-bremse für Sozialwohnungen und staatlich betriebene Supermärkte versprochen.
Er wird Bürgermeister Eric Adams ersetzen, der im September seine Kandidatur zurückgezogen hatte, aber noch auf den Stimmzetteln stand. Cuomo hatte die Vorwahlen der Demokraten gegen Mamdani verloren und trat als unabhängiger Kandidat an. Der Republikaner Sli-wa galt als chancenlos, zumal der gebürtige New Yorker Trump zur Wahl Cuomos aufgerufen hatte – um Mamdani zu verhindern, den er als Kommunisten bezeichnete.Themen des Tages Seite 7

AUF
ALLES6.11 - 15.11

AnzeigeBesuchen Sie uns!
HausbesichtigungSonntag, 09.11. von 10.00 - 15.00 UhrOPEN HOUSE - Maximinstr. 13, Trierkeine Anmeldung erforderlich, Infos auf der Homepage
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und Online-Kombi:

- Großformatige Präsenz in der Tageszeitung
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Elektrischer Luxus-Bolide aus Fernost

VON PATRICK JANSEN

DÜSSELDORF Die schlanke, 4,80 

Meter lange Sport-Limousine 

sieht schnittig aus. Während das 

Frontrelief X-förmig angeord-

net ist, besticht der Teil dahinter 

durch seine Stromlinienform. Die 

Punktmatrix-Heckleuchten erstre-

cken sich über die gesamte Breite. 

Optisch erinnert der Seal an das 

Tesla Model 3. Im Inneren ist der 

Seal aufgeräumt, jedoch wirkt er 

bei Weitem nicht so spartanisch 

wie der Konkurrent. Denn neben 

dem von horizontal nach vertikal 

drehbaren 15,6-Zoll-Multimedia-

Touchscreen in der Mitte verfügt 

BYDs Seal über einige haptische 

die Fenster öffnen und schließen, 

den Radiosender wechseln oder 

ein Ziel im Navigationssystem 

eingeben.
Ein großartiger Ausblick eröffnet 

tet. Angesichts der aufgerufenen 

Preise ab rund 41.000 Euro sind die 

Materialien im Innenraum samt 

integrierter Leder- oder Kunstle-

der-Sportsitze erstaunlich hoch-

390 kW (530 PS) starken Hochleis-

tungselektromotors beschleunigt 

das Allradmodell Excellence des 

Seal deutlich spürbar in nur 3,8 Se-

kunden von 0 auf 100 Stundenkilo-

meter. Dank dreier Fahrmodi Nor

härteren Modus. Während bei der

82,5 kWh starken Allradvariante 

bereits bei etwa 180 Stundenkilo-

metern Schluss ist, erreichen die 

heckgetriebenen Modelle ein Tem-

po von bis zu 240 km/h.

Schnellladefunktion an 150 kW 

DC-Ladesäulen innerhalb von 26 

Minuten von 30 Prozent auf 80 Pro-

zent die Batterie aufgeladen.

Mit Preisen ab 40.990 Euro gibt 

es beim BYD Seal viel Leistung 

für vergleichsweise wenig Geld. 

Bereits in der einfachsten Aus-

stattungsvariante Comfort gibt 

es standardmäßig schon fast alle 

Features. Wer beispielsweise echte 

Leder- statt Kunstledersitze in den 

Varianten Design oder Excellence 

haben möchte, muss knapp 2500 

beziehungsweise 5000 Euro mehr 

auf den Tisch legen. Auch ein prak-

tisches Head-up-Display (HUD) 

gibt’s erst im allradbetriebenen 

Seal Excellence. Wem das Tesla 

Model 3 gefällt, der wird den BYD 

Seal lieben.

Jahrzehntelang spielten 

Autos aus China keinerlei 

Rolle auf dem europäi-

schen Automarkt. Doch in 

den vergangenen Jahren 

kamen einige Marken aus 

der Volksrepublik nach 

Europa. Eine davon ist 

BYD. Der chinesische 

Hersteller fokussiert sich 

auf elektrisch betriebene 

Modelle, acht an der Zahl. 

Das derzeit beliebteste 

Modell ist die Sportlimou-

sine Seal.

Leistung: 390 kW/530 PS

Drehmoment: 670 Nm

CO2-Ausstoß: 0g/km

Höchstgeschwindigkeit: 180 km/h

0 auf 100 km/h: 3,8 Sekunden

Normverbrauch: 18,2 kWh/100 km 

(WLTP)
Schadstoffklasse: A

AUTOGRAMM

Der rein elektrisch betriebene BYD Seal ist ein sportlich schnittiger Renner aus China.
FOTO: PATRICK JANSEN
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Käufer 
erreichen 

ohne 

Navi.

BYDs Seal über einige haptische 

Tasten am Lenkrad in der Mittel-

konsole und der Tür.

Darüber hinaus lassen sich vie-

eingeben.
Ein großartiger Ausblick eröffnet 

sich beim Blick nach oben. Das 

große Panoramadach sorgt für 

das tolles Gefühl, wie unter freiem 

der-Sportsitze erstaunlich hoch

wertig. Tolle Funktion: Die Türgrif-

fe werden komplett in den Türen 

versenkt, statt nur herauszuklap-

pen. Das Fahren des flachen Boli

meter. Dank dreier Fahrmodi Nor-

mal, Sport und Eco fährt sich der 

Bolide spürbar anders. Im Sport-

modus schaltet etwa die Lenkung 

po von bis zu 240 km/h.

BYD gibt Reichweiten von bis 

zu 520 Kilometer an. Und wenn 

der Lithium-Eisenphosphat-Akku 

doch einmal leer ist, sind dank 
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Bär GmbH
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Bohlen Engineering S.A.
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Grevenmacher P-15796733

Bohlen Engineering S.A.
Monteur für Stahl- / Metallbau (m/w/d)

Grevenmacher P-15796737

Bohlen Engineering S.A.
Techniker (m/w/d) Fachrichtung Metallbau- / Bautechnik

Grevenmacher P-15796735

Centre Auditif ZIGRAND s.à.r.l Hörakustiker (m/w/d)
Luxembourg P-15796090

Deutsche Richterakademie Sachb. für IT-Angelegenheiten allgemeine Verwaltungsangelegenheiten (m/w/d) Trier P-15839859

Eifelklinik
Approbierter Arzt (m/w/d)

Manderscheid P-15857392

Endter SinterTechnics GmbH & Co. KG Industriemechaniker (m/w/d)
Densborn P-15796112

ensborn P-15796110

Steuerfachangestellte (m/w/d)

StandorteWasserbillig (L) und Trier

Zur weiteren Verstärkung unseres Teams suchen wir der-

zeit neue Kolleginnen und Kollegen für unsere Standorte

in Luxemburg und Trier.

Bei uns finden Sie selbstverständlich ein gutes Arbeitskli-

ma, ein attraktives Gehalt und flexible Arbeitszeiten

sowie individuelle Benefits, die wir gerne persönlich

erläutern. Die Beschäftigung kann sowohl in Voll- als

auch in Teilzeit erfolgen.

Ihre Aufgaben bei uns umfassen insbesondere die Erstel-

lung von privaten und betrieblichen Steuererklärungen,

Jahresabschlüssen und Buchhaltungen.

Wir wünschen uns eine abgeschlossene Ausbildung in

einem entsprechenden Fachbereich, je nachVorkenntnis-

sen ist aber auch ein Quereinstieg möglich. Auch sind

Kenntnisse im Umgang mit DATEV/eFiscalease/Sage BOB

hilfreich, aber nicht zwingend erforderlich.

Jetzt hier bewerben
oder anrufen unter
0651/978910

www.karriere.herrmann-schaefer.de

Blitzbewerbung
ohne Lebenslauf
und Anschreiben

Teamfähigkeit, Freude am Umgang mit Menschen

Die Verbandsgemeinde Schweich an der Römischen

Weinstraße sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt für den

Fachbereich 4/Bürgerdienste, Sachgebiet Soziales/

Sozialversicherung

eine Verwaltungsfachkraft (m/w/d).

Details zum Stellenangebot finden Sie unter

www.schweich.de/karriere.

Wir freuen uns auf Ihre aussagekräftige Bewerbung bis zum

21.12.2025 per E-Mail an
bewerbung@schweich.de

oder an die
Verbandsgemeindeverwaltung Schweich

an der Römischen Weinstraße
Fachbereich 1/Personal
Brückenstraße 26, 54338 Schweich

Verbandsgemeinde Schweich
an der Römischen Weinstraße

Die Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz (GDKE)

- Direktion Burgen, Schlösser, Altertümer

stellt ab dem 01.03.2026

zwei Aushilfen (m/w/d) Welterbe Römerbauten Trier

für das Zentrum der Antike Trier

in Teilzeit mit einer durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit von

9 Stunden ein. Das Beschäftigungsverhältnis ist befristet
vom

01.03.2026 bis zum 31.12.2026. Die Eingruppierung erfolgt nach

Entgeltgruppe 3TV-L. Dienstort ist Trier.

Den vollständigen Ausschreibungstext (Kennziffer 8
9/2025) sowie

weitere Informationen erhalten Sie unter www.gdke.rlp.de

2. Standbein für Steuerfachleute! ☎

(09632) 9 22 91 20 Mo-Fr 8-18 Uhr

www.steuerverbund.de/standbein

Stellenangebote Allgemein 

Heute schon was vor?

Tickets gibt es unter der  
Volksfreund-Ticket-Hotline  

0651 / 7199 996 und auf  

volksfreund-kartenvorverkauf.de 

Der kürzeste  

Weg  

zum

TRAUM- 
JOB 

führt  

über die  

Tageszeitung.

Gehalt sucht abnehmer.
Ihre Tageszeitung bringt 

beides zusammen.

Anzeige
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e-vorsorge-geregelt.de

oder schriftlich an Trierischer Volksfre
und, Marketing, Hanns-Martin-Schleyer-Straße 8, 54294 Trier

Bitte geben Sie Ihren Namen, Adresse und im Betreff „Einfach gesund bleiben – Ernäh
rung und/oder – Bewegung“, an.

Zzgl. 3,00 € bzw. 6,20 € (ab 3 Ratgebern) fü
r Porto und Verpackung. Die Preise verst

ehen sich inkl. MwSt. · Es gilt das Widerrufsrecht nach § 312 g BGB. · HDW.VERDEN · Anita-Augspurg-Platz 7 · 27283 Verden

ben

15,80 €/je Ratgeber
Zzgl. 3,00 € für Porto und Verpackung

Volksfreund-Ticket-Hotline 
0651 / 7199 996 und auf 

volksfreund-kartenvorverkauf.de 

AnzeigeAnzeige

rden

0 €/je/je/ Ratgeber

r Porto und Verpackung

Ürzig, ehem. Winzerhaus, von Privat

wegen Krankheit zu verk.,

Haupthaus 162m², gr. Garage,

gr. Terr. 63m², Freisitz m. Blick

ins Moseltal, Nebenhaus FW

46m², Ölzentralhz., Haus wurde

2005 neu renov., FW sep. Ein-

gang u. Garage, VB 155.000€

☏ (01 71) 3 73 03 06

Fenster | Türen | Sonnenschutz

Longuich | fon: +49 6502 30 03

info@oliplast.de | www.oliplast.de
54340 Longuich | ✆ 065023003

info@oliplast.de | www.oliplast.de

FENSTER | TÜREN | SONNENSCHUTZ

Trier: sof. bez. „Heide“-Villa, v. priv.,

Bj. 79,☏ (0 54 01) 4 42 35

Wohnung oder Haus gesucht!

Junges Paar sucht Haus o. Eigen-

tumswohnung in Trier (Stadt, Süd,

Ost, Nord), ab 90 m² Wohnfläche,

mit Balkon o. Garten, zum Kauf.

Gerne renovierungsbedürftig, Alt-
bau.

☎ 0151 46557589

„Alteingesessene Schreinerwerk-

statt Nähe Bitburg u. Luxem-

burg aus Altersgründen zu ver-

pachten, evtl. zu verkaufen.

Werkstatt mit Spritzraum u.

Trockenraum 314m² beheiz-

bar, Halle 218m² frostfrei.

Kompletter Maschinenpark

(ohne CNC) u. Kleinmaschinen

vorhanden“. ✉ unter Chiffre

10013312 TV, 54294 Tr.

ANTIQUITÄTEN, Schmuck, Münzen,

Gemälde. AN- + VERKAUF. H.J.

Kottmeier, Trier, Bitburger Str. 2,

Tel. 0651/83300

Kaufe Nerze, Pelze aller Art, u.v.m.

Fa. Georg, Mainzer Str. 36,

55252 Mainz-Kastel ☏ (01 62)

5 10 88 50

ER, Anfang 50, finanziell unabhän-

gig, bodenständig, Eigenheim,

mit Hund und Katze sucht un-

abhängige, ehrliche und liebe

Frau zum kennenlernen. Ant-

wort bitte mit aktuellem Foto.

Ich grüße dich und freue mich

auf deine Antwort. ✉ unter

Chiffre 10013307 TV, 54294 Tr.

Der HörBIZ e. V. bietet 2026 neue Kur-

se in Deutscher Gebärdenspra-

che und Lautsprachunterstützen-

dem Gebärden in Wittlich/Gillen-

feld und Trier an. Die nächsten

Einsteigerkurse starten am17. Ja-

nuar 2026. Infos und Anmeldung

unter: www.hoerbiz-trier.de, Tel.

0651 9944085, Mail: kurse@hoer-

biz-trier.de

Maler-, Tapezier- u. Fassadenarbeiten,

eigenes Gerüst, zu fairen Preisen, Standort:

TR/Franzenheim,🕿🕿 0 65 88/9 83 26 14

Malermeister allein arb. innen-außen,

Gerüst vorh.: 06501-602774

Malermeister, Maler- u. Fassadenarb.

Schimmelbeseit. T. 0651/9955682

14% Rendite mit PV-Anlage. Gut ge-

pflegte PV-Anlage, 2.300 kW-Leis-

tung, JE 550T€. VP 3,9 Mio. Fotos

www.sonnenvilla.de, 0171 6578000

Tel: 06589 / 91875-0 · kontakt@ifa-immobilien.de

www.ifa-immobilien.de

SCHWEICH –
KARREE „NEUE MITTE“

◆ Haus 1 mit insgesamt
17 Eigentumswohnungen

◆ ca. 59-106 m²
◆ Preise 301.000,- € bis 554.000,- €
◆ Tiefgarage & Außenstellplätze
◆ barrierearm
◆ helle und große Balkone
◆ Energieeffizientes Gebäude:

KFW 40 / Luft-Wasser-Wärmepumpe

VERKAU
F

LÄUFT
!

Unabhängig,
kompetent
und günstig
finanzieren

Finanzservice Heinz

.

Auch zur Op m erung
bestehender

Finanzierungen!
TEL.: 06 51-9 99 02 26
MOBIL: 01 71-1 43 26 04
FINANZVERMITTLUNG

wheinz@finanzservice-heinz.de

„Sprechen Sie zuerst mit uns, wenn

Sie die optimale Finanzierung
suchen“

(Kaufpreisfinanzierung auch ohne
Eigenkapital)

www.finanzservice-heinz.de

Auch zur Optimierung bestehender
Finanzierungen!

Amtliche Bekanntmachung

Der Entwurf der Haushaltssatzung und des Wirtschaftsplanes mit den

entsprechenden Anlagen des Zweckverbandes Wasserversorgung Eifel-

Mosel für das Haushaltsjahr 2026 liegt gem
. § 97 (2) der Gemeindeordnung

für das Land Rheinland-Pfalz vom 31.01.1994, in der zurzeit geltenden

Fassung ab demTag der Bekanntmachung vi
erzehn Tage beim Zweckverband

Wasserversorgung Eifel-Mosel, Max-Planck
-Str. 13, 54516 Wittlich, während

der Dienstzeit zur Einsichtnahme öffentlich
aus.

Vorschläge und Einwendungen zum Entwurf können innerhalb der

Auslegungsfrist in schriftlicher Form eingereicht werden. Über die

Vorschläge und Einwendungen beschließt die Verbandsversammlung in

öffentlicher Sitzung.
54516 Wittlich, im November 2025

Zweckverband Wasserversorgung Eifel-Mos
el

Leo Wächter
Verbandsvorsteher

INFO
ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS FÜR DIE PFLICHTANGABEN ZUM GEBÄUDEENERGIEGESETZ

1. Art des Energieausweises (§ 87 Abs. 1 Nr. 1 GEG
)

a. Verbrauchsausweis: V
b. Bedarfsausweis: B

2. Endenergiebedarfs- oder Endenergieverbrauch
swert aus der Skala des Energieausweises in

kWh/(m2a) (§ 87 Abs. 1 Nr. 2 GEG), z. B. 257,65 kWh

3. Wesentlicher Energieträger (§ 87 Abs. 1 Nr. 3 GEG
)

a. Koks, Braunkohle, Steinkohle: Ko

b. Heizöl: Öl
c. Erdgas, Flüssiggas: Gas
d. Fernwärme aus Heizwerk oder KWK: FW

e. Brennholz, Holzpellets, Holzhackschnitzel: Hz

f. Elektrische Energie (auch Wärmepumpe), Strommix: E

4. Baujahr des Wohngebäudes (§ 87 Abs. 1 Nr. 4 GEG) Bj., z. B. B
j. 1997

5. Energieeffizienzklasse des Wohngebäudes bei ab 1. Mai 2014 erstellten Energieausweisen

(§ 87 Abs. 1 Nr. 1 GEG): A+ bis H, z. B. D

Beispiel:
Verbrauchsausweis, 122 kWh/(m²a), Fernwärme aus Heizwerk, Baujahr 1962, Energieeffizienzk

lasse

mögliche Abkürzung: V, 122 kWh, FW, Bj. 1962, D

Bitte verwenden Sie zukünftig die in der Legende aufgeführten Abkürzungen für die

entsprechenden Energiekennwerte Ihres Immobilienobjektes.

www.volksfreund.de

www.ifa-immobilien.de

Schweicher Straße 45
Größe von 86 – 110 m²
Preis: 365.000,–

bis 430.000,– €

Kontaktieren Sie uns:
+49 65 89 / 91 875-0

SCHWEICH-ISSEL

NUR NOCH
WENIGE EINHEITEN

VERFÜGBAR

Trier-Ost: attraktives MFH mit 5 Wohneinheiten,

Garagen & Stellplätzen in Premiumlage!

Bj. 1952; Wfl.: 325 m²; Grundstück: 372 m²; 5 Wohneinheiten;
2 Garagenstellplätze; 4 Außenstellplätze; Keller; Terrasse;
Verbrauchsausweis G mit 202,80 kWh/(m²*a), Gas

Kaufpreis: 995.000,00 €

Baubeginn
erfolgt

Vertrieb über Deutsche Bank
Immobilien GmbH
Selbständige Immobilienberater

54290 Trier
06 51/9 78 63 60
edgar.kausen@db.com

– Wohnungsgrößen von 45 bis 96 m²

z. B. 69,42 m², Preis € 309.919
provisionsfrei für den Käufer

– Energieeffizienz KFW 40
Energieausweis nach Fertigstellung

– Seniorengerechte Architektur mit

Aufzug
– großzügiger Balkon
– Außenstellplätze
– ISB-Förderfähig

NEUBAUWOHNUNGEN IN
WELSCHBILLIG

Ostallee 57

KENNEN SIE DEN WERT IHRER IMMOBILIE?

Code scannen
– direkt zur
Bewertung

oder unter www.gilbers-baasch.de

Sie sind Eigentümer einer Mietwohnung?

Wir finden den passenden Mieter für Sie!

Vertrauen Sie in Sachen Mietvertrag

demMarktführer in Trier und

Umgebung.

Wir überzeugen mit langjähriger

Erfahrung und umfassenden

Serviceleistungen.

🕾🕾 06 51-99 35 36-0
www.vermietungs-profi.de
info@vermietungs-profi.de

Psychotherapeutische
Privatbehandlung

.Kurzfristig Termin für Erstge-

spräch möglich.

☎ (06 51) 43 62 24 66

ANTIQUITÄTEN, Antike Möbel,

Schmuck, Münzen auf 1500 m²,

AN- + VERKAUF. H.J. Kottmeier,

Trier, Bitburger Str. 2, Tel.

0651/83300

Häuser 

Renditeobjekte 

Amtliches 

Immobiliengesuche
Allgemein 

Häuser 

Wohnungen nach Ort 

Pachtangebote 

Kaufgesuche 

Bekanntschaften
detailliert 

Verschiedenes 

Sonstiges 

Sonstige Rubriken
Anzeigenteil 

Immobilienangebote Allgemein 

Marktplatz 

Dienstleistungen
Allgemein 

Dienstleistungen 

Kunst / Antiquitäten 

Der kürzeste Weg zum

TRAUM- 
HAUS 

führt über die Tageszeitung.

Werben leicht  
gemacht!
Das Mediaberaterteam des  
Trierischen volksfreund, Ihr Partner  

für maßgeschneiderte Werbelösungen,  

berät Sie als gewerbliche Kunden, wenn  

es um professionelle Werbung geht –  

Print und Digital:

 medienhaus-sz-tv.de

 0651 / 7199 545
 anzeigen@volksfreund.de

JEDEN
SAMSTAG:
Rätseln und
verreisen!

Spurensuche 
der True-Crime-Podcast 

Echte Kriminalfälle aus Trier, 
Eifel, Mosel, Saar und Hunsrück. 

Kostenlos und überall, wo es 
Podcasts gibt.

TICKETS SICHERN!
Ganz einfach unter der 

Volksfreund-Ticket-Hotline 

0651 7199-996  
und auf 

volksfreund-
kartenvorverkauf.de

Neue Heimat in

4 Wänden

Die Welt entdecken –

starten Sie hier!
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ZEITUNG FÜR TRIER, SCHWEICH, TRIERER LAND 

Einzelpreis 2,50 €, NR. 270

ZITAT
„Die waren alle froh, dass 
wir vor allen Dingen von 
diesem Ort, an dem wir 
da waren, in der Nacht 
von Freitag auf Samstag 
wieder nach Deutsch-
land zurückgekehrt sind.“
Friedrich Merz
Mit seiner Äußerung über die brasi-
lianische Stadt Belém löst der Kanzler 
Empörung in Brasilien aus.

WETTER

Seite 28

ÜBERBLICK

Produktion dieser Seite:
Heribert Waschbüsch

Wie funktioniert
Winterschlaf?

TRIER (red) Viele Tiere schalten 
zu dieser Jahreszeit für einige 
Monate in den Stand-by-Modus. 
Warum es das Phänomen über-
haupt gibt und wie die Tiere mit 
drastisch eingeschränkten Kör-
perfunktionen überleben.
Seite 27

Hochmoselübergang: 
Kosten steigen noch

ZELTINGEN-RACHTIG (red) 
Schon der Bau des Hochmosel-
übergangs war höchst um-
stritten. Und über die hohen 
Kosten wird weiter diskutiert. 
Der zuständige Landesbetrieb 
würde gerne „einen imaginären 
Schlussstrich“ ziehen. Dabei 
steigen die Kosten immer noch.
Seite 3

Sparen bei der 
Krankenversicherung

TRIER (red) Nicht nur die gesetz-
lichen Krankenkassen, auch die 
privaten werden 2026 teurer. Da 
lohnt sich eine Prüfung des Tarifs 
– und viele Versicherte können 
ohne Leistungsverzicht mehrere 
Hundert Euro im Monat sparen.
Seite 3

RUBRIKEN

KONTAKT

100. PFLICHTSPIEL
Eintracht-Trier-Coach
Thomas Klasen feiert ein
kleines Jubiläum. Der TV 
blickt mit ihm zurück. Seite 18

WEINBAU

Viele Winzer stecken in der Krise. 
Was plant Ministerin Schmitt? Seite 2

UMWELT

Eine Milliarde
für den Regenwald
BERLIN/BELÉM (red) Tropenwälder werden 
in rasantem Tempo abgeholzt, mit verhee-
renden Folgen für Artenvielfalt und Klima. 
Mit Geld aus einem speziellen Fonds sollen 
künftig Staaten belohnt werden, die ihren 
Regenwald erhalten. Deutschland will eine 
Milliarde Euro in diesen Topf einzahlen, wie 
jetzt am Rande der Weltklimakonferenz in 
Brasilien bekannt wurde.
. FOTO: ISTOCK/ABDESIGN

Meinung Seite 4
Themen des Tages Seite 5

-2°
4° -3°

Tiefsttemperatur der 
kommenden Nacht:

GELD UND MARKT SEITE 6
FERNSEHEN SEITE 25
HÄGAR SEITE 24
SUDOKU SEITE 24
RÄTSEL SEITE 22
FÜR KINDER SEITE 24

Anzeigen 06 51 / 71 99-999
Abo 06 51 / 71 99-998
Leserservice 06 51 / 71 99-0

kontakt@volksfreund.de
Internet: www.volksfreund.de

www.facebook.com/
volksfreund
www.instagram.com/
trierischervolksfreund

Stehen weitere Kliniken
in der Region auf der Kippe?

VON BERND WIENTJES

PRÜM Die Nachricht über die In-
solvenz des Prümer Krankenhauses 
sorgt über die Eifel hinaus für Ver-
unsicherung. Viele fragen sich: Droht 
nun die nächste Schließung einer 
Klinik in der Region? Zuletzt wurden 
die Krankenhäuser in Gerolstein, 
Hermeskeil und Bernkastel-Kues als 
Akut-Kliniken geschlossen. Notfälle 
werden dort nicht mehr stationär be-
handelt. Weitere Schließungen von 
Kliniken seien nicht ausgeschlossen, 
warnt die Krankenhausgesellschaft 
Rheinland-Pfalz.

Während die Ankündigung des 
Prümer Krankenhauses, Insolvenz 
in Eigenregie zu beantragen, für vie-
le überraschend kam, hat der Ge-
schäftsführer der Krankenhausge-
sellschaft Rheinland-Pfalz, Andreas 
Wermter, mit der Nachricht gerech-
net. „Unsere Mitgliedskrankenhäu-
ser informieren uns fortlaufend über 

ihre anhaltend sehr schwierige wirt-
schaftliche Situation“, so Wermter. 
Nicht nur das Prümer Krankenhaus 
sei in einer problematischen Lage. In 
einer Umfrage der Krankenhausge-
sellschaft hätten im Frühjahr 67 Pro-
zent der Kliniken im Land angegeben, 
dass sie in diesem Jahr mit einem 
negativen Jahresergebnis rechneten. 
Laut RWI-Leibniz-Institut für Wirt-
schaftsforschung ist fast ein Drittel 
der Kliniken in Rheinland-Pfalz von 
Insolvenz bedroht. Größere Kliniken 
wie das Mutterhaus oder das Brüder-
krankenhaus in Trier sind aufgrund 
der großen Zahl an Patienten und 
vor allem ihres Angebots an Spezial-
behandlungen finanziell eher besser 
aufgestellt als kleinere Häuser. „Eine 
auskömmliche Finanzierung der 
Krankenhäuser ist der beste Schutz 
vor einer Insolvenz“, sagt Wermter, 
der von einem Insolvenz-Tsunami in 
Rheinland-Pfalz spricht.

Das Prümer Krankenhaus ist nicht 

die einzige Klinik in der Region, de-
ren finanzielle Lage angespannt ist. 
Auch das Saarburger Krankenhaus, 
das sich als einziges in der Region 
in kommunaler Trägerschaft befin-
det, schreibt seit Jahren rote Zahlen. 
In den vergangenen zehn Jahren hat 
der Kreis Trier-Saarburg als Träger 
die Klinik mit mehr als 50 Millionen 
Euro gestützt. Neben den Häusern 
Saarburg und Prüm gibt es in der Re-
gion noch Kliniken in Daun, Wittlich, 
Bitburg und in Trier. Mit Sorge blickt 
Wermter nach Berlin. Dort berät der 
Bundesrat an diesem Freitag über 
das Sparpaket von Bundesgesund-
heitsministerin Nina Warken (CDU). 
Dieses sieht unter anderem vor, dass 
die Krankenkassen weniger Geld aus-
geben sollen unter anderem für die 
Vergütung von Krankenhausbehand-
lungen. 1,8 Milliarden Euro sollen so 
eingespart werden. „Für Rheinland-
Pfalz bedeutet das eine Kürzung der 
Mittel der Kliniken zur Finanzierung 

ihres Personals und der Sachkosten 
um 90 Millionen Euro – und zwar 
nicht nur einmalig im nächsten Jahr, 
sondern auf Dauer“, warnt Wermter. 
Die Politik treibe etwa durch kleintei-
lige Personalvorgaben die Kosten für 
die Kliniken weiter nach oben und 
weigere sich dann, diese zu finanzie-
ren. „Es ist zu befürchten, dass die Pa-
tienten die Folgen zu tragen haben, 
wenn Krankenhäuser ihr Leistungs-
angebot einschränken oder Stand-
orte schließen müssen“, so Wermter.

Wie es mit dem Prümer Kran-
kenhaus weitergeht, ist derzeit un-
klar. Landesgesundheitsminister 
Clemens Hoch (SPD) kündigte an, 
kurzfristig Insolvenzverwaltung, den 
bisherigen Träger sowie Vertreter des 
Eifelkreises Bitburg-Prüm zu einem 
Runden Tisch einzuladen. Dort will 
er Konzepte entwerfen, um die me-
dizinische Versorgung in Prüm in 
gleicher Qualität fortzuführen und 
weiterzuentwickeln.

Nach der Insolvenz in Prüm drohen möglicherweise weitere Krankenhaus-Pleiten. Davor warnt die 
Krankenhausgesellschaft Rheinland-Pfalz. Mehr als ein Drittel der Kliniken im Land sind akut bedroht.

Am Wochenende kommt der strenge Frost

VON ROBERT MÄRLÄNDER

TRIER Der Herbst mit seinen milden 
Tagen verabschiedet sich nun ganz 
deutlich. Längst hat der Winter in 
vielen Teilen Deutschlands Einzug 
gehalten. In südlichen Regionen 
gab es bereits Schnee. In Rheinland-
Pfalz und speziell der Region Trier 
war der Gedanke daran noch kein 
großes Thema. Aber die Temperatu-
ren werden auch hier bald deutlich 
fallen. Der Deutsche Wetterdienst 
(DWD) sagt für Freitag noch weit-
gehend Temperaturen oberhalb des 
Gefrierpunkts voraus. In Rheinland-
Pfalz und im Saarland werden 0 bis 5 
Grad erwartet, im höheren Bergland 
auch etwas weniger. Am Samstag 

bringt das Wetter dann eine deut-
liche Abkühlung. Tagsüber sollen 
die Höchstwerte zwar noch auf ma-
ximal 3 Grad klettern. In der Nacht 
werden aber -4 bis -7 Grad erwartet. 
Für Sonntag prognostiziert der DWD 
Temperaturen um den Gefrierpunkt 
und nachts bis -4 Grad.

Während am Freitag und Sams-
tag kaum Niederschläge zu erwar-
ten sind, kommt am Sonntag Regen 
auf. In höheren Lagen kann er als 
Schnee fallen. So lautet die allge-
meine Prognose der Meteorologen 
für beide Bundesländer. Einen ge-
naueren Blick auf einzelne Orte der 
Region Trier bietet der Wetterdienst 
wetter.net. Für die Stadt Trier sind 
die Aussichten zum Start des Weih-

nachtsmarkts noch gut. Die Tages-
höchstwerte bleiben bei rund 3 
Grad. Das Risiko für Regen ist eher 
gering. Beim Blick nach Norden in 
die Eifel sieht es ganz schnell anders 
aus. In Bitburg nähert sich die Tem-
peratur immer mehr dem Gefrier-
punkt an. Für Sonntag sagt wetter.
net dann tatsächlich eine geringe 
Wahrscheinlichkeit für Schnee-
fall voraus. Das ist aber auch in der 
Eifel kein flächendeckender Trend, 
obwohl der Frost sich in der Nacht 
auf Sonntag überall ausbreitet. Be-
reits der Blick nach Prüm, Gerolstein 
und Daun zeigt, dass tagsüber zwar 
die Null-Grad-Marke näher rückt, 
Niederschläge sind aber eher nicht 
zu erwarten. Ganz ähnlich soll das 

Wetter auch in Richtung Hunsrück 
aussehen. Ob nun in Morbach oder 
in Thalfang: Die Temperaturen blei-
ben niedrig, voraussichtlich ohne 
viel Regen oder Schnee.

Ausnahmen lassen sich in der Re-
gion Trier aber auch finden. Wer un-
bedingt Schnee sehen will, sollte am 
Sonntag nach Saarburg kommen. 
Hier gibt es eine Chance auf etwas 
Weiß vom Himmel – natürlich ohne 
Garantie. Bereits am Donnerstag hat 
der DWD eine amtliche Warnung vor 
Frost veröffentlicht. Da es am Wo-
chenende nachts richtig kalt werden 
kann, empfiehlt sich ein aktueller 
Blick auf die jeweiligen Wetterwar-
nungen. Insbesondere vereiste Stra-
ßen können zur Gefahr werden.

In vielen Teilen Deutschlands wird es winterlich. Auch Rheinland-Pfalz bekommt das bald zu spüren.
Wir haben die regionalen Aussichten für die kommenden Tage.

Unfallschaden 
auf B51 erfordert 
Vollsperrung
WELSCHBILLIG (red) Nach dem tragi-
schen Unfall auf der B51 bei Welsch-
billig-Windmühle, bei dem drei Er-
wachsene und ein Kind ums Leben 
kamen, zeigt sich nun auch das Aus-
maß der Umweltschäden. Aus dem 
am Unfall beteiligten LKW traten 
rund 350 Liter Diesel aus. Wie der Lan-
desbetrieb Mobilität Trier informiert, 
sind deshalb Sanierungsarbeiten not-
wendig. Am heutigen Freitag, 21. No-
vember, ist eine erneute Sperrung von 
8.30 Uhr bis 16 Uhr geplant.
Lokales

Bund will Bauen 
günstiger und 
schneller machen
BERLIN (dpa) Mit dem Gebäudetyp E 
plant der Bund einen Baustandard 
zu etablieren, der die Baukosten 
senkt. Bundesjustizministerin Ste-
fanie Hubig (SPD) und Bauminis-
terin Verena Hubertz (SPD) wollen 
so das Bauen einfacher, schneller 
und günstiger machen. „Bauen ist 
in Deutschland zu teuer und auch 
zu kompliziert“, sagte Hubig. Eine 
Lösung soll der Gebäudetyp E sein, 
der Abweichungsmöglichkeiten 
vom Baustandard bietet. „E wie ein-
fach. Beim Gebäudetyp E ist weni-
ger mehr“, sagte die Triererin Verena 
Hubertz.
Themen des Tages Seite 6

Bestattung im 
Garten nur
mit GPS-Gerät
TRIER (sey) Wer Omas Asche im 
heimischen Garten verstreuen will, 
muss dafür einen Bestatter mit Gerät 
zur exakten Positionsbestimmung 
engagieren. Kein Scherz, sondern 
Bestandteil der sogenannten Durch-
führungsverordnung zum neuen 
Bestattungsgesetz. In dem unserer 
Redaktion vorliegenden Referenten-
entwurf gibt es weitere Kuriositäten. 
Was passiert zum Beispiel, wenn ein 
Mieter auszieht und die Urne in der 
Wohnung zurücklässt?
Themen des Tages Seite 2

Türkei: Großvater
fordert lückenlose
Aufklärung
AFYONKARAHISAR (dpa) Der Vater 
des in Istanbul gestorbenen Ham-
burgers fordert eine lückenlose Auf-burgers fordert eine lückenlose Auf-burgers fordert eine lückenlose Auf
klärung des Todes seines Sohnes, 
seiner Schwiegertochter und der 
beiden Kinder. Vater, Mutter, der fünf 
Jahre alte Sohn und die drei Jahre alte 
Tochter waren im Urlaub am 12. No-
vember erstmals in einem türkischen 
Krankenhaus behandelt worden mit 
Verdacht auf Lebensmittelvergiftung. 
Alle vier sind später gestorben.
Welt Seite 28

Geldsegen: Anrufen und kassieren

Zusatzgewinne heute am Retro-Freitag!

Nutzen auch Sie Ihre Chance
und spielen Sie mit.

Geldsegen: Anrufen und kassieren
Glückspilz gewinnt5.000€
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP

Format: 215 x 300 mm
HAUPT ST+TL KO/SAB/HW

 6.443,00 €  5.246,00 €  3.015,80 € 

DIENSTAG, 11. NOVEMBER 2025 Themen des Tages 3

Produktion dieser Seite:
Vincent Bauer
Lucas Hochstein

Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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BEILAGEN
IN DER TAGESZEITUNG

BEILAGEN

T E C H N I S C H E A N F O R D E R U N G E N 
F Ü R F R E M D B E I L A G E N

Endformate: Mindestformat DIN A6 (148 x 105 mm), 
Maximalformat 340 x 245 mm, rechtwinklig und formatgleich 
beschnitten. Rechteckige Form.

Einzelblätter: Einzelblätter im Format DIN A6 dürfen ein Papierge-
wicht von 170 g/m2 nicht unterschreiten. Einzelblätter größer als 
DIN A6 bis DIN A4 müssen ein Papiergewicht von mindestens 120 
g/m2 haben. Größere Formate mit einem Papiergewicht von 
mindestens 60 g/m2 sind auf Endformat DIN A4 zu falzen

Anlieferadresse (Erscheinung Mo. – Sa.):
Saarbrücker Zeitung Druckhaus GmbH, Warenannahme, 
Untertürkheimer Str. 15, 66117 Saarbrücken
Mo.-Do.: 7:00 – 17:00 Uhr und Fr.: 7:00 – 14:30 Uhr

Rücktritttermin: Bis 14 Tage vor Beilegung

Agenturprovision: 15% vom Grundpreis

Bonusstaffel für Beilagen: Nach Vereinbarung; 
Beilagen über 50 g Einzelgewicht nach Rücksprache

Ausführliche technische Daten unter: 
https://leserservice.volksfreund.de/Services/technische-angaben 

Die Werbeprospekte in der Tageszeitung bieten jede Menge Raum, 
um aktuelle Angebote zu kommunizieren. 
Die Leser nutzen die Beilagen als zusätzliche Informationsquelle und werden 
daher stark in die Kaufentscheidung miteinbezogen. 
Die digitale Beilage verstärkt zusätzlich die Werbewirkung.

KO NTA K T
Telefon 0651 7199-527
Fax  0651 7199-590
E-Mail  beilagendisposition@volksfreund.de

Teilbelegung: 
Nach Ausgaben, Verbandsgemeinden und in 
Trier nach Stadtgebieten möglich

Erscheinungstermin:
6 Tage die Woche möglich, Montag bis Samstag 

Auftragseingang bzw. -änderung: 
Spätestens 14 Tage vor Beilegung

Anliefertermin: 
Spätestens 3 Werktage vor Beilegung. 
Ansichtsexemplare vor Anlieferung der 
Prospekte rechtzeitig erbeten

Anlieferzeit: 
 Mo. – Do.: 07.00 bis 17.00 Uhr
Fr.: 07.00 bis 15.30 Uhr

GEWICHT PREIS

 bis 20 g 100,50 €

 bis 25 g 106,80 €

 bis 30 g 113,20 €

GEWICHT PREIS

 bis 20 g 85,60 €

 bis 25 g 90,90 €

 bis 30 g 96,40 €

G RU N D P R E I S E DIR E K T P R E I S E

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt.

Verteilung an alle Haushalte 
im Verbreitungsgebiet, 
samstags in der WOCH möglich. 

Weitere Informationen    
S. 36 + 37
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BEILAGENAUFLAGE 
PRO AUSGABE

BEILAGEN / DIGITALE BEILAGE

Ausgabe Verteilgebiete Auflage 

Hauptausgabe 25.020

Stadt Trier 8.950

VG Ruwer 2.280

VG Schweich 3.360

VG Trier-Land 2.340

Trier-Stadt-Land 16.930

VG Hermeskeil 1.780

VG Saarburg 2.350

VG Konz 3.960

Konz-Saarburg-Hochwald 8.090

Eifel-Ausgabe 13.290

Stadt Bitburg 1.580

VG Bitburg Land 2.530

VG Südeifel 1.840

VG Speicher 690

VG Arzfeld 770

VG Prüm 1.940

Bitburg-Prüm 9.350

VG Daun 1.750

VG Kelberg 300

VG Gerolstein 1.890

Vulkaneifel 3.940

Ausgabe Verteilgebiete Auflage 

GMV Morbach 820

VG Thalfang 620

VG Bernkastel-Kues 3.070

VG Traben-Trarbach 1.140

Stadt-Wittlich 1.740

VG Wittlich-Land 2.800

Bernkastel-Wittlich 10.190

Mosel-Ausgabe 10.190

Gesamtauflage: 48.500

DIGITALE BEILAGE

Ihre Print-Beilage wird immer zusätzlich ausgespielt:
•  Volksfreund-ePaper, Volksfreund-ePaper-App und 

digitale Beilage auf volksfreund.de

•  Laufzeit: 7 Tage

Volksfreund-
ePaper-App

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.volksfreund.de/Services/technische-angaben und auf den Seiten 42 und 43. 

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

volksfreund.de

Volksfreund-ePaper

Preise
ePaper-Ausgabe Direkt-

preise
Grund-
preise

Gesamtausgabe 726,00 € 854,00 €
Trier und 
das Trierer Land

321,00 € 378,00 €

Konz, Saarburg 
und Hochwald

230,00 € 271,00 €

Bitburg-Prüm 261,00 € 307,00 €
Bernkastel-Wittlich 261,00 € 307,00 €
Vulkaneifel 193,00 € 227,00 €

Reichweite:  26.054 ePaper-Nutzer im Monat 
(Quelle: Google Analytics 09/2025)

Volksfreund-
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DIE WOCH

 DIE WOCH

Die Woch

Ausgaben:
  DIE WOCH Haupt
  DIE WOCH Eifel
  DIE WOCH Mosel

Zusätzliche Ausgaben 
in der Grenzregion Saarland
Mit: Wochenspiegel Landkreis St. Wendel, 
Wochenspiegel Landkreis Merzig-Wadern

Auflage
222.226 Exemplare (Verlagsangabe)

ERSCHEINUNGSWEISE
Jeden Samstag

Format
Berliner Format (279 x 430 mm)

Verteilung
   An alle Haushalte der Region und gemeinsame 
Zustellung mit dem Wochenspiegel

ANZEIGENSCHLUSS 
Montags, 12 Uhr

DRUCKUNTERLAGENSCHLUSS
Montags, 16 Uhr

Mit Terminen und einer Vielzahl an Informatio-
nen aus der Region ist „DIE WOCH“ das ideale 
Werbe umfeld. 

Mit dem Wochenblatt im Berliner Format
erreichen Sie mit Ihren Anzeigen und Beilagen 
über 222.000 Haushalte.

Z U S ÄT Z L I C H E AU S G A B E N 
IN D E R G R E N Z R EGI O N S A A R L A N D

VERBREITUNGSGEBIET  Auflage Grundpreis 4c Direktpreis 4c

 WOCHENSPIEGEL 
Landkreis St. Wendel 43.335 2,56 € 2,18 €

 WOCHENSPIEGEL 
Landkreis Merzig-Wadern 49.270 2,55 € 2,17 €

SAMSTAG Auflage
(Verlagsan-

gabe)

 Grund-
preis 

4c

 Direkt-
preis 

4c

Direktpreis
Titelkopf

4c / 44 x 25 mm

Direktpreis 
Aufmacher

4c / 83 x 35 mm

Direktpreis 
Griffecke

4c / 91 x 100 mm

Direktpreis 
halbe Griffecke

4c / 44 x 100 mm

Direktpreis 
Titelfuß 

4c / 279 x 100 mm

DIE WOCH 
Haupt 105.876 4,76 4,13 703,00 819,00 1.654,00 1.036,00 4.342,00

DIE WOCH 
Eifel 70.509 3,80 3,30 562,00 654,00 1.322,00 826,00 3.470,00

DIE WOCH 
Mosel 45.841 3,54 3,07 523,00 609,00 1.230,00 768,00 3.227,00

 Gesamtausgabe 222.226 11,74 10,22 1.735,00 2.021,00 4.083,00 2.552,00 10.718,00

A U F L A G E U N D P R E I S E 

BECKINGEN
66701
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66709

LOSHEIM
66679

MERZIG
66663

66706
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ST. WENDEL
66606
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66646

FREISEN
66629

OBERTHAL
66649 NAMBORN

66640

THOLEY
66636

W ADERN
66687

NOHFELDEN
66625

NONNWEILER
66620

METTLACH
66693

66640

THOLEY

Landkreis St. Wendel
Landkreis Merzig/Wadern

Halenbach
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Longkamp

Aach

Igel

Palzem

Trassem

Irsch

Greimerath

Gusenburg

Sellerich
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Ruwer
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langenfeldWinterspelt
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b. Prüm

Olzheim
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Retterath
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Lichtenborn
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Muxerath
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Feuerscheid
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Oberweis
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Büdesheim

Neroth
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Schutz
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Gransdorf
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Gondorf

Röhl
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Laufeld
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Strotzbüsch

Diefenbach
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Binsfeld
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Weinsheim
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Zeltingen-Rachtig

Kröv
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Hillesheim
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Lissendorf

Saarburg
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Trarbach
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Reuth
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Trittenheim
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PiesportPiesportPiesportPiesport
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Bernkastel-Kues
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DIE WOCH

BEILAGEN DIE WOCH

IHRE BEILAGEN IN DEN 
BESTEN HÄNDEN 
Mit uns erreichen Sie samstags 
alle Haushalte der Region!

Mit Terminen und einer Vielzahl 
an Informationen aus der Region 
ist „DIE WOCH“ das ideale Werbe-
umfeld.

T E C H N I S C H E A N F O R D E R U N G E N 
F Ü R F R E M D B E I L A G E N

Mindestformat:
10,5 x 14,8 cm bei einem Papiergewicht von mindestens 170 g/m2. 
Für größere Formate, z. B. auf DIN A4 oder DIN A5 gefalzt, 
ist ein Papiergewicht von mindestens 100 g/m2 erforderlich.

Höchstformat:
24 x 31 cm bei einem Papiergewicht von mindestens 170 g/m2 
ohne Falz bzw. 100 g/m2 mit Falz oder Heftung parallel 
der langen Seite.

Höchstgewicht:
75 g pro Beilage

Beschaffenheit
Beilagen müssen so beschaffen sein, dass sie maschinell 
 verarbeitet werden können. Das Einlegen von Prospekten 
mit Leporellofalz, aufgeklebten Postkarten auf der Außenseite 
oder mit Warenmustern und -proben ist nicht möglich. 
Eine Termingarantie oder Haftung im Falle höherer Gewalt, 
beschädigt gelieferter Prospekte oder technischer Störungen kann 
nicht übernommen werden, ebenso nicht für Einsteckfehler im 
technischen Bereich (Toleranzgrenze 2%).

Anlieferadresse:
Weiss-Druck, Hans-Georg-Weiss-Str. 7, 52156 Monschau

Ihr Kontakt:

Verlag:
Trierischer Volksfreund 
Medienhaus GmbH
Internet: www.die-woch.de
E-Mail: kontakt@die-woch.de

Redaktion:
Tel:. 0651 7199-412 
E-Mail: redaktion@die-woch.de

Anzeigenannahme:
Tel.: 0651 7199-545 
E-Mail: anzeigen@die-woch.de

Beilagendisposition:
Tel.: 0651 7199-527 
E-Mail: beilagendisposition@
volksfreund.de 
Fax: 0651 7199-590

H I N W E I S  Z U R B U C H U N G

DIE WOCH

Erscheinungstermin: Samstag

Mindestmenge 5.000 Exemplare

Auftragseingang: Spätestens Freitag, 
12.00 Uhr vor Verteiltermin 

Anliefertermin: Spätestens Montag, 
16.00 Uhr vor Verteiltermin

Rücktritttermin: Bis 14 Tage vor Beilegung

Warenannahme Druckhaus: Mo. – Do.: 07.00 bis 17.00 Uhr, 
Fr.: 07.00 bis 15.30 Uhr

Anlieferungsart: lose auf Palette

Agenturprovision: 15% vom Grundpreis
Alle Preise in Euro zzgl. MwSt.

P R O S P E K T B E I L A G E N 
pro 1.000 Exemplare

GEWICHT GRUND-
PREISE

DIREKT-
PREISE

 bis 20 g 70,20 €  59,80 €

 bis 30 g 75,60 €  64,40 €

 bis 40 g 81,40 €  69,30 €

 bis 50 g 88,50 €  75,40 €

je weitere10 g 11,00 € 9,50 €

Weitere 
Informationen

Digitale Beilagenerweiterung

S. 33
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SONDERBEILAGEN

THEMENSPECIALS
Auswahl unserer Sonderbeilagen:

Themenbeilage
10. Oktober 2025

Ratgeber im Trauerfall

Wegbegleiter
ll

UmweltNachhaltigkeit
&

SoNderbeilage – JUNi 2025

lt
gkeit

&lt&lt

www.zukunftausbildung.com

Qual der Wahl
Was soll ich später machen und welcher Beruf passt zu mir?

Seite 4 – 5

Ratgeber Eltern
Wie Sie Ihrem Kind mit Rat und Tat zur Seite stehen

Seite 12 – 13

ZukunftAusbildung
Ausgabe 03 / 2025

bauen
und wohnen

12. September 2025

mit

Garten-Special
im Innenteil
ab Seite 19

 

Öffnungszeiten: Mo. – Fr.: 09.00 – 18.00 Uhr · Sa.: 09.00 – 16.00 Uhr

SANIERUNGS•SAMSTAG
20. SEPTEMBER•10–15 UHR

BESUCHEN SIE UNS AM
20.
54294 Trier ·

Freuen Sie sich auf einen Tag voller Innovat
Unsere Experten von ringo (Innentüren), te
(Dämmung) und von unseren LEYDENSCHAF
ihre neuesten Produkte mit und jede Men
Projekt.

Unsere fachkundigen Handwerker beantwo

Ab dem 20. September startet unsere großeSichern Sie sich bis Ende September 50 % Rnur solange der Vorrat reicht.

Februar •  Zukunft Ausbildung
 •  Wir stellen uns vor (PR-Beilage)

März •   Beda Markt
 •  Bauen & Wohnen inkl. Gartenglück
 •  Gesundheitsmagazin 
 •  Online Only: Ostern
 •   Die Region entdecken

April  • Porta!
 •  Wegbegleiter / Abschied  
 •  MACHER (Wirtschaftsmagazin)
 •  Die Spezialisten (PR-Beilage)
 •  Wittlich bewegt

Mai •   Renovieren & Sanieren
 •  Grillmagazin 

Juni •   Zukunft Ausbildung
 •  MACHER (Wirtschaftsmagazin)
 •  Investition Immobilie
 •  Die Region entdecken
 •  Rätselbeilage
 •  Fußball-WM 2026 
 •  Prüm eifelstark

Juli •   Umwelt und Nachhaltigkeit

August •   Feiertagsshopping in der Region Trier
 •  Gesundheitsmagazin

September •   Zukunft Ausbildung
 •  Bauen & Wohnen
 •  Saisonstart Basketball-Bundesliga

Oktober •   Die Region entdecken
 •  MACHER (Wirtschaftsmagazin)
 •  Wegbegleiter / Abschied  
 •  Shopping Guide der Region 
 •  Die Spezialisten (PR-Beilage)

November •   Werte schaffen 
 •  TV-Jahreskalender
 •  Die Region im Lichterglanz 

Dezember •   MACHER (Wirtschaftsmagazin)
 •  Rätselbeilage
 •  Weihnachtsbeilage
 •  Online Only: Adventskalender

12. September 2025

n Tagn Tagn T voller Innovat
o (Innentüren), te
en LEYDENSCHAF
it und jede Men

andwerker beantwo

tet unsere große
eptember 50 % R

cht.

Das Tor
zu Kultur,
Genuss &
Shopping
in Trier

Das Tor

Porta
Genuss &
ShoppingShopping

 

 Anzeige 

Trierer 
Lichtblicke

Alle finden sie toll: Was sich Gastronomen, Händler und ein 

Immobilienexperte für die Zukunft der Innenstadt wünschen

MENSCHEN + MÄRKTE Das regionale WirtschaftsmagazinOktober 2025

SALE
LIMA ab4.790,-
5.490,-ASMARA4.790,-

5.790,-

bis 02.11.2025SONDERPREISE AUF VIELEHASE KAMINÖFEN.

NiederkircherStr. 19a · 54294Trier · Tel. 06519980700
www.feuerhaus-neises.de · Mo. -Fr. 10-18 ·Sa.10-14Uhr

Seit über 30 Jahren das Fachgeschäft in der Region.

JENAab4.290,-
4.790,-

SALESALE

Oktober 2025

TAGESAUSFLÜGE  
UND KURZTRIPPS

ZwISchEN BURGEN 
UND KELLERN 

ENTDEcKEN SIE  
DIE REGION NEU

AKTIv SEIN 
IN DER NATUR

Inkl. TIpps für fam
IlIen & kInder

4.2

	 Naturlook	–	 pflegeleicht	 �������� 4	 Filigran	und	stabil:	Wintergarten	 ���������������������� 9	 Hausbau	im	Doppelpack	 ����������������������������������14

	 Naturlook	 Naturlook

SONDERVERÖFFENTLICHUNG  NOVEmbER 2025

pflegeleicht
Wintergarten ����������������������

Doppelpack ����������������������������������

SONDERVERÖFFENTLICHUNG 
 2025

Die 
SpezialiSten

… in der Region Trier, Eifel und MoselThemenbeilage | Oktober 2025  
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SONDERWERBEFORMEN

SONDERWERBEFORMEN

WERBEFORM PLATZIERUNG UND BELEGUNG MINDESTGRÖSSE MAXIMALGRÖSSE

 Titelkopf-Anzeigen 1. Seite Titel, täglich möglich, 
rechts und/oder links buchbar, 
Zusatzfarben nur aus den Skalenfarben 
(Cyan, Magenta, Yellow)

Festformat: 
50 mm breit, 28 mm hoch

 Titelfußanzeige Nur Gesamtausgabe, täglich möglich Festformat: 
325 x 80 mm 
auf der Titelseite

 Ganze Griffecke Titelseite unten rechts, nur Gesamt-, Haupt- und 
Mosel-Eifel-Ausgabe möglich, täglich belegbar, 
auch für1. Lokalseite unten rechts

Festformat: 
105 mm breit, 
100 mm hoch

 Halbe Griffecke Anzeige auf Textseiten, variable Höhe, Breite
entspricht Satzspiegelbreite

Festformat: 
50 mm breit, 
100 mm hoch

 Sponsoring/
Präsentation
Wetterkasten

Täglicher Wetterkasten auf der 
Titelseite links, monatlich buchbar. 
Kombination mit gesamter Wetterkarte möglich. 
(Preis auf Anfrage)

Festformat: 
50 mm breit, 
10 mm hoch

 Textteil-Anzeigen Anzeigen, die mit mindestens 3 Seiten 
an einen redaktionellen Text und nicht an 
andere Anzeigen angrenzen, täglich belegbar

Festformate:
50 x 20 mm, 50 x 40 mm
50 x 100 mm, 105 x 80 mm

 Blatthohe Anzeigen Anzeige auf Textseiten in Festgrößenformaten Festformate:
2 Textspalten (105 mm)/ 480 mm hoch
3 Textspalten (160 mm)/ 480 mm hoch
6 Textspalten (325 mm)/ 480 mm hoch (=1/1-Seite)

 Blattbreite Anzeigen Anzeige auf Textseiten in Festgrößenformaten Festformate:
6 Textspalten (325 mm) / 100 mm hoch
6 Textspalten (325 mm) / 120 mm hoch
6 Textspalten (325 mm) / 160 mm hoch
6 Textspalten (325 mm) / 215 mm hoch
6 Textspalten (325 mm) / 240 mm hoch
6 Textspalten (325 mm) / 480 mm hoch (=1/1-Seite)

 Eckfeldanzeige Anzeige im Textteil 3 Textspalten (160 mm) / 
143 mm hoch oder 
2 Textspalten (105 mm) / 
215 mm hoch

4 Textspalten (215 mm) / 
300 mm hoch

 Profil gezeigt
+
Online Darstellung
Profil gezeigt

Täglich belegbar, im ersten Buch 
auf der letzten Seite, nur Imageanzeigen 
(kein Abverkauf), nur einmal pro Quartal buchbar 
Ausgaben: Gesamt, Haupt, Mosel-Eifel Einbindung 
auf allen (Unter-)Seiten von www.volksfreund.de

160 x 285 mm
(inkl. einheitlicher Kopf 
von 20 mm)

Satzspiegel: 480 mm hoch, 326 mm 
breit 1 Seite = 3.360 mm

Anzeigenspalten: Breite 44 mm, Anzahl 7 
Textspalten: Breite 50 mm, Anzahl 6

Umrechnungsfaktor: 1,17 

Anzeigen Titelseite

U N A B H Ä N G I G • Ü B E R PA R T E I L I C H • G E G R Ü N D E T 1 8 7 5

FREITAG, 21. NOVEMBER 2025

ZEITUNG FÜR TRIER, SCHWEICH, TRIERER LAND

Einzelpreis 2,50 €, NR. 270

ZITAT
„Die waren alle froh, dass
wir vor allen Dingen von
diesemOrt, an demwir
da waren, in der Nacht
von Freitag auf Samstag
wieder nach Deutsch-
land zurückgekehrt sind.“
FriedrichMerz
Mit seiner Äußerung über die brasi-
lianische Stadt Belém löst der Kanzler
Empörung in Brasilien aus.

WETTER

Seite 28

ÜBERBLICK

Produktion dieser Seite:
Heribert Waschbüsch

Wie funktioniert
Winterschlaf?

TRIER (red) Viele Tiere schalten
zu dieser Jahreszeit für einige
Monate in den Stand-by-Modus.
Warum es das Phänomen über-
haupt gibt und wie die Tiere mit
drastisch eingeschränkten Kör-
perfunktionen überleben.
Seite 27

Hochmoselübergang:
Kosten steigen noch

ZELTINGEN-RACHTIG (red)
Schon der Bau des Hochmosel-
übergangs war höchst um-
stritten. Und über die hohen
Kosten wird weiter diskutiert.
Der zuständige Landesbetrieb
würde gerne „einen imaginären
Schlussstrich“ ziehen. Dabei
steigen die Kosten immer noch.
Seite 3

Sparen bei der
Krankenversicherung

TRIER (red) Nicht nur die gesetz-
lichen Krankenkassen, auch die
privaten werden 2026 teurer. Da
lohnt sich eine Prüfung des Tarifs
– und viele Versicherte können
ohne Leistungsverzicht mehrere
Hundert Euro im Monat sparen.
Seite 3

RUBRIKEN

KONTAKT

100. PFLICHTSPIEL
Eintracht-Trier-Coach
Thomas Klasen feiert ein
kleines Jubiläum. Der TV
blickt mit ihm zurück. Seite 18

WEINBAU

Viele Winzer stecken in der Krise.
Was plant Ministerin Schmitt? Seite 2

UMWELT

Eine Milliarde
für den Regenwald
BERLIN/BELÉM (red) Tropenwälder werden
in rasantem Tempo abgeholzt, mit verhee-
renden Folgen für Artenvielfalt und Klima.
Mit Geld aus einem speziellen Fonds sollen
künftig Staaten belohnt werden, die ihren
Regenwald erhalten. Deutschland will eine
Milliarde Euro in diesen Topf einzahlen, wie
jetzt am Rande der Weltklimakonferenz in
Brasilien bekannt wurde.
. FOTO: ISTOCK/ABDESIGN

Meinung Seite4
Themendes Tages Seite 5

-2°
4° -3°

Tiefsttemperaturder
kommenden Nacht:

GELD UNDMARKTSEITE 6
FERNSEHEN SEITE 25
HÄGAR SEITE 24
SUDOKU SEITE 24
RÄTSEL SEITE 22
FÜR KINDER SEITE 24

Anzeigen 0651 /7199-999
Abo 0651 /7199-998
Leserservice 0651 /7199-0

kontakt@volksfreund.de
Internet: www.volksfreund.de

www.facebook.com/
volksfreund
www.instagram.com/
trierischervolksfreund

Stehen weitere Kliniken
in der Region auf der Kippe?

VONBERNDWIENTJES

PRÜM Die Nachricht über die In-
solvenz des Prümer Krankenhauses
sorgt über die Eifel hinaus für Ver-
unsicherung. Viele fragen sich: Droht
nun die nächste Schließung einer
Klinik in der Region? Zuletzt wurden
die Krankenhäuser in Gerolstein,
Hermeskeil und Bernkastel-Kues als
Akut-Kliniken geschlossen. Notfälle
werden dort nicht mehr stationär be-
handelt. Weitere Schließungen von
Kliniken seien nicht ausgeschlossen,
warnt die Krankenhausgesellschaft
Rheinland-Pfalz.

Während die Ankündigung des
Prümer Krankenhauses, Insolvenz
in Eigenregie zu beantragen, für vie-
le überraschend kam, hat der Ge-
schäftsführer der Krankenhausge-
sellschaft Rheinland-Pfalz, Andreas
Wermter, mit der Nachricht gerech-
net. „Unsere Mitgliedskrankenhäu-
ser informieren uns fortlaufend über

ihre anhaltend sehr schwierige wirt-
schaftliche Situation“, so Wermter.
Nicht nur das Prümer Krankenhaus
sei in einer problematischen Lage. In
einer Umfrage der Krankenhausge-
sellschaft hätten im Frühjahr 67 Pro-
zentderKlinikenimLandangegeben,
dass sie in diesem Jahr mit einem
negativen Jahresergebnis rechneten.
Laut RWI-Leibniz-Institut für Wirt-
schaftsforschung ist fast ein Drittel
der Kliniken in Rheinland-Pfalz von
Insolvenz bedroht. Größere Kliniken
wie das Mutterhaus oder das Brüder-
krankenhaus in Trier sind aufgrund
der großen Zahl an Patienten und
vor allem ihres Angebots an Spezial-
behandlungen finanziell eher besser
aufgestellt als kleinere Häuser. „Eine
auskömmliche Finanzierung der
Krankenhäuser ist der beste Schutz
vor einer Insolvenz“, sagt Wermter,
der von einem Insolvenz-Tsunami in
Rheinland-Pfalz spricht.

Das Prümer Krankenhaus ist nicht

die einzige Klinik in der Region, de-
ren finanzielle Lage angespannt ist.
Auch das Saarburger Krankenhaus,
das sich als einziges in der Region
in kommunaler Trägerschaft befin-
det, schreibt seit Jahren rote Zahlen.
In den vergangenen zehn Jahren hat
der Kreis Trier-Saarburg als Träger
die Klinik mit mehr als 50 Millionen
Euro gestützt. Neben den Häusern
Saarburg und Prüm gibt es in der Re-
gion noch Kliniken in Daun, Wittlich,
Bitburg und in Trier. Mit Sorge blickt
Wermter nach Berlin. Dort berät der
Bundesrat an diesem Freitag über
das Sparpaket von Bundesgesund-
heitsministerin Nina Warken (CDU).
Dieses sieht unter anderem vor, dass
die Krankenkassen weniger Geld aus-
geben sollen unter anderem für die
Vergütung von Krankenhausbehand-
lungen. 1,8 Milliarden Euro sollen so
eingespart werden. „Für Rheinland-
Pfalz bedeutet das eine Kürzung der
Mittel der Kliniken zur Finanzierung

ihres Personals und der Sachkosten
um 90 Millionen Euro – und zwar
nicht nur einmalig im nächsten Jahr,
sondern auf Dauer“, warnt Wermter.
Die Politik treibe etwa durch kleintei-
lige Personalvorgaben die Kosten für
die Kliniken weiter nach oben und
weigere sich dann, diese zu finanzie-
ren.„Es ist zu befürchten, dass die Pa-
tienten die Folgen zu tragen haben,
wenn Krankenhäuser ihr Leistungs-
angebot einschränken oder Stand-
orte schließen müssen“, so Wermter.

Wie es mit dem Prümer Kran-
kenhaus weitergeht, ist derzeit un-
klar. Landesgesundheitsminister
Clemens Hoch (SPD) kündigte an,
kurzfristig Insolvenzverwaltung, den
bisherigen Träger sowie Vertreter des
Eifelkreises Bitburg-Prüm zu einem
Runden Tisch einzuladen. Dort will
er Konzepte entwerfen, um die me-
dizinische Versorgung in Prüm in
gleicher Qualität fortzuführen und
weiterzuentwickeln.

Nach der Insolvenz in Prüm drohen möglicherweise weitere Krankenhaus-Pleiten. Davor warnt die
Krankenhausgesellschaft Rheinland-Pfalz. Mehr als ein Drittel der Kliniken im Land sind akut bedroht.

Am Wochenende kommt der strenge Frost

VONROBERTMÄRLÄNDER

TRIERDer Herbst mit seinen milden
Tagen verabschiedet sich nun ganz
deutlich. Längst hat der Winter in
vielen Teilen Deutschlands Einzug
gehalten. In südlichen Regionen
gab es bereits Schnee. In Rheinland-
Pfalz und speziell der Region Trier
war der Gedanke daran noch kein
großes Thema. Aber die Temperatu-
ren werden auch hier bald deutlich
fallen. Der Deutsche Wetterdienst
(DWD) sagt für Freitag noch weit-
gehend Temperaturen oberhalb des
Gefrierpunkts voraus. In Rheinland-
Pfalz und im Saarland werden 0 bis 5
Grad erwartet, im höheren Bergland
auch etwas weniger. Am Samstag

bringt das Wetter dann eine deut-
liche Abkühlung. Tagsüber sollen
die Höchstwerte zwar noch auf ma-
ximal 3 Grad klettern. In der Nacht
werden aber -4 bis -7 Grad erwartet.
Für Sonntag prognostiziert der DWD
Temperaturen um den Gefrierpunkt
und nachts bis -4 Grad.

Während am Freitag und Sams-
tag kaum Niederschläge zu erwar-
ten sind, kommt am Sonntag Regen
auf. In höheren Lagen kann er als
Schnee fallen. So lautet die allge-
meine Prognose der Meteorologen
für beide Bundesländer. Einen ge-
naueren Blick auf einzelne Orte der
Region Trier bietet der Wetterdienst
wetter.net. Für die Stadt Trier sind
die Aussichten zum Start des Weih-

nachtsmarkts noch gut. Die Tages-
höchstwerte bleiben bei rund 3
Grad. Das Risiko für Regen ist eher
gering. Beim Blick nach Norden in
die Eifel sieht es ganz schnell anders
aus. In Bitburg nähert sich die Tem-
peratur immer mehr dem Gefrier-
punkt an. Für Sonntag sagt wetter.
net dann tatsächlich eine geringe
Wahrscheinlichkeit für Schnee-
fall voraus. Das ist aber auch in der
Eifel kein flächendeckender Trend,
obwohl der Frost sich in der Nacht
auf Sonntag überall ausbreitet. Be-
reits der Blick nach Prüm, Gerolstein
und Daun zeigt, dass tagsüber zwar
die Null-Grad-Marke näher rückt,
Niederschläge sind aber eher nicht
zu erwarten. Ganz ähnlich soll das

Wetter auch in Richtung Hunsrück
aussehen. Ob nun in Morbach oder
in Thalfang: Die Temperaturen blei-
ben niedrig, voraussichtlich ohne
viel Regen oder Schnee.

Ausnahmen lassen sich in der Re-
gion Trier aber auch finden. Wer un-
bedingt Schnee sehen will, sollte am
Sonntag nach Saarburg kommen.
Hier gibt es eine Chance auf etwas
Weiß vom Himmel – natürlich ohne
Garantie. Bereits am Donnerstag hat
der DWD eine amtlicheWarnung vor
Frost veröffentlicht. Da es am Wo-
chenende nachts richtig kalt werden
kann, empfiehlt sich ein aktueller
Blick auf die jeweiligen Wetterwar-
nungen. Insbesondere vereiste Stra-
ßen können zur Gefahr werden.

In vielen Teilen Deutschlands wird es winterlich. Auch Rheinland-Pfalz bekommt das bald zu spüren.
Wir haben die regionalen Aussichten für die kommenden Tage.

Unfallschaden
auf B51 erfordert
Vollsperrung
WELSCHBILLIG (red) Nach dem tragi-
schen Unfall auf der B51 bei Welsch-
billig-Windmühle, bei dem drei Er-
wachsene und ein Kind ums Leben
kamen, zeigt sich nun auch das Aus-
maß der Umweltschäden. Aus dem
am Unfall beteiligten LKW traten
rund 350 Liter Diesel aus.Wie der Lan-
desbetrieb MobilitätTrier informiert,
sind deshalb Sanierungsarbeiten not-
wendig. Am heutigen Freitag, 21. No-
vember, ist eine erneute Sperrung von
8.30 Uhr bis 16 Uhr geplant.
Lokales

Bund will Bauen
günstiger und
schneller machen
BERLIN(dpa) Mit dem Gebäudetyp E
plant der Bund einen Baustandard
zu etablieren, der die Baukosten
senkt. Bundesjustizministerin Ste-
fanie Hubig (SPD) und Bauminis-
terin Verena Hubertz (SPD) wollen
so das Bauen einfacher, schneller
und günstiger machen. „Bauen ist
in Deutschland zu teuer und auch
zu kompliziert“, sagte Hubig. Eine
Lösung soll der Gebäudetyp E sein,
der Abweichungsmöglichkeiten
vom Baustandard bietet.„E wie ein-
fach. Beim Gebäudetyp E ist weni-
ger mehr“, sagte die TriererinVerena
Hubertz.
Themendes Tages Seite 6

Bestattung im
Garten nur
mit GPS-Gerät
TRIER (sey) Wer Omas Asche im
heimischen Garten verstreuen will,
muss dafür einen Bestatter mit Gerät
zur exakten Positionsbestimmung
engagieren. Kein Scherz, sondern
Bestandteil der sogenannten Durch-
führungsverordnung zum neuen
Bestattungsgesetz. In dem unserer
Redaktion vorliegenden Referenten-
entwurf gibt es weitere Kuriositäten.
Was passiert zum Beispiel, wenn ein
Mieter auszieht und die Urne in der
Wohnung zurücklässt?
Themendes Tages Seite 2

Türkei: Großvater
fordert lückenlose
Aufklärung
AFYONKARAHISAR (dpa) Der Vater
des in Istanbul gestorbenen Ham-
burgers fordert eine lückenlose Auf-
klärung des Todes seines Sohnes,
seiner Schwiegertochter und der
beiden Kinder.Vater, Mutter, der fünf
Jahre alte Sohn und die drei Jahre alte
Tochter waren im Urlaub am 12. No-
vember erstmals in einem türkischen
Krankenhaus behandelt worden mit
Verdacht auf Lebensmittelvergiftung.
Alle vier sind später gestorben.
Welt Seite 28

Geldsegen: Anrufen und kassieren

Zusatzgewinne heute am Retro-Freitag!

Nutzen auch Sie Ihre Chance
und spielen Sie mit.

Geldsegen: Anrufen und kassieren
Glückspilz gewinnt5.000€

4 194971 102507 5 0 1 4 7

2

4

1 1

3

Textteilanzeige blatthohe Anzeige

DIENSTAG, 11. NOVEMBER 2025 Themen des Tages 3

Produktion dieser Seite:
Vincent Bauer
Lucas Hochstein

Ex-Präsident Sarkozy kommt nach drei Wochen wieder frei
VON CHRISTINE LONGIN

PARIS Knapp drei Wochen lang saß
Nicolas Sarkozy in einer Einzelzelle
des Pariser Gefängnisses Santé. Am
Montagnachmittag verließ der pro-
minenteste französische Gefangene
die Haftanstalt in einem schwarzen
Renault wieder, begleitet von seiner
Frau Carla Bruni. Ein Pariser Beru-
fungsgericht hatte zuvor entschie-
den, dass der Ex-Präsident unter
strenger juristischer Aufsicht frei-
gelassen werden kann. Es bestehe
keine Fluchtgefahr, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Der
70-Jährige, der perVideo zugeschal-
tet wurde, äußerte sich in der An-
hörung erstmals zu seiner Haft. „Es
ist sehr hart, ich würde sogar sagen,
dass es anstrengend ist“, sagte er
laut dem Radiosender France Info.
Gleichzeitig lobte er das Gefängnis-
personal, das„diesen Albtraum“ er-
träglich gemacht habe.

Ein Pariser Strafgericht hatte Sar-
kozy Ende September wegen illega-

ler Finanzierung seinesWahlkampfs
2007 aus Libyen zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Er wurde für schuldig be-
funden, mithilfe einer kriminellen
Vereinigung Wahlkampfhilfe in ei-
nem Terrorstaat gesucht zu haben.

„Sarko“ zweifelte das Urteil an, das
eine sofortigeVollstreckung vorsah.
Der Ex-Präsident trat seine Haftstra-
fe am 21. Oktober an. Vor seinem
Haus im schicken 16. Arrondisse-
ment von Paris verabschiedeten

ihn damals hunderte Anhängerin-
nen und Anhänger. Seine Ankunft
am Montag verfolgten dagegen nur
einige Nachbarn.

Sarkozy ist der erste Ex-Präsident
in Europa, der im Gefängnis saß. Er
bewohnte eine rund zehn Quad-
ratmeter große Zelle im Isoliertrakt
der Haftanstalt. In der Nachbarzelle
logierten zwei Sicherheitsbeamte,
die ihn rund um die Uhr bewach-
ten. Innenminister Laurent Nuñez
begründete die Entscheidung, die
Bodyguards im Gefängnis einzu-
quartieren, mit dem „Status“ des
Häftlings. Der Ex-Präsident nutzte
die Haft, um zu schreiben. „Er hat
jeden Tag geschrieben und Sport ge-
macht“, berichtete seine Vertraute
Agnès Evren im Fernsehsender
BFM. Eine Stunde pro Tag durfte der
Gefangene zudem spazieren gehen.

Drei- bis viermal pro Woche be-
suchte ihn seine Familie. Carla Bruni
kam regelmäßig, manchmal beglei-
tet von der gemeinsamen Tochter
Giulia oder Sarkozys Söhnen. Sein

Umfeld sprach von einer „mono-
tonen, trübsinnigen und schwieri-
gen“ Haft. Der Ex-Präsident, der für
seinen Hang zum Luxus bekannt
ist, soll unter dem schlechten Ge-
fängnisessen gelitten haben. In den
sozialen Netzwerken zirkulierte au-
ßerdem ein Video, auf dem Mitge-
fangene den prominenten Häftling
lautstark beschimpfen. Drei Männer
wurden deshalb in Polizeigewahr-
sam genommen.

Ende Oktober besuchte auch Jus-
tizminister Gérald Darmanin seinen
ehemaligen Mentor Sarkozy. DieVi-
site sorgte für Kritik. Der Besuch ge-
fährde vor dem Berufungsverfahren
die „Unabhängigkeit der Richter“,
reagierte der Staatsanwalt am Kas-
sationsgericht, Rémy Heitz.

Zu den Auflagen, die Sarkozy
nach seiner Freilassung befolgen
muss, gehört ein Kontaktverbot zu
Darmanin bis zum Berufungspro-
zess im März. Auch Begegnungen
mit den anderen Angeklagten und
Zeugen des Verfahrens sind verbo-

ten. Außerdem darf der ehemalige
Staatschef das Land nicht verlassen.

Im Kurznachrichtendienst X be-
dankte sich Sarkozy für die zahl-
reichen Solidaritätsbriefe, die er
im Gefängnis erhalten hatte. Rund
800 sollen es täglich gewesen sein.
„Danke von Herzen für eure Mobili-
sierung. Das Ende der Geschichte ist
noch nicht geschrieben“, kommen-
tierte er einVideo, auf dem hunderte
Briefe auf einem Schreibtisch auf-
gereiht zu sehen sind.

Seine Anwälte nannten die Frei-
lassung eine „Etappe“ vor dem Be-
rufungsprozess. Ende November
fällt ein weiteres Berufungsurteil
gegen Sarkozy. Dabei geht es um
zu hohe Ausgaben in seinem Wahl-
kampf 2012. Hier droht dem Ex-Prä-
sidenten erneut das Tragen einer
Fußfessel. Eine Inhaftierung muss
er diesmal aber nicht befürchten.

Ein Pariser Gericht stimmte am Montag einem Antrag des 70-Jährigen auf vorläufige Haftverschonung zu. Es ordnete allerdings einige Vorgaben an.

Nicolas Sarkozywar Ende September in der Affäre um illegaleWahlkampffi-
nanzierung aus Libyen zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. FOTO: CAMUS/AP

Weltklimakonferenz in Amazonas-Stadt Belém eröffnet
BELÉM (afp) Klimaverhandlungen
unter schwierigen Vorzeichen: In
der brasilianischen Amazonas-Stadt
Belém hat am Montag die 30. UN-
Klimakonferenz (COP30) begonnen.
Zum Auftakt rief UN-Klimachef Si-
mon Stiell dringend zum Handeln
gegen die Erderwärmung auf: „Zu
klagen ist keine Strategie“, mahnte
er. „Wir brauchen Lösungen.“ Die
Länder müssten„viel, viel schneller“
gegen den Klimawandel vorgehen,
sagte er in seiner Rede.

An den zweiwöchigen Verhand-
lungen beteiligen sich Delegationen
aus mehr als 190 Staaten, insgesamt
werden rund 50 000 Teilnehmer er-
wartet. Viele betrachten die COP30
als Prüfstein für den Multilateralis-
mus in Zeiten zunehmender natio-

naler Alleingänge. Zentrale Themen
sind die bislang völlig unzureichen-
den nationalen Klimaschutzzusagen
zur Begrenzung der Erderwärmung
und die Finanzhilfen reicher Staaten
für den Klimaschutz sowie die An-
passung an die Erderwärmung in
ärmeren Ländern.

Gastgeber Brasilien macht den
Waldschutz zu einer seiner Priori-
täten und hat dazu beim Klima-
gipfel im Vorfeld der COP30 am
Donnerstag den globalen Tropen-
waldschutz-Fonds TFFF gestar-
tet. Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) sagte am Freitag in seiner
Rede bei dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs zum Klimaschutz
einen „namhaften“ deutschen Bei-
trag zum TFFF zu und betonte zu-

gleich, dass Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum „Hand in Hand“
gehen müssten.

Der US-Präsident nimmt nicht an
derWeltklimakonferenz teil. Donald
Trump, der den von Menschen ver-
ursachten Klimawandel als den
„weltweit größten Betrug aller Zei-
ten“ bezeichnet, schickt nicht ein-
mal hochrangige Regierungsvertre-
ter nach Brasilien.

Dennoch dürfte Trump die Ver-
handlungen in Belém massiv beein-
flussen. Da der US-Präsident erneut
den Ausstieg seines Landes aus dem
Pariser Klimaabkommen verfügt hat
und die US-Mittel für die Energie-
wende und Entwicklungshilfe zu-
sammenstreicht, liefert er anderen
Staaten eine Ausrede für unzurei-

chende Maßnahmen gegen die Kli-
makrise. Klimaschutzbefürworter
hoffen dennoch auf ein deutliches
Signal aus Belém gegen Trump und
für den Klimaschutz.

Im Pariser Klimaabkommen hat-
ten sich die Staaten vor zehn Jahren
darauf geeinigt, die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen. Dieses Ziel habe die Welt-
gemeinschaft aber bereits verfehlt,
sagte UN-Generalsekretär António
Guterres in der vergangenenWoche.

Derzeit steuert die Erde vielmehr
auf eine gefährliche Erhitzung um
etwa drei Grad zu. Nun sind Maß-
nahmen gefragt, mit denen die Erde
vor Ende des Jahrhunderts auf den
1,5-Grad-Pfad zurückkehren kann.

Trotzdem sind bislang nur etwa
100 der gut 190 Staaten des Pariser
Abkommens der UN-Aufforderung
nachgekommen, dieses Jahr nach-
geschärfte nationale Klimaziele vor-
zulegen. Die EU-Delegation reist
mit dem vagen Ziel an, bis 2035 die
Emissionen in der Europäischen
Union um 66,25 bis 72,5 Prozent zu
verringern.

Auch das Ringen um die Kli-
mafinanzierung für ärmere Län-
der dürfte sich in Belém äußerst
schwierig gestalten. Bei der COP29
in Aserbaidschan war im vergange-
nen Jahr zugesagt worden, dass die
Entwicklungsländer bis 2035 jähr-
lich 300 Milliarden Dollar für den
Kampf gegen den Klimawandel
und die Anpassung an seine Aus-

wirkungen bekommen sollen. In
Belém wird es nun darum gehen,
woher genau die Summe kommen
soll, die nach Angaben von Betrof-
fenen und Experten deutlich unter
dem tatsächlichen Bedarf liegt.

Die Wahl von Belém als Ort der
COP30 war umstritten, da die Stadt
nicht über die nötigen Hotelkapazi-
täten zur Unterbringung der zehn-
tausenden Konferenzteilnehmer
verfügt. Um den massiven Betten-
mangel während der zweiwöchigen
Konferenz zu verringern, ankern
derzeit die Kreuzfahrtschiffe „MSC
Seaview“ und „Costa Diadema“ in
Beléms Flusshafen Outeiro. Sie bie-
ten Platz für 6000 Menschen und
sollen einem Teil der COP30-De-
legierten als Unterkunft dienen.

In Brasilien beraten in den kommenden zwei Wochen Klimadiplomaten aus mehr als 190 Ländern über den Kampf gegen die Erderwärmung.

Erste Annäherung im US-Haushaltsstreit erzielt

VON THILO KÖSSLER

WASHINGTON Der Kompromiss kam
in der Nacht zum Montag im US-
Senat mit dem knappsten erforder-
lichen Quorum von 60 zu 40 Stim-
men zustande. Das Gesetz zur
Übergangsfinanzierung soll die Re-
gierung bis zum 30. Januar arbeitsfä-
hig machen. Außerdem sollen 4000
befristete Entlassungen im öffent-
lichen Dienst rückgängig gemacht
werden, die die Regierung von Prä-
sident Donald Trump zu Beginn des
Shutdowns angeordnet hatte.

Der Kompromiss beinhaltet keine
Verlängerung der Subventionen im
Gesundheitssystem Affordable Care
Act (ACA), auf die die Demokraten
während des längsten Regierungs-
stillstands bestanden hatten. Der re-
publikanische Mehrheitsführer im
Senat, John Thune, sagte lediglich
zu, im Dezember über die umstrit-
tenen Prämien zu verhandeln, die
20 Millionen Amerikaner vor einer
Erhöhung ihrer Krankenversiche-
rungsbeiträge bewahren würden.

Mit diesem Kompromiss entglitt
dem Minderheitenführer der De-
mokraten, Chuck Schumer, die Par-
teidisziplin, die er 40 Tage lang auf-
rechterhalten konnte. Das brachte
ihm herbe innerparteiliche Kritik
ein. Sieben Demokraten und ein un-

abhängiger Senator stimmten mit
den Republikanern. Sie begründe-
ten ihren Entschluss mit den wach-
senden Belastungen für die Bevöl-
kerung.

„Wir können den Streit um die
Subventionen nicht auf Kosten von
Millionen Amerikanern austragen“,

erklärte Senatorin Catherine Cortez
Masto aus Nevada. Jeanne Shaheen
aus New Hampshire sagte, „einen
weiteren Monat zuzuwarten, würde
nur noch mehr Schaden für Fami-
lien im ganzen Land bedeuten“.

Dieser Haltung widersprachen
etliche Demokraten entschieden.

Greg Casar, Vorsitzender des Pro-
gressiven Caucus, nannte den Kom-
promiss einen „Verrat an Millionen
Amerikanern“ und eine „Kapitula-
tion“.

Der politische Druck war übers
Wochenende erheblich angewach-
sen, nachdem im juristischen Streit

um die Auszahlung von Lebens-
mittelhilfen 42 Millionen bedürfti-
ge Amerikaner immer mehr in Be-
drängnis gerieten. Im Hin und Her
sich widersprechender Gerichtsur-
teile ordnete die Trump-Regierung
am Samstag an, bereits geleistete
Zahlungen in einzelnen Bundes-
staaten „unverzüglich rückgängig
zu machen“ und von den Betroffe-
nen wieder zurückzufordern. Dem
widersetzten sich etliche demokra-
tische Gouverneure wie Tony Evers
aus Wisconsin mit einem knappen
„No“ in den sozialen Medien. Die
demokratische Abgeordnete An-
gie Craig aus Minnesota warf der
Trump-Regierung Grausamkeit vor
und erklärte, „sie würde am liebsten
von Tür zu Tür gehen und den Leu-
ten das Essen wieder wegnehmen“.
Ein Bundesberufungsgericht hatte
am späten Sonntagabend die Re-
gierung angewiesen, die Hilfsgelder
unverzüglich auszuzahlen, sofern
der Oberste Gerichtshof nicht ein-
greift.

Während die Bevölkerung die
Haushaltssperre vor allem den Re-
publikanern anlastet, tat der Präsi-
dent in all den Wochen nichts, um
zur Lösung des Konflikts beizu-
tragen. Anders als seine Vorgänger,
die in ähnlichen Situationen das
Gespräch mit beiden Parteien ge-
sucht hatten, weigerte sich Trump,
die Demokraten im Oval Office zu
empfangen.

Unterdessen hält auch das Chaos
an den US-Flughäfen an. Insge-
samt mussten allein am Sonntag
2000 Flüge auf 1500 Inlandsrouten
annulliert werden. Millionen von
Amerikanern strandeten wegen aus-
gefallener oder verspäteter Flüge be-
sonders auf großen Verkehrsknoten-
punkten wie Chicago, Atlanta oder
Newark.

Die Abgeordneten im
US-Senat einigen sich auf
einen Vorschlag, der die
Finanzierung der Regie-
rungsausgaben bis Ende
Januar sichern und die
seit über 40 Tagen andau-
ernde Haushaltssperre
beenden könnte.

Am Ende nützt
es Trump noch

Es gibt keine Gewinner in
diesem längsten Shutdown
der amerikanischen Ge-

schichte. Es gibt nur Verlierer. Oder
doch nicht? Die Demokraten haben
verloren, weil sie ihr Ziel nicht
durchsetzen konnten, 20 Millionen
Amerikaner vor einer drohenden
Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen zu bewahren. Die Republi-
kaner haben verloren, weil sie sich
in der politischen Wirkung ihres
abenteuerlichen Blockadekurses
verschätzt haben.

Doch der größte Verlierer ist
bereits jetzt ein politisches System,
das seine wachsende Handlungs-
unfähigkeit unter Beweis gestellt
hat. Dieser politische Offen-
barungseid des Kongresses, der
den Machtkampf der Parteien als
Schaukampf gegen das Wohl der
Allgemeinheit inszenierte, hat
das Vertrauen in dieses marode
politische System ein weiteres Mal
erschüttert.

Zu befürchten ist, dass Donald
Trump daraus politisches Kapital
schlagen kann. Der Shutdown hat
ihm womöglich einen weiteren
Anlass geliefert, die amerikanische
Demokratie zu diffamieren.

KOMMENTAR

Das Kapitol inWashington:Weil sich beide Parteien im Kongress nicht auf einen Haushalt einigen können, ist der regulä-
re Regierungsbetrieb seit Anfang Oktober in großen Teilen lahmgelegt. FOTO: J. SCOTT APPLEWHITE/AP
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Rheinland-Pfalz macht
bei der Windenergie Tempo

MAINZ (dpa)Beim Ausbau derWind-
energie will Rheinland-Pfalz zwei
Jahre schneller sein als vom Bund
vorgegeben. Mit dem sogenannten
Landeswindenergiegebiete-Gesetz
würden die vorgeschriebenen 2,2
Prozent Fläche für Windenergie
schon 2030 erreicht und nicht erst
2032, sagte der Parlamentarische
Geschäftsführer der Grünen-Frak-

tion, Carl-Bernhard von Heusinger,
in Mainz. Über den Gesetzentwurf
berät der Landtag an diesem Don-
nerstag. Die Verfahren würden auf
der Basis„solider Flächenanalysen“
mit„modernster Datenanalyse“ be-
schleunigt und neue Kooperationen
zwischen Gemeinden ermöglichen.
Dazu gehöre auch ein Tausch von
Flächen, sagte von Heusinger.

Angestrebter Flächenanteil soll früher erreicht werden.
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FRANKFURT (dpa) Häuser undWoh-
nungen in Deutschland verteuern
sich wieder deutlich – vor allem in
den größten Städten. Im dritten
Quartal stiegen die Immobilien-
preise um 3,8 Prozent zum Vorjah-
resquartal, zeigen neue Zahlen des
Verbands deutscher Pfandbriefban-
ken (VDP). Sowohl bei Eigentums-
wohnungen als auch bei Ein- und
Mehrfamilienhäusern ging es dem-

nach nach oben. Besonders stark
kletterten die Preise in den großen
Metropolen mit einem Plus von im
Schnitt 4,6 Prozent, berichtet der
Verband, der die wichtigsten Im-
mobilienfinanzierer hierzulande
vertritt, darunter Deutsche Bank,
Commerzbank, große Sparkassen
und Landesbanken.

In München, Düsseldorf, Ham-
burg und Köln stiegen die Wohn-

immobilienpreise um mehr als fünf
Prozent binnen Jahresfrist.

Auch für Mieter gibt es keine Ent-
warnung in der andauerndenWoh-
nungsknappheit: Die Neuvertrags-
mieten in Mehrfamilienhäusern
kletterten laut den Angaben bin-
nen Jahresfrist um 3,7 Prozent im
Bundesschnitt und um 3,8 Prozent
in den Metropolen. Am stärksten
ging es in Düsseldorf und Frank-

furt mit rund fünf Prozent aufwärts.
Der Wohnungsmangel in den Met-
ropolen werde wohl noch mehrere
Jahre anhalten, sagte VDP-Haupt-
geschäftsführer Jens Tolckmitt.
„Der Bauturbo ist gut und begrü-
ßenswert, aber es braucht mehr“.
Die Bundesregierung will mit dem
Instrument vor allem schnellere
und einfachere Genehmigungen
am Bau erreichen.

Immobilienpreise steigen deutlich
Häuser und Wohnungen verteuern sich nach neuen Zahlen wieder spürbar. Auch Mieter müssen mehr zahlen.

Rohstofffonds der Bundesregierung „in den Startlöchern“
BERLIN (afp) Der Rohstofffonds der
Bundesregierung, der die deutsche
Wirtschaft unabhängiger von China
machen soll, kann bald die Arbeit
aufnehmen.„Wir stehen hier in den
Startlöchern“, sagte eine Sprecherin
des Bundeswirtschaftsministeriums
am Montag. Derzeit würden noch
mehrere potenziell zu fördernde
Projekte geprüft. Medienberichten
zufolge geht es dabei um ein Vor-
haben zur Förderung von Lithium
im Rheingraben sowie um jeweils
ein Bergbauprojekt in Kanada und
Australien.

Der Fonds geht auf eine Initiative
des ehemaligen Bundeswirtschafts-
ministers Robert Habeck (Grüne)
zurück, eingeplant war dafür eine
Milliarde Euro. In der neuen Bun-
desregierung herrschte Uneinigkeit
über die Finanzierung. Das Düssel-
dorfer Handelsblatt berichtete dann
in der vergangenenWoche über eine

Einigung zwischen Bundeswirt-
schaftsministerin Katherina Reiche
(CDU) und Bundesfinanzminister
Lars Klingbeil (SPD).

Der Bild-Zeitung berichtete nun,
dass am Zielwert von einer Milliar-
de Euro bis 2029 festgehalten werde.
Noch in diesem Jahr sollen demnach
50 Millionen Euro für die Lithium-
Gewinnung in Deutschland zurVer-
fügung stehen. Das deutsch-austra-
lische UnternehmenVulcan Energy
Resources will im Oberrheingraben
per Geothermie Lithium-haltiges
Wasser fördern und das Metall dann
mit chemischen Prozessen aus dem
Wasser herauslösen, um es anschlie-
ßend in der Batterieproduktion zu
verwenden.

Ein weiteres Projekt sei die Kup-
fer-Gold-Förderung mit Kanada, die
mit bis zu 150 Millionen Euro ge-
fördert werden soll, berichtete die
„Bild“ weiter. Außerdem werde sich

der Fonds an der Förderung von Sel-
tenen Erden in Australien mit bis zu
100 Millionen Euro beteiligen. Rei-
che betonte zudem, dass die Bun-
desregierung zusätzlich auf private
Investoren setze. Für das Projekt in
der Pfalz gebe es bereits Zusagen in

Milliardenhöhe.
„Wir stellen uns der schwierigen

Situation mit China und investieren
selbst“, sagte Reiche der Bild-Zei-
tung. „Die Bundesregierung stellt
einen Euro zurVerfügung und priva-
te Investoren stellen dann zusätzlich

jeweils neun Euro zur Verfügung“.
Dies zeige, dass der Bund in der Lage
sei, privates Kapital zu hebeln.

China dominiert bei wichtigen
Rohstoffen wie Seltenen Erden und
Lithium den Weltmarkt. Die Prob-
lematik ist seit Langem bekannt, im
Zuge des Handelsstreits zwischen
den USA und China, in dessen
Rahmen Peking seine Marktmacht
speziell bei Seltenen Erden offen als
Druckmittel einsetzt, hat das Thema
jedoch weiter an Bedeutung gewon-
nen.

Sowohl bei Seltenen Erden als
auch bei Lithium ist der Abbau tech-
nologisch komplex und hat deutli-
che Auswirkungen auf die Umwelt.
China hat große eigeneVorkommen
und verfügt zudem über die Tech-
nologien für Abbau und Weiterver-
arbeitung. Auch bei weiteren Roh-
stoffen wie Kobalt, Graphit, Nickel
und Kupfer, die für Technologien

wie Batterien, Elektromotoren und
Windkraftanlagen benötigt werden,
sind Deutschland und Europa auf
Importe angewiesen.

Deutschland will die Lieferketten
diversifizieren. Bundesaußenminis-
ter Johann Wadephul (CDU) warb

in diesem Kontext am Montag vor
einem Besuch in Bolivien um eine
Partnerschaft mit dem südamerika-
nischen Land. „Bolivien ist reich an
Rohstoffen, vor allem im Bereich Li-
thium“, erklärteWadephul er.„Auch
in Bezug auf Seltene Erden gibt es in

Bolivien beeindruckende Möglich-
keiten.“

Der neue Präsident Rodrigo Paz
habe angekündigt, „Bolivien zur
Welt hin zu öffnen“, erklärte Wa-
dephul. „Darin hat Bolivien unsere
volle Unterstützung.“

Wadephul war am Samstag zu
einer Reise nach Südamerika und
Kanada aufgebrochen. Seine erste
Station war Kolumbien, wo er an
einem gemeinsamen Gipfel der EU
und der Gemeinschaft der Karibi-
schen und Lateinamerikanischen
Staaten (Celac) teilnahm. Letzte
ReisestationWadephuls ist Kanada,
wo er ab diesem Dienstag an einem
Außenministertreffen der G7-Staa-
tengruppe im Gebiet der Niagara-
Fälle teilnehmen wird.

Deutschland will beim Zugang zu wichtigen Metallen und Seltenen Erden unabhängiger von China werden. Dabei könnte auch Bolivien wichtig werden.
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Heizungsgesetz sorgt für Koalitionskrach

VONANTJEHÖNING
UNDFARINAKREMER

BERLIN Das Heizungsgesetz schlägt
Wellen – wieder einmal. CSU-Chef
Markus Söder will die Förderung
der Wärmepumpen abschaffen,
Bundesumweltminister Carsten
Schneider (SPD) daran festhalten.
Verbraucher sind verunsichert, die
Branche empört. Fragen und Ant-
worten dazu:

WieistdiePositionderBundesregie-
rung?
Das Gebäudeenergiegesetz (GEG),
wie das Heizungsgesetz offiziell
heißt, trat 2024 in Kraft. Es sieht vor,
dass jede neu eingebaute Heizung
mit 65 Prozent erneuerbaren Ener-
gien betrieben werden soll. Das gilt
aber vorerst nur für Neubaugebiete.
Für Bestandsbauten gibt es eine um-
fassen Förderung – und vor allem die
sorgtnunfürStreit.„DasHeizungsge-
setz gehört abgeschafft“, sagte Söder
in der ZDF-Sendung „Berlin direkt“.
Zwar solle es weiter Wärmepumpen
geben, diese seien jedoch durch das
Gesetz der Ampel-Regierung „so
überragend überdimensioniert fi-
nanziert und subventioniert“, dass
sieinanderenLänderngünstigersei-
en, sagt Söder und stützt sich auf den
Koalitionsvertrag: „Wir werden das
Heizungsgesetz abschaffen“, heißt
es dort. Doch schon der nächste Satz
zeigt, dass statt einer Abschaffung
eher eine Reform angedacht ist: Das
neue GEG solle technologieoffener,
flexibler und einfacher werden. Da-
mit war der Streit programmiert. Mi-
nister Schneider sagte am Sonntag
im „Bericht aus Berlin“, die Regie-
rung werde den klimafreundlichen
Heizungstausch weiter fördern, das
GEG werde im „Grundsatz so blei-
ben“. Wer wenig Einkommen habe,
könne bis zu 70 Prozent Zuschuss
erhalten. „Das werden wir auch bei-

behalten“, so Schneider. Bundes-
wirtschaftsministerin Katherina Rei-
che deutet am Montag Einschnitte
bei der Heizungsförderung an. Beim
Heizungstausch werde künftig mehr
Eigenverantwortung gefragt sein,
sagte die CDU-Politikerin in einer
wirtschaftspolitischen Grundsatz-
rede in Berlin. Sie bekräftigte ihr Ziel,
in der Energiepolitik insgesamt die

Kosten zu senken und sie marktwirt-
schaftlicher auszurichten.

WiereagiertdieBranche?
Die Branche ist entsetzt. „Der Hei-
zungsmarkt befindet sich seit fast

zwei Jahren im Rückwärtsgang –
2025 wird der Absatz so niedrig sein
wie seit über einem Jahrzehnt. Eine
erneute politische Verunsicherung
bremst Investitionen, die Klima-
ziele im Gebäudesektor rücken in
weite Ferne“, sagt der Sprecher des
Zentralverbands Sanitär Heizung
Klima. Deutschland brauche ver-
lässliche Rahmenbedingungen so-
wie planbare Förderung. Auch einer
der Marktführer, Vaillant, wünscht
sich Planungssicherheit:„Wenn För-
derprogramme aufgesetzt werden,
sollten sie langfristig angelegt sein
und in kleinen Schritten zurück-
gefahren werden, um hohe Nach-
frageschwankungen zu vermeiden.
Entsprechend sollten abrupte Kür-
zungen oder gar eine Einstellung der
derzeitigen Förderung vermieden
werden“, so derVaillant-Sprecher.

WelcheFörderunggibtesderzeit?
Noch gilt das Ampel-Gesetz mit üp-
piger Förderung. „Hauseigentümer

werden mit bis zu 70 Prozent der
förderfähigen Investitionskosten
unterstützt, wenn sie ihre alte Hei-
zung gegen eine klimafreundliche
Anlage austauschen. Insgesamt sind
bis zu 21 000 Euro Förderung für den
Einbau einer Wärmepumpe in ein
Bestandsgebäude möglich“, erläu-
tert der Vaillant-Sprecher. „Damit ist
der Kostenunterschied im Vergleich

zum Einbau einer neuen Gashei-
zung gering.“ Konkret staffeln sich
die Fördersätze so, wie der Bundes-
verband Wärmepumpe erläutert: Es
gibt 30 Prozent Basisförderung plus
einen Klimageschwindigkeitsbonus

von 20 Prozent. Hinzu kommt ein
Einkommensbonus von 30 Prozent,
wenn das zu versteuernde Jahres-
einkommen der letzten beiden Jahre
40 000 Euro jeweils nicht übersteigt.
Weitere fünf Prozent gibt es als Effizi-
enzbonus, wenn eineWärmepumpe
angeschafft wird, die ein natürliches
Kältemittel nutzt. Die Hilfe ist gede-
ckelt auf 30 000 Euro an Investitions-
kosten, von denen 70 Prozent geför-
dert werden.

Welche Heizungen werden derzeit
ammeistenverkauft?
„Unser Geschäft mit Wärmepum-
pen ist in Deutschland mittlerweile
größer als das mit Gasheizungen“,
erklärt Vaillant und ist damit kein
Einzelfall. Die Wärmepumpe ist
erstmals Deutschlands beliebtestes
Heizsystem, teilt der Verein Deut-
scher Ingenieure (VDI) mit. Das liegt
zum einen daran, dass die Nach-
frage nach Wärmepumpen steigt,
aber auch die nach Gasheizungen
zurückgeht. So wurden im ersten
Halbjahr 2025 rund 139 000 Wärme-
pumpen installiert – ein Plus von
55 Prozent gegenüber dem Vorjahr.
Damit der positive Trend anhält,
brauche es stabile Förderprogram-
me, so derVDI.

Wasistökonomischvernünftig?
Die Deutsche Umwelthilfe mahnt,
das Heizungsgesetz zu verteidigen.
Manuel Frondel, Energieexperte des
RWI-Leibniz-Instituts, gibt dagegen
Söder recht: „Die Subventionen für
Wärmepumpen sollten in der Tat
abgebaut werden, nicht nur, weil
eine Dauersubventionierung nicht
durchgehalten werden kann: Die
immense Höhe der Subvention pro
Wärmepumpen sorgt dafür, dass die
Wärmepumpenpreise deutlich hö-
her ausfallen als ohne jegliche Sub-
ventionen“, betont Frondel. „Wenn
die Politik kein abruptes Ende der
Subventionierung haben möchte,
sollte sie diese zumindest deutlich
über die Zeit abschmelzen.“ Auf
Dauer werden Gasheizungen ohne-
hin unattraktiv, weil der CO2-Preis
für Gas und andere fossile Energien
von Jahr zu Jahr steigt. „Ein steigen-
der CO2-Preis kann die Attraktivität
von Wärmepumpen steigern und so
das Abschmelzen der Subventionen
abfedern“, so der RWI-Experte.

CSU-Chef Markus Söder
will die Wärmepumpen-
Subvention abschaffen,
die SPD daran festhalten.
Die Branche warnt vor
einer Verunsicherung der
Verbraucher.

Die schwarz-rote Koalition steuert beimHeizungsgesetz auf einen Konflikt zu. FOTO: DITTRICH/DPA
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KI-Rechenleistung
vervierfacht sich
laut Studie bis 2030
BERLIN (dpa) Beim Ausbau von Re-
chenzentren vor allem für Künstliche
Intelligenz (KI) bleiben Deutschland
und Europa auch in den kommen-
den Jahren einer Untersuchung zu-
folge weit abgeschlagen. Zwar werde
sich die Leistung aller installierten
Rechenzentren in Deutschland bis
2030 um 60 Prozent auf dann mehr
als 5000 Megawatt erhöhen, prog-
nostiziert der Digitalverband Bitkom.
Das ist aber nur ein kleiner Bruchteil
der Leistung, die Länder wie die USA
und China schon heute aufgebaut
haben.

In den USA etwa sollen sich die
Rechenzentren-Kapazitäten nach
Bitkom-Angaben bis 2030 auf
95 000 Megawatt mehr als verdop-
peln. Auch China plant demnach
einen deutlich schnelleren Ausbau.
In Europa sollen sich die Kapazi-
täten im selben Zeitraum insge-
samt um rund 70 Prozent auf dann
28 000 Megawatt erhöhen. Die für
KI genutzte Rechenleistung werde
sich in Deutschland bis 2030 ver-
vierfachen, von derzeit 530 Mega-
watt auf dann 2020 Megawatt An-
schlussleistung, teilte Bitkom mit.
Das entspräche rund 40 Prozent der
Gesamtleistung in Rechenzentren.
Damit wachse auch der Energiebe-
darf. Schon in diesem Jahr lag dieser
bei 21,3 Milliarden Kilowattstunden
(kWh) – nahezu eine Verdoppelung
innerhalb der vergangenen zehn
Jahre.

„Rund zwei Drittel des Strombe-
darfs entfallen dabei auf die IT-In-
frastruktur der Rechenzentren, also
Server, Speicher und Netzwerktech-
nik“, hieß es. Das übrige Drittel ent-
falle auf die Kühlung oder die unter-
brechungsfreie Stromversorgung.
Angesichts des steigenden Bedarfs
besonders durch KI und Compu-
teranwendungen im Netz (Cloud-
Computing) werde Energieeffizi-
enz immer wichtiger. Mit mehr als
1100 Megawatt installierter Leistung
befinden sich die größten Rechen-
zentren-Kapazitäten im Großraum
Frankfurt. Für die nächsten Jahre
soll sich die installierte Leistung
dort mehr als verdoppeln. Die Region
punkte vor allem mit der Anbindung
an Europas größten Netzwerkknoten
sowie einem bereits vorhandenen
Rechenzentrum-Ökosystem.

Profil gezeigt
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Rheinland-Pfalz macht
bei der Windenergie Tempo

MAINZ (dpa)Beim Ausbau derWind-
energie will Rheinland-Pfalz zwei
Jahre schneller sein als vom Bund
vorgegeben. Mit dem sogenannten
Landeswindenergiegebiete-Gesetz
würden die vorgeschriebenen 2,2
Prozent Fläche für Windenergie
schon 2030 erreicht und nicht erst
2032, sagte der Parlamentarische
Geschäftsführer der Grünen-Frak-

tion, Carl-Bernhard von Heusinger,
in Mainz. Über den Gesetzentwurf
berät der Landtag an diesem Don-
nerstag. Die Verfahren würden auf
der Basis„solider Flächenanalysen“
mit„modernster Datenanalyse“ be-
schleunigt und neue Kooperationen
zwischen Gemeinden ermöglichen.
Dazu gehöre auch ein Tausch von
Flächen, sagte von Heusinger.

Angestrebter Flächenanteil soll früher erreicht werden.

Produktion dieser Seite:
Vincent Bauer
Lucas Hochstein

FRANKFURT (dpa) Häuser undWoh-
nungen in Deutschland verteuern
sich wieder deutlich – vor allem in
den größten Städten. Im dritten
Quartal stiegen die Immobilien-
preise um 3,8 Prozent zum Vorjah-
resquartal, zeigen neue Zahlen des
Verbands deutscher Pfandbriefban-
ken (VDP). Sowohl bei Eigentums-
wohnungen als auch bei Ein- und
Mehrfamilienhäusern ging es dem-

nach nach oben. Besonders stark
kletterten die Preise in den großen
Metropolen mit einem Plus von im
Schnitt 4,6 Prozent, berichtet der
Verband, der die wichtigsten Im-
mobilienfinanzierer hierzulande
vertritt, darunter Deutsche Bank,
Commerzbank, große Sparkassen
und Landesbanken.

In München, Düsseldorf, Ham-
burg und Köln stiegen die Wohn-

immobilienpreise um mehr als fünf
Prozent binnen Jahresfrist.

Auch für Mieter gibt es keine Ent-
warnung in der andauerndenWoh-
nungsknappheit: Die Neuvertrags-
mieten in Mehrfamilienhäusern
kletterten laut den Angaben bin-
nen Jahresfrist um 3,7 Prozent im
Bundesschnitt und um 3,8 Prozent
in den Metropolen. Am stärksten
ging es in Düsseldorf und Frank-

furt mit rund fünf Prozent aufwärts.
Der Wohnungsmangel in den Met-
ropolen werde wohl noch mehrere
Jahre anhalten, sagte VDP-Haupt-
geschäftsführer Jens Tolckmitt.
„Der Bauturbo ist gut und begrü-
ßenswert, aber es braucht mehr“.
Die Bundesregierung will mit dem
Instrument vor allem schnellere
und einfachere Genehmigungen
am Bau erreichen.

Immobilienpreise steigen deutlich
Häuser und Wohnungen verteuern sich nach neuen Zahlen wieder spürbar. Auch Mieter müssen mehr zahlen.

Rohstofffonds der Bundesregierung „in den Startlöchern“
BERLIN (afp) Der Rohstofffonds der
Bundesregierung, der die deutsche
Wirtschaft unabhängiger von China
machen soll, kann bald die Arbeit
aufnehmen.„Wir stehen hier in den
Startlöchern“, sagte eine Sprecherin
des Bundeswirtschaftsministeriums
am Montag. Derzeit würden noch
mehrere potenziell zu fördernde
Projekte geprüft. Medienberichten
zufolge geht es dabei um ein Vor-
haben zur Förderung von Lithium
im Rheingraben sowie um jeweils
ein Bergbauprojekt in Kanada und
Australien.

Der Fonds geht auf eine Initiative
des ehemaligen Bundeswirtschafts-
ministers Robert Habeck (Grüne)
zurück, eingeplant war dafür eine
Milliarde Euro. In der neuen Bun-
desregierung herrschte Uneinigkeit
über die Finanzierung. Das Düssel-
dorfer Handelsblatt berichtete dann
in der vergangenenWoche über eine

Einigung zwischen Bundeswirt-
schaftsministerin Katherina Reiche
(CDU) und Bundesfinanzminister
Lars Klingbeil (SPD).

Der Bild-Zeitung berichtete nun,
dass am Zielwert von einer Milliar-
de Euro bis 2029 festgehalten werde.
Noch in diesem Jahr sollen demnach
50 Millionen Euro für die Lithium-
Gewinnung in Deutschland zurVer-
fügung stehen. Das deutsch-austra-
lische UnternehmenVulcan Energy
Resources will im Oberrheingraben
per Geothermie Lithium-haltiges
Wasser fördern und das Metall dann
mit chemischen Prozessen aus dem
Wasser herauslösen, um es anschlie-
ßend in der Batterieproduktion zu
verwenden.

Ein weiteres Projekt sei die Kup-
fer-Gold-Förderung mit Kanada, die
mit bis zu 150 Millionen Euro ge-
fördert werden soll, berichtete die
„Bild“ weiter. Außerdem werde sich

der Fonds an der Förderung von Sel-
tenen Erden in Australien mit bis zu
100 Millionen Euro beteiligen. Rei-
che betonte zudem, dass die Bun-
desregierung zusätzlich auf private
Investoren setze. Für das Projekt in
der Pfalz gebe es bereits Zusagen in

Milliardenhöhe.
„Wir stellen uns der schwierigen

Situation mit China und investieren
selbst“, sagte Reiche der Bild-Zei-
tung. „Die Bundesregierung stellt
einen Euro zurVerfügung und priva-
te Investoren stellen dann zusätzlich

jeweils neun Euro zur Verfügung“.
Dies zeige, dass der Bund in der Lage
sei, privates Kapital zu hebeln.

China dominiert bei wichtigen
Rohstoffen wie Seltenen Erden und
Lithium den Weltmarkt. Die Prob-
lematik ist seit Langem bekannt, im
Zuge des Handelsstreits zwischen
den USA und China, in dessen
Rahmen Peking seine Marktmacht
speziell bei Seltenen Erden offen als
Druckmittel einsetzt, hat das Thema
jedoch weiter an Bedeutung gewon-
nen.

Sowohl bei Seltenen Erden als
auch bei Lithium ist der Abbau tech-
nologisch komplex und hat deutli-
che Auswirkungen auf die Umwelt.
China hat große eigeneVorkommen
und verfügt zudem über die Tech-
nologien für Abbau und Weiterver-
arbeitung. Auch bei weiteren Roh-
stoffen wie Kobalt, Graphit, Nickel
und Kupfer, die für Technologien

wie Batterien, Elektromotoren und
Windkraftanlagen benötigt werden,
sind Deutschland und Europa auf
Importe angewiesen.

Deutschland will die Lieferketten
diversifizieren. Bundesaußenminis-
ter Johann Wadephul (CDU) warb

in diesem Kontext am Montag vor
einem Besuch in Bolivien um eine
Partnerschaft mit dem südamerika-
nischen Land. „Bolivien ist reich an
Rohstoffen, vor allem im Bereich Li-
thium“, erklärteWadephul er.„Auch
in Bezug auf Seltene Erden gibt es in

Bolivien beeindruckende Möglich-
keiten.“

Der neue Präsident Rodrigo Paz
habe angekündigt, „Bolivien zur
Welt hin zu öffnen“, erklärte Wa-
dephul. „Darin hat Bolivien unsere
volle Unterstützung.“

Wadephul war am Samstag zu
einer Reise nach Südamerika und
Kanada aufgebrochen. Seine erste
Station war Kolumbien, wo er an
einem gemeinsamen Gipfel der EU
und der Gemeinschaft der Karibi-
schen und Lateinamerikanischen
Staaten (Celac) teilnahm. Letzte
ReisestationWadephuls ist Kanada,
wo er ab diesem Dienstag an einem
Außenministertreffen der G7-Staa-
tengruppe im Gebiet der Niagara-
Fälle teilnehmen wird.

Deutschland will beim Zugang zu wichtigen Metallen und Seltenen Erden unabhängiger von China werden. Dabei könnte auch Bolivien wichtig werden.
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Markus Söder will die Förderung
der Wärmepumpen abschaffen,
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Schneider (SPD) daran festhalten.
Verbraucher sind verunsichert, die
Branche empört. Fragen und Ant-
worten dazu:
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rung?
Das Gebäudeenergiegesetz (GEG),
wie das Heizungsgesetz offiziell
heißt, trat 2024 in Kraft. Es sieht vor,
dass jede neu eingebaute Heizung
mit 65 Prozent erneuerbaren Ener-
gien betrieben werden soll. Das gilt
aber vorerst nur für Neubaugebiete.
Für Bestandsbauten gibt es eine um-
fassen Förderung – und vor allem die
sorgtnunfürStreit.„DasHeizungsge-
setz gehört abgeschafft“, sagte Söder
in der ZDF-Sendung „Berlin direkt“.
Zwar solle es weiter Wärmepumpen
geben, diese seien jedoch durch das
Gesetz der Ampel-Regierung „so
überragend überdimensioniert fi-
nanziert und subventioniert“, dass
sieinanderenLänderngünstigersei-
en, sagt Söder und stützt sich auf den
Koalitionsvertrag: „Wir werden das
Heizungsgesetz abschaffen“, heißt
es dort. Doch schon der nächste Satz
zeigt, dass statt einer Abschaffung
eher eine Reform angedacht ist: Das
neue GEG solle technologieoffener,
flexibler und einfacher werden. Da-
mit war der Streit programmiert. Mi-
nister Schneider sagte am Sonntag
im „Bericht aus Berlin“, die Regie-
rung werde den klimafreundlichen
Heizungstausch weiter fördern, das
GEG werde im „Grundsatz so blei-
ben“. Wer wenig Einkommen habe,
könne bis zu 70 Prozent Zuschuss
erhalten. „Das werden wir auch bei-

behalten“, so Schneider. Bundes-
wirtschaftsministerin Katherina Rei-
che deutet am Montag Einschnitte
bei der Heizungsförderung an. Beim
Heizungstausch werde künftig mehr
Eigenverantwortung gefragt sein,
sagte die CDU-Politikerin in einer
wirtschaftspolitischen Grundsatz-
rede in Berlin. Sie bekräftigte ihr Ziel,
in der Energiepolitik insgesamt die

Kosten zu senken und sie marktwirt-
schaftlicher auszurichten.

WiereagiertdieBranche?
Die Branche ist entsetzt. „Der Hei-
zungsmarkt befindet sich seit fast

zwei Jahren im Rückwärtsgang –
2025 wird der Absatz so niedrig sein
wie seit über einem Jahrzehnt. Eine
erneute politische Verunsicherung
bremst Investitionen, die Klima-
ziele im Gebäudesektor rücken in
weite Ferne“, sagt der Sprecher des
Zentralverbands Sanitär Heizung
Klima. Deutschland brauche ver-
lässliche Rahmenbedingungen so-
wie planbare Förderung. Auch einer
der Marktführer, Vaillant, wünscht
sich Planungssicherheit:„Wenn För-
derprogramme aufgesetzt werden,
sollten sie langfristig angelegt sein
und in kleinen Schritten zurück-
gefahren werden, um hohe Nach-
frageschwankungen zu vermeiden.
Entsprechend sollten abrupte Kür-
zungen oder gar eine Einstellung der
derzeitigen Förderung vermieden
werden“, so derVaillant-Sprecher.

WelcheFörderunggibtesderzeit?
Noch gilt das Ampel-Gesetz mit üp-
piger Förderung. „Hauseigentümer

werden mit bis zu 70 Prozent der
förderfähigen Investitionskosten
unterstützt, wenn sie ihre alte Hei-
zung gegen eine klimafreundliche
Anlage austauschen. Insgesamt sind
bis zu 21 000 Euro Förderung für den
Einbau einer Wärmepumpe in ein
Bestandsgebäude möglich“, erläu-
tert der Vaillant-Sprecher. „Damit ist
der Kostenunterschied im Vergleich

zum Einbau einer neuen Gashei-
zung gering.“ Konkret staffeln sich
die Fördersätze so, wie der Bundes-
verband Wärmepumpe erläutert: Es
gibt 30 Prozent Basisförderung plus
einen Klimageschwindigkeitsbonus

von 20 Prozent. Hinzu kommt ein
Einkommensbonus von 30 Prozent,
wenn das zu versteuernde Jahres-
einkommen der letzten beiden Jahre
40 000 Euro jeweils nicht übersteigt.
Weitere fünf Prozent gibt es als Effizi-
enzbonus, wenn eineWärmepumpe
angeschafft wird, die ein natürliches
Kältemittel nutzt. Die Hilfe ist gede-
ckelt auf 30 000 Euro an Investitions-
kosten, von denen 70 Prozent geför-
dert werden.

Welche Heizungen werden derzeit
ammeistenverkauft?
„Unser Geschäft mit Wärmepum-
pen ist in Deutschland mittlerweile
größer als das mit Gasheizungen“,
erklärt Vaillant und ist damit kein
Einzelfall. Die Wärmepumpe ist
erstmals Deutschlands beliebtestes
Heizsystem, teilt der Verein Deut-
scher Ingenieure (VDI) mit. Das liegt
zum einen daran, dass die Nach-
frage nach Wärmepumpen steigt,
aber auch die nach Gasheizungen
zurückgeht. So wurden im ersten
Halbjahr 2025 rund 139 000 Wärme-
pumpen installiert – ein Plus von
55 Prozent gegenüber dem Vorjahr.
Damit der positive Trend anhält,
brauche es stabile Förderprogram-
me, so derVDI.

Wasistökonomischvernünftig?
Die Deutsche Umwelthilfe mahnt,
das Heizungsgesetz zu verteidigen.
Manuel Frondel, Energieexperte des
RWI-Leibniz-Instituts, gibt dagegen
Söder recht: „Die Subventionen für
Wärmepumpen sollten in der Tat
abgebaut werden, nicht nur, weil
eine Dauersubventionierung nicht
durchgehalten werden kann: Die
immense Höhe der Subvention pro
Wärmepumpen sorgt dafür, dass die
Wärmepumpenpreise deutlich hö-
her ausfallen als ohne jegliche Sub-
ventionen“, betont Frondel. „Wenn
die Politik kein abruptes Ende der
Subventionierung haben möchte,
sollte sie diese zumindest deutlich
über die Zeit abschmelzen.“ Auf
Dauer werden Gasheizungen ohne-
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für Gas und andere fossile Energien
von Jahr zu Jahr steigt. „Ein steigen-
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BERLIN (dpa) Beim Ausbau von Re-
chenzentren vor allem für Künstliche
Intelligenz (KI) bleiben Deutschland
und Europa auch in den kommen-
den Jahren einer Untersuchung zu-
folge weit abgeschlagen. Zwar werde
sich die Leistung aller installierten
Rechenzentren in Deutschland bis
2030 um 60 Prozent auf dann mehr
als 5000 Megawatt erhöhen, prog-
nostiziert der Digitalverband Bitkom.
Das ist aber nur ein kleiner Bruchteil
der Leistung, die Länder wie die USA
und China schon heute aufgebaut
haben.

In den USA etwa sollen sich die
Rechenzentren-Kapazitäten nach
Bitkom-Angaben bis 2030 auf
95 000 Megawatt mehr als verdop-
peln. Auch China plant demnach
einen deutlich schnelleren Ausbau.
In Europa sollen sich die Kapazi-
täten im selben Zeitraum insge-
samt um rund 70 Prozent auf dann
28 000 Megawatt erhöhen. Die für
KI genutzte Rechenleistung werde
sich in Deutschland bis 2030 ver-
vierfachen, von derzeit 530 Mega-
watt auf dann 2020 Megawatt An-
schlussleistung, teilte Bitkom mit.
Das entspräche rund 40 Prozent der
Gesamtleistung in Rechenzentren.
Damit wachse auch der Energiebe-
darf. Schon in diesem Jahr lag dieser
bei 21,3 Milliarden Kilowattstunden
(kWh) – nahezu eine Verdoppelung
innerhalb der vergangenen zehn
Jahre.

„Rund zwei Drittel des Strombe-
darfs entfallen dabei auf die IT-In-
frastruktur der Rechenzentren, also
Server, Speicher und Netzwerktech-
nik“, hieß es. Das übrige Drittel ent-
falle auf die Kühlung oder die unter-
brechungsfreie Stromversorgung.
Angesichts des steigenden Bedarfs
besonders durch KI und Compu-
teranwendungen im Netz (Cloud-
Computing) werde Energieeffizi-
enz immer wichtiger. Mit mehr als
1100 Megawatt installierter Leistung
befinden sich die größten Rechen-
zentren-Kapazitäten im Großraum
Frankfurt. Für die nächsten Jahre
soll sich die installierte Leistung
dort mehr als verdoppeln. Die Region
punkte vor allem mit der Anbindung
an Europas größten Netzwerkknoten
sowie einem bereits vorhandenen
Rechenzentrum-Ökosystem.
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TECHNISCHE ANGABEN ONLINE

TECHNISCHE ANGABEN ONLINE

Display-Banner Desktop

•  Anlieferung der Werbemittel: 
3 Werktage vor Veröffentlichung

•  Gestaltung der Werbemittel: 
35,00 Euro netto pro Werbemittel

•  Dateiformate: 
HTML5, JPG, GIF, PNG

•  Maximale Dateigröße: 
150 KB pro Werbemittel 
(Auflösung: max. 72 dpi) 

•  Wallpaper: 
besteht aus zwei Werbemitteln 
(970 x 250 + 200 x 600 Pixel)

•  Fireplace: besteht aus drei Werbemitteln 
volksfreund.de: 
1182 x 250/200 x 600/200x600 Pixel
SOL: 1000 x 250/200 x 600/200 x 600 Pixel

Interstitial

•  Anlieferung der Werbemittel: 
3 Werktage vor Veröffentlichung

•  Formatanpassung für ePaper: 
35,00 Euro netto pro Werbemittel

•  Dateiformate: jpg
•  Maximale Dateigröße: 300 KB
•  Formate: 

768 x 1024 Pixel und 1024 x 768 Pixel
(es werden beide Formate benötigt)

Newsletter

•  Anlieferung des Textes: 
3 Werktage vor Veröffentlichung

•  Gestaltung der Werbemittel: 
Inklusive

• Dateiformat: JPG, PNG
• Maximale Dateigröße: 150 KB
•  Logo-Sponsoring: 

300 x 70 Pixel
•  Textlänge: 

Text inkl. Überschrift und Leerzeichen 
max. 250 Zeichen

•  Bildgröße: 460 x 258 Pixel

Allgemein

Die angegebenen Dateigrößen gelten 
auch für Werbemittel, die über 3rd Party 
Redirects (dt.: Drittanbieter) ausgeliefert 
werden. Als Ausnahme gilt, wenn eine 
Funktion wie z. B. Smart-Downloading 
(Eyeblaster) genutzt wird.

Display-Banner Mobile

•  Anlieferung der Werbemittel: 
3 Werktage vor Veröffentlichung

•  Gestaltung der Werbemittel: 
35,00 Euro netto pro Werbemittel

•  Dateiformate: 
HTML5, JPG, GIF, PNG

•  Maximale Dateigröße: 
150 KB pro Werbemittel
(Auflösung: max. 72 dpi)

Digitale Beilagen

•  Anlieferung der Werbemittel: 
3 Werktage vor Veröffentlichung

•  Dateiformate: PDF

Native Ad + Teaser

•  Anlieferung und Beauftragung 
des Textes: 
6 bis 10 Werktage, Zuschlag 
bei Expresslieferung 3 Werktage

•  Gestaltung und Bereitstellung 
der Werbemittel:
Texterstellung 140,00 Euro netto.
Bereitstellungsseite: 
199, 00 Euro netto

•  Dateiformate: JPG, PNG
•  Textformate: DOCX (Word)

Podcast

•  Anlieferung Textgrundlage: 
14 Tage vor Veröffentlichung

•  Produktion des Spots: 
Inklusive (wird eingesprochen)

•  Dateiformat: DOCX (Word), PDF
•  Textlänge: 

200 - 400 Zeichen
•  Länge des Spots: 

max. 30 Sekunden

Vorschaltscreen

•  Anlieferung der Werbemittel: 
3 Werktage vor Veröffentlichung

•  Formatanpassung ePaper: 
35,00 Euro netto pro Werbemittel

•  Dateiformate: JPG, PNG
•  Maximale Dateigröße: 300 KB
•  Formte: 768 x 1024 Pixel, 

1024 x 768 Pixel, 320 x 480 Pixel 
und 480 x 320 Pixel
(es werden vier Formate benötigt)

•   Weitere Informationen:
Video-Dateien werden nach 
Absprache angenommen. User 
dürfen nicht per Pop-Up 
gezwungen werden, ein Plugin 
zu installieren, um das 
Werbemittel sehen zu können. 
Werbemittel dürfen nicht als 
Windows-, Mac- oder Unix-Info-
boxen oder Fehler-
meldungsboxen dargestellt 
werden oder auf andere Art zu 
Verwechslungen mit System-
meldungen führen.

•   Datenübertragung:
anzeigen@volksfreund.de
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TECHNISCHE ANGABEN PRINT

Ausführliche technische Daten unter: https://leserservice.volksfreund.de/Services/technische-angaben

TECHNISCHE ANGABEN PRINT

1. A L LG E M E I N E S
  Satzspiegel 
326 x 480 mm Abdruckgröße bei Anzeigenspalten, 
Rheinisches Format (3.360 mm); 
325 x 480 mm Abdruckgröße bei Textspalten, 
Rheinisches Format (3.360 mm);
232 x 326 mm Abdruckgröße, Tabloid (1.630 mm)

  Spaltenbreite und Spaltenanzahl 
a) Anzeigenteil: 44 mm/7 Spalten, 
b) Textteil: 50 mm/6 Spalten (325 mm) 

  Grundschrift 
Anzeigenteil: 7,5 Punkt (bei Fließsatzanzeigen behält sich der 
Verlag – auch bei Anlieferung fertiger Vorlagen – Neusatz in 
der entsprechenden Grundschrift vor)

  Druckverfahren Offsetdruck
  Druckform Computer-to-Plate (CTP)

2 .  D R U C K U N T E R L AG E N
  Rasterweite 60 (+/– 2) Linien/cm
Werden Raster mit höherer oder niedrigerer Rasterweite 
eingesetzt, so ist die Gradation anzupassen, da hier höhere 
oder niedrigere Tonwertzunahmen auftreten.

  Strichbreite (Schriften und Linien)
Negative Striche: mind. 0,15 mm; 
Positive Striche: mind. 0,10 mm.
Kleine Negativschriften mindestens in Halbfett 
serifenlos ausführen!

  Rasterpunktform Gemäßigter Kettenpunkt
Der erste Punktschluss sollte bei 40 %, 
der zweite Punktschluss bei 60 % liegen.

  CMYK-Separation Daten sind im CMYK-Farbraum mit dem 
entsprechenden ICC-Profil für den Zeitungsdruck anzuliefern.
ICC-Profil zum Druckverfahren: WAN-IFRAnewspaper26v5 
(max. Farbauftrag 220%)
Download unter: http://www.ifra.com.
Tonwertzunahme-Berücksichtigung: 26 % (Mittelton bei 40 %).

  Farb-Konvertierungen: RGB-Daten ohne Profil wird der 
sRGB-Farbraum zugewiesen und dieser wird für das 
entsprechende Druckverfahren relativ farbmetrisch 
umgerechnet. Schmuckfarben werden in CMYK aufgelöst.
CMYK-Daten ohne Profil (kein Output-Intent/keine Ausgabe-
bedingung) werden inhaltlich 1:1 übernommen, 
ggf. farbtechnisch für den Zeitungsdruck angepasst. 
In allen Fällen, in denen eine Farb-Konvertierung notwendig ist, 
kann es zu Veränderungen der Farbwerte kommen. 
Bei Nichtberücksichtigung der o. a. Angaben werden die Daten 
automatisiert und standardisiert angepasst, Reklamationen 
sind dann ausgeschlossen.

Bei der Saarbrücker Zeitung wird die im Zeitungsdruck gültige 
ISO 12647-3:2013 angewendet. Mit dieser Maßnahme schließen wir 
uns der Mehrzahl der Zeitungsverlage an und unterstützen damit die 
Standardisierungsbemühungen in der Branche.

SPALTEN 1 2 3 4 5 6 7

 Breite (mm) 
Textspalte 50 105 160 215 270 325 –

 Breite (mm)
Anzeigenspalte 44 91 138 185 232 279 326

Seitenhöhe 480 mm, ganzseitige Panorama-Anzeige: 675 x 480 mm 

3.  A N F O R D E R U N G E N A N DAT E N T R ÄG E R U N D 
DAT E N AU S TAU S C H

  Datenanlieferung E-Mail: anzeigen@volksfreund.de
  Datenformate Es werden vorzugsweise PDF-Dateien mit 
inkludierten Schriften verarbeitet. Der Verlag behält sich vor, 
Dateien von veralteten oder nicht gebräuchlichen Programmen 
bzw. Versionen zu reklamieren. 
Hinweis: Aus Office-Dateien (Word, Excel) werden die Texte 
übernommen. Eingebundene Logos müssen die notwendige 
Auflösung haben, um produziert werden zu können. Fonts 
werden ersetzt. 
Der Kunde hat sicherzustellen, dass die von ihm zur Verfügung 
gestellten Schriften, Bilder und Logos frei von Rechten Dritter 
sind und Rechte Dritter nicht verletzen. Verletzt der Kunde diese 
Pflicht und wird der Verlag deshalb in Anspruch genommen, hat 
der Kunde den Verlag von diesen Ansprüchen einschließlich der 
dem Verlag aus der Inanspruchnahme erwachsenden Kosten 
freizustellen.

  Bildauflösung Bilddaten dürfen nicht in zu feiner Auflösung 
geliefert werden, weil sonst Rechen- und Verarbeitungszeiten 
unvertretbar hoch werden. Eine 4c-Bilddatei sollte nicht mehr als
100 Kilobyte/cm2 enthalten. Eine höhere Auflösung führt zu 
keiner Qualitätsverbesserung im Druck. Für die tatsächliche 
Bildausgabegröße sollte die Bildeingabeauflösung von 200 dpi 
nicht unterschritten werden.

4. F O R M AT E
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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN

A L L G E M E I N E G E S C H Ä F T S B E D I N G U N G E N F Ü R A N Z E I G E N U N D 
F R E M D B E I L A G E N I M T R I E R I S C H E N V O L K S F R E U N D U N D F Ü R 
O N L I N E - W E R B E M I T T E L A U F U N S E R E N D I G I TA L E N K A N Ä L E N

1   „Werbeauftrag“ im Sinn der nachfolgenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist der Ver-
trag über die Veröffentlichung einer oder mehrerer Anzeigen eines Werbungstreibenden 
oder sonstigen Inserenten in einer Druckschrift oder einem Online-Medium zum Zweck 
 einer Verbreitung. Digitale Kanäle sind u. a. volksfreund.de, saarbruecker-zeitung.de, 
 pfaelzischer-merkur.de, sol.de und news-trier.de sowie die zum Verlag gehörenden Apps, 
Newsletter und Social Media Seiten. Werbeaufträge im digitalen Bereich sind insbesonde-
re: Banner, Advertorials, Subchannel, Social Media Postings und Multimedia Content. Für 
jeden Werbeauftrag und für alle Folgeaufträge  gelten die vorliegenden AGB sowie die zum 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses aktuelle Preisliste des Anbieters (nachfolgend „Ver-
lag“), deren Regelungen einen wesentlichen Vertragsbestandteil bilden. 

2   Die AGB gelten sinngemäß für Beilagenaufträge. Diese werden vom Verlag grundsätzlich 
erst nach Vorlage eines Musters angenommen.

3   Aufträge für Anzeigen bzw. Werbung können persönlich, telefonisch, schriftlich, per E-Mail, 
Telefax oder per Internet aufgegeben werden. Der Verlag haftet nicht für Übermittlungsfeh-
ler. Bei der Aufgabe über das Internet kann der Auftraggeber während des Bestellvorgangs 
jederzeit und abschließend noch einmal durch Anklicken des „Zurück“- Buttons zu den 
vorherigen Eingabemasken zurückspringen und seine Angaben prüfen und ggf. korrigieren. 
Der Werbeauftrag kommt zustande durch die Buchung der Anzeige durch den Auftraggeber 
(Angebot) und Bestätigung der Buchung durch den Verlag in Textform (Annahme) oder 
durch Zusendung der Rechnung. Der Verlag sendet dem Auftraggeber in einer automatisch 
generierten E-Mail die Bestätigung über die Anzeigenbuchung mit dem Anzeigentext zu. 
Registrierte Kunden können ihre Anzeigen im Login-Bereich einsehen. Dort werden die An-
zeigen 13 Monate gespeichert.

4   Bei Werbeaufträgen besteht kein Widerrufsrecht für Verbraucher. Gemäß § 312 g Abs. 2 Nr. 
1 BGB ist das Widerrufsrecht bei Verträgen über Leistungen ausgeschlossen, die nicht vor-
gefertigt sind und für deren Herstellung eine individuelle Auswahl durch den Verbraucher 
maßgeblich ist oder die auf die persönlichen Bedürfnisse des Verbrauchers zugeschnitten 
sind.

5   Die in der Preisliste ausgewiesenen Anzeigen- und Erscheinungstermine sind für den Ver-
lag unverbindlich. Dem Verlag steht es frei, die Anzeigen- und Erscheinungstermine (auch 
bei Sonderveröffentlichungen) kurzfristig dem Produktionsablauf entsprechend anzupas-
sen. Sofern keine eindeutige Platzierung vereinbart ist, kann der Verlag die Platzierung frei 
bestimmen. Nach Rücksprache mit dem Kunden kann der Verlag Online-Anzeigen in einem 
anderen Ressort platzieren, sofern das gewünschte Ressort bereits belegt ist oder die ge-
buchte Ausspielungsmenge des Banners aufgrund der aktuellen digitalen Reichweite nicht 
erreicht werden kann. Sollte die digitale Ausspielung aufgrund technischer Störungen nicht 
möglich sein, steht es dem Kunden frei, seine Schaltung kostenlos zu einem anderen mit 
dem Verlag abgestimmten Zeitpunkt zu wiederholen. Ein Recht auf Rückerstattung des 
Gesamt- bzw. eines Teilbetrages besteht nicht. E-Paper-Seitenplatzierungen sind nicht ver-
bindlich. Aufgrund der sogenannten Interstitialwerbung kann sich die Seitenreihenfolge 
verschieben.

6   Textteil-Anzeigen sind Anzeigen, die mit mindestens drei Seiten an den Text und nicht an 
andere Anzeigen angrenzen. Anzeigen, die auf Grund ihrer redaktionellen Gestaltung nicht 
als Anzeigen erkennbar sind, werden als solche vom Verlag mit dem Wort „Anzeige“ deut-
lich kenntlich gemacht.

7   Der Verlag kann Werbeaufträge nach sachgemäßem Ermessen ablehnen. Dies gilt insbe-
sondere, wenn der Inhalt der Werbeaufträge gegen Gesetze oder behördliche Bestimmun-
gen verstößt, vom deutschen Werberat beanstandet wurde, wenn deren Veröffentlichung 
für den Verlag wegen des Inhalts, der Herkunft oder der technischen Form unzumutbar ist 
oder Beilagen durch Format oder Aufmachung beim Leser den Eindruck eines Bestandteils 
der Zeitung erwecken oder Fremdanzeigen enthalten.

8   Die Schlusstermine für Anzeigenunterlagen (= Anzeigenschluss) sind den jeweils gültigen 
Seiten mit den Verlagsangaben und für die Rubriken den Branchenseiten der Preisliste des 
Verlags zu entnehmen. Für die rechtzeitige Lieferung fehlerfreier Druckdaten, Banner, Text- 
und Bildmaterial oder der Beilagen ist der Auftraggeber verantwortlich. Für erkennbar nicht 
lesbare Druckdaten fordert der Verlag unverzüglich Ersatz an. Der Verlag gewährleistet die 
für die belegte Ausgabe übliche Druckqualität im Rahmen der durch die Druckunterlagen 
gegebenen Möglichkeiten bzw. die digitale Ausspielung in der durch den Auftraggeber ge-
lieferten Qualität. Die Pflicht zur Aufbewahrung endet drei Wochen nach Veröffentlichung 
der Anzeige.

9   Reklamationen müssen vom Auftraggeber bei offensichtlichen Mängeln spätestens inner-
halb von zwei Wochen nach Eingang der Rechnung geltend gemacht werden. Nicht offen-
sichtliche Mängel muss der Auftraggeber spätestens ein Jahr nach Veröffentlichung der 
Anzeige reklamieren. Bei fehlerhaftem Abdruck einer Anzeige, trotz rechtzeitiger Lieferung 
einwandfreier Druckdaten und rechtzeitiger Reklamation, kann der Auftraggeber den Ab-
druck einer einwandfreien Ersatzanzeige verlangen. Der Anspruch auf Nacherfüllung ist 
ausgeschlossen, wenn dies für den Verlag mit unverhältnismäßigen Kosten verbunden ist. 

Lässt der Verlag eine ihm gesetzte angemessene Frist verstreichen, verweigert er die 
Nacherfüllung, ist die Nacherfüllung dem Verlag nicht zumutbar oder schlägt sie fehl, so 
hat der Auftraggeber das Recht, vom Vertrag zurückzutreten oder Zahlungsminderung in 
dem Ausmaß geltend zu machen, in dem der Zweck der Anzeige beeinträchtigt wurde. Ge-
währleistungsansprüche von Kaufleuten verjähren zwölf Monate nach Veröffentlichung der 
entsprechenden Anzeige. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Gewährleistungsfristen.

10   Der Verlag haftet für vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachte Schäden, für Schäden 
aus schuldhafter Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit sowie für Schä-
den aufgrund mindestens leicht fahrlässiger Verletzung einer Pflicht, deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Werbeauftrags überhaupt erst ermöglicht, deren Ver-
letzung die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet und auf deren Einhaltung der Auftrag-
geber regelmäßig vertraut. Die Schadensersatzpflicht ist – abgesehen von der Haftung für 
Vorsatz und schuldhafter Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit – auf 
den vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. Im Übrigen sind Scha-
denersatzansprüche gegen den Verlag unabhängig vom Rechtsgrund ausgeschlossen. So-
weit die Haftung des Verlages nach den vorstehenden Regelungen ausgeschlossen oder 
beschränkt ist, gilt dies auch für die persönliche Haftung der Mitarbeiter, Vertreter und Er-
füllungsgehilfen. Unberührt bleibt die Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz. Schaden-
ersatzansprüche gegen den Verlag verjähren, mit Ausnahme von Ansprüchen aus unerlaub-
ter oder vorsätzlicher Handlung, in zwölf Monaten nach dem Zeitpunkt, in dem der 
Auftraggeber von den Anspruch begründenden Umständen Kenntnis erlangt hat oder hätte 
erlangen müssen. Beachtet der Auftraggeber die Empfehlungen des Verlages zur Erstel-
lung und Übermittlung von digitalen Druckunterlagen nicht, stehen ihm keine Ansprüche 
wegen fehlerhafter Anzeigenveröffentlichung zu. Dies gilt auch, wenn er sonstige Regelun-
gen dieser AGB oder der Preisliste nicht beachtet. Der Kunde haftet dafür, dass übermittel-
te Daten frei von Viren sind. Dateien mit Viren kann der Verlag löschen, ohne dass der 
Kunde hieraus Ansprüche herleiten könnte. Der Verlag behält sich im Übrigen Ersatzansprü-
che für von Viren verursachte Schäden vor.

11  Korrekturabzüge werden nur auf ausdrücklichen Wunsch geliefert. Der Auftraggeber trägt 
die Verantwortung für die Richtigkeit der zurückgesandten Korrekturabzug. Der Verlag be-
rücksichtigt alle Fehlerkorrekturen, die ihm innerhalb der bei der Übersendung des Probe-
abzuges gesetzten Frist mitgeteilt werden. Sollte der Auftraggeber nach Übermittlung von 
drei Korrekturabzügen weitere Änderungen verlangen, die nicht auf einer Abweichung des 
Korrekturabzugs vom Auftrag beruhen, wird der Verlag dem Auftraggeber für die Erstellung 
und Lieferung jedes weiteren Korrekturabzuges einen Pauschalbetrag in Höhe von 12,00 € 
zzgl. Mehrwertsteuer in Rechnung stellen. Kosten für besondere, vom Auftraggeber 
 veranlasste Leistungen sowie für von ihm gewünschte oder zu vertretende erhebliche 
 Änderungen ursprünglich vereinbarter Ausführungen trägt im Übrigen der Auftraggeber.

12   Sind keine besonderen Größenvorschriften gegeben, so wird die nach Art der Anzeige 
 übliche, tatsächliche Abdruckhöhe der Berechnung zu Grunde gelegt.

13   Anzeigen-Rechnungen sind sofort nach Rechnungserhalt fällig und ohne Abzug zu bezah-
len. Bei Zahlungsverzug werden sämtliche offenstehenden Rechnungen bzw. Nachberech-
nungen zur sofortigen Zahlung fällig. Bei Stundung oder Zahlungsverzug werden Zinsen 
entsprechend § 288 BGB berechnet. Mahn- und Inkassokosten, die durch Zahlungsverzug 
entstehen, trägt der Auftraggeber. Der Verlag kann bei Zahlungsverzug die weitere Ausfüh-
rung des laufenden Auftrages bis zur Bezahlung zurückstellen und für die restlichen Anzei-
gen Vorauszahlung verlangen. Bei Vorliegen begründeter Zweifel an der Zahlungsfähigkeit 
des Auftraggebers ist der Verlag berechtigt, das Erscheinen weiterer Anzeigen ohne Rück-
sicht auf ein ursprünglich vereinbartes Zahlungsziel von der Vorauszahlung des Betrages 
und von dem Ausgleich offen stehender Rechnungsbeträge abhängig zu machen. Bei tele-
fonischer Auftragsannahme werden Aufträge von Anzeigen-Kunden ohne Abschluss mit-
tels Einzugsermächtigung abgewickelt. Fehlerhafte Anzeigenrechnungen können innerhalb 
von sechs Monaten nach Rechnungsstellung korrigiert werden. Der Auftraggeber ist zur 
Aufrechnung mit Gegenansprüchen nur berechtigt, wenn seine Gegenansprüche rechts-
kräftig festgestellt oder nicht bestritten sind. Zum Einzug Ihrer Forderung können Sie dem 
Verlag ein SEPA Basismandat erteilen. Der Einzug der Lastschrift erfolgt 5 Tage nach Rech-
nungsdatum. Die Frist für die Vorabankündigung (Pre-Notification) wird auf 5 Tage ver-
kürzt. Der Käufer sichert zu, für die Deckung des Kontos zu sorgen. Kosten, die aufgrund 
von Nichteinlösung oder Rückbuchung der Lastschrift entstehen, gehen zu Lasten des 
Rechnungsempfängers.

14   Der Verlag liefert auf Wunsch mit der Rechnung einen Anzeigenbeleg in Kopie. Je nach Art 
und Umfang des Werbeauftrages werden Anzeigenausschnitte, Belegstellen oder vollstän-
dige Belegnummern geliefert. Kann ein Beleg nicht mehr beschafft werden, so tritt an seine 
Stelle eine rechtsverbindliche Bescheinigung des Verlages über die Veröffentlichung und 
Verbreitung der Anzeige. Gedruckte Belegexemplare können nur bis vier Wochen nach Er-
scheinen zur Verfügung gestellt werden. Für digitale Aufträge erfolgt kein Belegversand.

15   Zuschriften auf Chiffre-Anzeigen werden per Post weitergeleitet. Der Verlag behält sich vor, 
bei Stückzahlen ab zehn gewerblichen Zuschriften von einem Absender eine Weiterlei-
tungsgebühr auf der Basis des jeweils gültigen Posttarifs zu berechnen. Der Auftraggeber 
kann den Verlag berechtigen, Zuschriften anstelle und im erklärten Einverständnis des 
Auftraggebers zu öffnen.
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Z U S ÄT Z L I C H E V E R L A G S A N G A B E N

a   Unbeschadet der Regelung in Ziffer 10 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen haftet 
der Verlag nicht, wenn er bei Entgegennahme und Prüfung der Anzeigen- und Beilagen-
texte die geschäftsübliche Sorgfalt anwendet. Er haftet auch nicht, wenn er von den 
Auftraggebern irregeführt oder getäuscht wird. Der Auftraggeber trägt in diesen Fällen 
allein die Verantwortung.

b   Der Auftraggeber ist für den rechtlichen Inhalt und die rechtliche Zulässigkeit der Anzei-
ge verantwortlich und stellt sicher, dass die Inhalte, insbesondere Texte, Bilder und 
Grafiken, keine Rechte Dritter, insbesondere Urheberrechte oder sonstige Schutzrechte 
verletzen und alle auf Fotos abgebildeten Personen mit der Veröffentlichung in der 
Print- und Online-Ausgabe einverstanden sind. Er stellt den Verlag von allen Ansprü-
chen Dritter wegen der Veröffentlichung der Anzeige frei, einschließlich der angemes-
senen Kosten zur Rechtsverteidigung. Der Verlag ist nicht zur Prüfung verpflichtet, ob 
ein Werbeauftrag die Rechte Dritter beeinträchtigt. Ist der Verlag zum Abdruck einer 
Gegendarstellung verpflichtet, hat der Auftraggeber die Kosten nach der gültigen Anzei-
genpreisliste zu tragen.

c   Wird infolge höherer Gewalt oder Störung des Arbeitsfriedens dem Verlag die Erfüllung 
eines Auftrags unmöglich, so darf der Verlag die Anzeige zum nächsten Erscheinungs-
termin in die Zeitung aufnehmen. Ein Anspruch auf Schadensersatz steht dem Auftrag-
geber in diesen Fällen nicht zu.

d   Bei fernmündlich aufgegebenen Bestellungen und Änderungen übernimmt der Verlag 
keine Haftung für die Richtigkeit der Wiedergabe. Abbestellungen bedürfen der schrift-
lichen Form.

e   Der Inserent räumt dem Verlag das Recht zur Korrektur offensichtlicher Schreibfehler 
ein.

f   Bei blattbreiten Anzeigen bzw. Eckformaten kann ein Textanschluss nur bis zu einer 
Höhe von 380 mm ermöglicht werden. Höhere Anzeigenformate werden auf volle Satz-
spiegelhöhe (480 mm) berechnet. Im Anzeigenteil werden blattbreite Anzeigen bzw. 
Eckformate ab 410 mm Höhe ganzseitig berechnet.

g   Für amtliche Anzeigen, die zu ermäßigten Preisen abgerechnet werden, wird keine Mitt-
lervergütung bezahlt.

h   Der Ausschluss von inserierenden Mitbewerbern ist nicht möglich.

i   Internet-Anzeigen: Der Verlag behält sich vor, Anzeigen auch in elektronischen Medien 
zu veröffentlichen. Bei Anzeigen, die im Internet veröffentlicht werden, ist der Verlag 
berechtigt, die Anzeigen technisch zu bearbeiten und optisch zu verändern. Bei Ausfall 
der technischen Verfügbarkeit des elektronischen Mediums/der elektronischen Medien 
oder fälschlicher Darstellung übernimmt der Verlag keine Haftung, sofern die Ursache 
für den Ausfall oder die fälschliche Darstellung nicht im Verursachungsbereich des 
Verlages liegen.

j   Unbeschadet der Regelung in Ziffer 7 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen behält 
sich der Verlag vor, alle mit Anschluss an redaktionelle Texte veröffentlichten Anzeigen 
mit dem Wort „Anzeige“ zu kennzeichnen.

k   Falls der Auftraggeber nicht Vorauszahlung leistet, wird die Rechnung sofort, möglichst 
aber 14 Tage nach  Veröffentlichung der Anzeige übersandt. Der Auftraggeber stimmt 
einer Übersendung als PDF-Datei an die E-Mail-Adresse zu, die im Rahmen der Auftrags-
abwicklung genutzt oder zu diesem Zweck mitgeteilt wurde. Die Rechnung ist innerhalb 
der aus der Preisliste ersichtlichen, vom Empfang der Rechnung an laufenden Frist zu 
bezahlen, sofern nicht im einzelnen Fall eine andere Zahlungsfrist oder Vorauszahlung 
vereinbart ist.

l   Todesanzeigen und Nachrufe werden auch unter https://volksfreund.trauer.de und im 
Portal www.trauer.de bundesweit veröffentlicht und können dort recherchiert werden. 
Der Auftraggeber kann dem widersprechen, wenn er keine Online-Veröffentlichung 
wünscht. Es gelten zusätzlich die Datenschutzhinweise der VRS Medien GmbH & Co. 
KG (https://www.trauer.de/Statisches/Datenschutz.aspx). Der Auftraggeber versichert, 
dass alle in der Anzeige genannten Personen mit der Veröffentlichung ihrer personen-
bezogenen Daten einschließlich der in der Anzeige enthaltenen Bilder einverstanden 
sind und stellt den Verlag von allen diesbezüglichen Ansprüchen frei.

16   Für die Gewährung eines Rabattzusammenschlusses für Tochtergesellschaften ist der 
schriftliche Nachweis einer mehr als 50%igen Kapitalbeteiligung erforderlich. Der Verlag 
gewährt Rabattzusammenschlüsse nur bei privatwirtschaftlich organisierten Unterneh-
men.

17   Ist der Werbeauftrag nach den geltenden deutschen gesetzlichen Bestimmungen nicht 
mehrwertsteuerpflichtig, erfolgt die Rechnungsstellung ohne Mehrwertsteuerberechnung. 
Der Verlag ist zur Nachberechnung der Mehrwertsteuer berechtigt, wenn die Finanzverwal-
tung die Steuerpflicht der Anzeige bejaht.

18   Werbeagenturen sind verpflichtet, sich in ihren Angeboten, Verträgen und Abrechnungen 
gegenüber den Werbungtreibenden an die Preise des Verlages zu halten. Die vom Verlag 
gewährte Vermittlungsprovision errechnet sich aus dem Kunden-Netto, also nach dem Ab-
zug von Rabatt, ggf. Boni und Mängelnachlass. Die Vermittlungsprovision wird nicht auf 
Privatpreise gewährt und fällt nur bei Vermittlung von Aufträgen Dritter an. Sie wird nur an 
vom Verlag anerkannte Werbeagenturen vergütet und dies nur unter der Voraussetzung, 
dass der Auftrag unmittelbar von der Werbeagentur erteilt wird, der die Beschaffung der 
fertigen und druckreifen Druckunterlagen obliegt und eine Gewerbeanmeldung als Werbe-
agentur vorlegt. Dem Verlag steht es frei, Aufträge von Werbeagenturen abzulehnen, wenn 
Zweifel an der berufsmäßigen Ausübung der Agenturtätigkeit oder der Bonität der Werbe-
agentur bestehen. Werbeaufträge durch Werbeagenturen werden in deren Namen und auf 
deren Rechnung erteilt. Soweit Werbeagenturen Aufträge erteilen, kommt daher der Vertrag 
im Zweifel mit der Werbeagentur zustande. Soll ein Werbungtreibender Auftraggeber wer-
den, muss dies gesondert und unter namentlicher Nennung des Werbungtreibenden verein-
bart werden. Der Verlag ist berechtigt, von der Werbeagentur einen Mandatsnachweis zu 
verlangen.

19   Der Auftraggeber erklärt sich damit einverstanden, dass er über Änderungen dieser AGB 
auf der Homepage (volksfreund.de) unterrichtet werden kann. Die Änderung gilt als vom 
Auftraggeber genehmigt, wenn er nicht innerhalb von vier Wochen ab Bekanntgabe oder 
ggf. Zugang der Unterrichtung der Änderung widerspricht. Widerspricht der Auftraggeber 
können laufende Verträge vom Verlag fristgerecht gekündigt werden. Sollten eine oder 
mehrere Bestimmungen des Werbeauftrages/dieser AGB/der Preisliste unwirksam sein 
oder werden, so wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Ent-
sprechendes gilt für die Ausfüllung etwaiger Regelungslücken. Es gilt deutsches Recht 
unter Ausschluss des UN-Kaufrechts und unter Ausschluss von Kollisionsrecht. Erfüllungs-
ort ist Trier. Gerichtsstand für Klagen gegen Kaufleute, juristische Personen des öffentli-
chen Rechts ist Trier.

20   VERBRAUCHERSCHLICHTUNG 
Die europäische OS-Plattform (Plattform zur außergerichtlichen Online-Streitbeilegung) der 
EU wurde am 20. Juli 2025 eingestellt. Unternehmen müssen daher alle Links und Hinweise 
auf diese Plattform von ihrer Website entfernen, um Abmahnungen zu vermeiden. Es bleibt 
jedoch die Pflicht, weiterhin Informationen zu allgemeinen außergerichtlichen Streitbeile-
gungsverfahren bereitzustellen. Die Plattform finden Sie im Internet unter https://consu-
mer-redress.ec.europa.eu/index_de. Wir sind nicht bereit und nicht verpflichtet, an Streit-
beilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle teilzunehmen.

21   Der Verlag speichert, verarbeitet und nutzt die im Zusammenhang mit der Geschäfts-
beziehung erhaltenen personenbezogenen Daten nur nach Maßgabe der der unter 
https://www.volksfreund.de/info/datenschutz/ abrufbaren Datenschutzerklärung.
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